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editoriAL » »Gesundheit – Kernaufgabe der Kommune« lautete die  
lapidare Überschrift der Ärztezeitung zur Tagung des Gesunde Städte- 
Netzwerkes im vergangenen Jahr. Diese Kernaufgabe erweist sich bei  
Zugrundelegung eines breiten Verständnisses von Gesundheit als wirk- 
liche Herausforderung. Die Rahmenbedingungen, angefangen bei der  
Finanzierung der Aufgaben über Sozialversicherungen bis hin zu In- 
fektionsschutz oder Weiterbildungsordnungen für Gesundheitsberufe, 
werden meist auf anderen staatlichen Ebenen gemacht. Aber Kommu- 
nen sind viel mehr als die reine Umsetzungsebene von Gesetzen, sie  
sind der Ort der Verwaltung von Mangel genauso wie der der Innovation. 

Gesundheit wird vor Ort häufig zusammengedacht mit anderen Hand- 
lungsfeldern, insbesondere Bildung, Umwelt oder Senior*innenpolitik. 
Dabei wird zugleich auch das soziale Miteinander auf kommunaler 
Ebene neu definiert, etwa in den Caring Communities. Die Beiträge in 
diesem Heft machen diese Bandbreite sehr deutlich. Es wird sehr schnell 
klar, dass eine Stärkung von kommunalen Handlungskompetenzen und 
Entscheidungsspielräumen notwendig ist. Heterogene Ausgangslagen 
für alle gesundheitsrelevanten Fragen erfordern Expertise vor Ort und 
maßgeschneiderte Lösungen. One-fits-all-Strategien helfen hier nicht 
weiter. Deshalb zielen in jüngster Zeit viele Modellprojekte auf die 
Stärkung der kommunalen Handlungskompetenz. Allein die LVG & AFS  
betreut mehrere Modellprojekte in diesem Bereich, zum Beispiel Kon- 
textcheck und Gesundheitsregionen, die wir beide in diesem Heft the-
matisieren. 

Gesundheit in allen Politikfeldern wird uns dieses Jahr noch weiter 
beschäftigen. Die nächste Impu!se-Ausgabe hat das Schwerpunktthema 
»Über den Tellerrand geschaut: Health in all Policies – International« 
(Redaktionsschluss 01.07.2019). Die übernächste Ausgabe der Impu!se  
wird das Schwerpunktthema »Psychische Gesundheit« aufgreifen (Re- 
daktionsschluss 04.10.2019). Wie immer sind Sie herzlich eingeladen,  
sich an den kommenden Ausgaben mit vielfältigen Beiträgen, Anregun- 
gen und Informationen zu beteiligen. 

Mit herzlichen, sommerlichen Grüßen aus Hannover und Bremen!

Thomas Altgeld und Team

Au S  d e m  i n h A Lt 
die Wiederentdeckung der Kommune  .......................................  02
dezentralisierung gesundheitlicher Versorgung .........................  03
Sorge (Care) und sorgende Gemeinschaft (caring community).....  05
das Soziale-orte-Konzept .........................................................  06
Partizipative entwicklungsansätze in der Kommune  ..................  07
Patientenlotsinnen und Patientenlotsen als Wegbereiter  ...........  08
i am your Buddy.hiv ..................................................................  09
Care Sharing  ............................................................................  10
Alles digitalisiert sich – auch die gemeinschaftliche Selbsthilfe ...  11
das vernetzte dorf  ...................................................................  12
Aufgabenfelder einer kommunalen Altenpolitik  ........................  13
Verhältnisbezogene Gesundheitsförderung in Kleinstädten  .......  14
Soziale medien im Gender-Check  ..............................................  16
impressum  ..............................................................................  17
Ausschreibung des 9. niedersächsischen Gesundheitspreises ......  18
nudging im Gesundheitswesen ................................................. 18
Kommunen in der pflegerischen Verantwortung stärken  ............  19
Gesundheitsregionen niedersachsen .........................................  20
Schatzsuche in niedersachsen ...................................................  21
Kassenübergreifende Gesundheitsförderung und Prävention  .....  22
Studentisches Gesundheitsmanagement  ..................................  22
Sozialgenossenschaften  ...........................................................  23
das Zahnmobil hannover »hilfe mit Biss«  ..................................  24
die »Lüneburger Alterslotsen«  ..................................................  25
»mit denken – demenzfreundliche region hildesheim« .............  26
Gesicht zeigen für Pflegeberufe  ................................................  27
Bücher, medien  ........................................................................  28
termine LVG & AFS ....................................................................  33
termine  ...................................................................................  36

gesundheit 
goes local
gesundheit vor Ort neu denken

is
sn

 1
43

8-
66

66
 



impu!se 103 | 2019Schwerpunkt

t h o m A S  A LtG e L d

die Wiederentdeckung der Kommune
Jede grafische Aufbereitung von Gesundheits-, Sozial- oder 
Bildungsdaten in Form einer Landkarte zeigt vor allem eines: 
die große Heterogenität der betrachteten Sachverhalte auf re-
gionaler Ebene, seien es nun fehlende Schulabschlüsse, die 
Zahngesundheit von Schulanfänger*innen oder der Anteil 
der über 75-Jährigen, die stationär gepflegt werden. Gleiches 
gilt für die gesundheitsbezogenen Infrastrukturen vor Ort, an-
gefangen vom Vorhandensein einer Geburtsklinik über die 
Hausarztdichte bis hin zur Palliativversorgung. Die Rahmen-
bedingungen für die genannten Beispiele werden auf Bun-
des- oder Landesebene geregelt. Die Kommunen selbst sind 
häufig nur der Ort der Umsetzung.

Keine gesundheitsbezogene Raumordnung bislang?
Kommunen obliegt die Aufgabe der Daseinsvorsorge, das 
heißt sie müssen alle Dienstleistungen, an deren Erbringung 
ein allgemeines öffentliches Interesse besteht, erbringen. So 
besteht für nicht gesundheitsbezogene Infrastrukturen ein ge-
setzlicher Auftrag, ausgeglichene Angebotsstrukturen vor Ort 
vorzuhalten. Nach § 2 Abs. 1 Raumordnungsgesetz, der die 
Grundsätze der Raumordnung regelt, sind »im Gesamtraum 
der Bundesrepublik Deutschland und in seinen Teilräumen 
[…] ausgeglichene soziale, infrastrukturelle, wirtschaftliche, 
ökologische und kulturelle Verhältnisse anzustreben. […] Auf 
einen Ausgleich räumlicher und struktureller Ungleichgewich-
te zwischen den Regionen ist hinzuwirken.«
Für den Bereich der Gesundheitsversorgung hingegen exis-
tiert weder in den Sozialgesetzbüchern noch in anderen ge-
setzlichen Regelungen eine vergleichbare Verpflichtung. Hin-
zu kommen die Sektorengrenzen der ambulanten, stationären, 
rehabilitativen und pflegerischen Versorgung. Deshalb ent-
stehen auf kommunaler Ebene spezifische, häufig sogar pa- 
rallele Fehl-, Über- und Unterversorgungslagen. Die Überver-
sorgung von Ballungsgebieten mit Fachärzt*innen ist dafür 
ein klassisches Beispiel. 
Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der Entwicklung 
im Gesundheitswesen hat 2014 in seinem wegweisenden Gut-
achten deshalb klare Ziele benannt: »Ansätze zur Optimie-
rung der Gesundheitsversorgung zielen deshalb zum einen 
auf den gleichzeitigen Abbau von regionaler und fachspezifi-
scher Über- und Unterversorgung, zum anderen auf eine ge-
zielte Weiterentwicklung innerhalb einzelner Sektoren sowie 
insbesondere die Etablierung zukunftsweisender Konzepte für 
eine integrierte und stärker koordinierte Versorgung. […] In 
den hier beispielhaft illustrierten Konstellationen sollen mög-
lichst alle für eine umfassende Versorgung besonders der äl- 
teren und chronisch erkrankten Bevölkerung erforderlichen 
medizinischen, pflegerischen und sozialen Angebote sowie 
weitere Gesundheitseinrichtungen integriert oder assoziiert 
sein.« Er hat dazu ein umfassendes Modell einer regional ver-
netzten Versorgung für ländliche Räume vorgeschlagen, wel-
ches eine koordinierte Versorgung über lokale Gesundheits- 
zentren für Primär- und Langzeitversorgung gewährleistet.
Für diese Versorgungskonzepte sind auch regionale Budgets 
zur Verfügung zu stellen, das heißt weg von einer sektor- und 
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sozialgesetzbuchspezifischen Einzelleistungsvergütung, die 
Anreize zur Ausweitung von Leistungen nach Vergütungs-
möglichkeiten bietet, hin zu outcome- und bevölkerungsbe-
zogenen Budgets. Die Leistungserbringer*innen werden so 
nicht mehr für jede Einzelleistung bezahlt, sondern für ein de-
finiertes Gesundheitsoutcome in ihrer Kommune. In anderen 
europäischen Ländern oder in Kanada existieren längst solche  
Lösungen. In Deutschland stecken die dafür notwendigen 
sektorenübergreifenden und populationsorientierten Versor-
gungskonzepte real noch nicht einmal in den Kinderschuhen.

Integrierte kommunale Handlungskonzepte 
als neuer Trend
Im Rahmen dieser Neujustierung der deutschen Gesundheits-
versorgung, sind mit Blick auf kommunale Bedarfslagen in ei-
nigen Bereichen bereits vielversprechende integrierte kom-
munale Handlungskonzepte entstanden, beispielsweise die 
Gesundheitsregionen in Niedersachsen und Bayern oder Prä-
ventionsketten in vielen Bundesländern. 
Präventionsketten sind als Strukturansatz zu verstehen, der 
auf Nachhaltigkeit des präventiven Handelns ausgelegt ist. 
Durch die konsequente Orientierung am kindlichen Wohler-
gehen wird eine Politikfeld- und Sozialgesetzbuch übergrei-
fende Gestaltung der Bedingungen eines gesunden Aufwach-
sens ermöglicht. Präventionsketten können auf Kommunen –  
unabhängig von der räumlichen oder bevölkerungsmäßigen 
Größe – zugeschnitten und sozialräumlich auf die Gesamt-
kommune, einen Stadtteil oder ein spezielles Quartier ausge-
richtet werden. Aufbau und Weiterentwicklung von Präven- 
tionsketten werden mittels integrierter Fachplanung mit an-
deren Planungsprozessen in einer Kommune verbunden und 
basieren auf einer integrierten Entscheidungsvorbereitung 
auf der Grundlage der kommunalen Armuts-, Sozial- und Ge-
sundheitsberichterstattung.
Für integrierte Ansätze in der Gesundheitsversorgung selbst 
wurde in Niedersachsen 2012 das Modell der Gesundheitsre-
gionen entwickelt, das mittlerweile in 38 Landkreisen und kreis- 
freien Städten umgesetzt wird. Durch die Initiierung von inter-
sektoral und interprofessionell besetzten Steuerungsgrup-
pen, themenbezogenen Arbeitsgruppen und die Durchfüh-
rung von Gesundheitskonferenzen werden Strukturen für die 
Bearbeitung von regionsspezifischen Herausforderungen der 
Versorgung geschaffen. Mithilfe dieser strukturellen Instru-
mente kann unter Federführung der Kommunen und orien-
tiert an den Bedürfnissen der Bevölkerung sowie der lokalen 
Gesundheitsakteur*innen eine systematische Planung, Koor-
dination und Entwicklung zukunftsweisender Versorgungs- 
ansätze stattfinden. Konkrete Projekte werden dabei vor Ort 
insbesondere in folgenden zentralen Handlungsfeldern ent-
wickelt: Sektorenübergreifende Versorgung, Nachwuchsge-
winnung (medizinischer und pflegerischer Bereich), Gesund-
heitsförderung und Prävention, Ansiedlung von Vertrags- 
ärzt*innen und Entlastung von Ärzt*innen (zum Beispiel durch 
Delegation).
Neben Handlungskonzepten sind in letzter Zeit auch einige 
Förderprogramme auf Landes- oder Bundesebene entstanden, 
die darauf abzielen, bedarfsgerechte Lösungen vor Ort zu ent-
wickeln und vorhandene Strukturen zu optimieren oder aus-
zubauen. Ein Beispiel dafür ist das im Januar 2019 aufgelegte 



impu!se 103 | 2019Schwerpunktschwerpunkt

03

impu!se 103 | 2019

kommunale Förderprogramm des GKV-Bündnisses für Ge-
sundheit, mit dem die gesetzlichen Krankenkassen einen Bei-
trag zur systematischen Weiterentwicklung und Stärkung der 
kommunalen Prävention und Gesundheitsförderung sowie 
zur Förderung gesundheitlicher Chancengleichheit leisten. 
Das Förderangebot leistet sowohl finanzielle als auch beraten-
de Unterstützung beim Aufbau und der Weiterentwicklung 
kommunaler Strukturen wie etwa der Etablierung eines run-
den Tisches zur Gesundheitsförderung, spezifischer Arbeits-
gruppen oder Gesundheitskonferenzen. Gefördert werden 
Kommunen, welche keine oder kaum vorhandene Strukturen 
der Steuerung aufweisen, und deren Einwohner*innenschaft 
unter Berücksichtigung der Indikatoren Bildung, Beruf und 
Einkommen als sozial benachteiligt gilt. 

Fazit
Eine Stärkung der kommunalen Ebene erfolgt zurzeit vor al-
lem auf Basis von Modellprojekten, die von unterschiedlichen 
Stellen ausgeschrieben werden, sowie durch Selbstverpflich-
tungen von Kommunen. Viele der Ansätze stellen dabei den 
Aufbau von kommunalen Netzwerken ins Zentrum ihrer Akti-
vitäten. Mittlerweile muss man allerdings aufpassen, dass es da-
mit nicht zu einem kommunalen Netzwerk-»Overkill« kommt, 
weil die Anzahl der potenziellen Netzwerkmitglieder und han-
delnden Akteur*innen vor Ort natürlich endlich ist. Eine Ver-
netzung der Netzwerke wäre deshalb der nächste logische 
Schritt. Noch größere Effekte und eine Optimierung der Ge-
sundheitsversorgung vor Ort sind durch entsprechende Än-
derungen in SGB V in Richtung einer sektorenübergreifenden 
und populationsorientierten Versorgung zu erzielen. Da die Pla-
nung und Koordination dafür anbieter*innenneutral erfolgen 
muss, ist eine Aufwertung und Stärkung des Öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes eine erste notwendige Maßnahme. 

literatur beim Verfasser, adresse siehe impressum    

e r n S t - W i L h e L m  Lu t h e

dezentralisierung gesundheitlicher 
Versorgung als Stoßrichtung des 
politischen reformdiskurses
Das gesundheitliche Versorgungssystem sieht sich derzeit mit 
einer Vielzahl unterschiedlicher Herausforderungen konfron-
tiert, die dazu anregen, über einen Wandel von Versorgungs-
strukturen und Verantwortlichkeiten nachzudenken. Zu nen-
nen sind beispielsweise strukturell unbewältigte Schnittstellen 
im Behandlungsprozess, damit verbundene Zusatzkosten, 
Reibungen und Behandlungsdiskontinuitäten oder die wach-
sende Bedeutung der Behandlung chronisch erkrankter multi- 
morbider Patient*innen, die stark individualisierte Behand-
lungssettings und eng miteinander kooperierende Leistungs- 
erbringer*innen voraussetzt. Vor dem Hintergrund dieser Ent-
wicklungen und im Interesse einer adäquaten und patienten-
orientierten Versorgung wird der Ruf nach einer stärkeren De-
zentralisierung des Gesundheitssystems lauter.

Politische Verantwortungsverlagerung nach »unten«
In erster Linie geht es bei Dezentralisierung aber nicht um Lö-
sungsansätze für Versorgungsmängel, sondern um eine politi-
sche Verantwortungsverlagerung »nach unten«. Im Fokus ste-
hen hierbei insbesondere Kommunen, die als Trägerinnen von 
Public Health, von Krankenhäusern, der »sozialen Rehabilita-
tion« und als jugendamtliche Wächterinnen der Gesundheit 
von Kindern und Jugendlichen seit jeher einen besonderen 
Anteil an der gesundheitlichen Versorgung der Bevölkerung 
tragen. Gegenwärtig zeigt sich im deutschen Gesundheitssys-
tem allerdings noch ein klares Übergewicht der Bundesebene. 
Land und Kommunen sind in ihren Mitwirkungs- und Einfluss-
möglichkeiten stark unterrepräsentiert. In kommunalverfas-
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sungsrechtlicher Perspektive ist dies nicht unproblematisch, 
da das Feld der gesundheitlichen Versorgung, jedenfalls ge-
messen am heutigen Paradigma einer präventionsorientierten 
und damit an den gesundheitlichen Kontextbedingungen 
ausgerichteten Gesundheitspolitik, klar den im Sinne des Art. 
28 Abs. 2 GG kommunalverfassungsrechtlich verbürgten »An- 
gelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft« zugerechnet wer-
den kann. Von daher muss die Rolle der Kommunen nicht  
nur in Einzelbereichen überdacht werden, sondern auch im 
Hinblick auf grundlegende Finanzströme im Verhältnis der 
Staatsebenen. Es empfiehlt sich jedoch, den Blick nicht aus-
schließlich auf die Kommune zu richten. Die allgemeinere 
Perspektive der Dezentralisierung bietet Chancen für die Of-
fenlegung weiterer Versorgungsoptionen, die man bei einer 
Verengung der Blickrichtung auf die Kommune nicht zu se-
hen bekommt.

Bestehende Dezentralisierungsansätze
Auffallend ist, dass sich dezentrale Lösungsansätze für Versor-
gungsprobleme mit stärkerem Dezentralisierungsbezug zu-
meist innerhalb des bestehenden Systems bewegen, was be-
deutet: innerhalb der Beitragserhebungs- und Finanzierungs- 
verantwortung der Krankenkassen. 

» Innerhalb eines Konzepts der Friedrich-Ebert-Stiftung soll 
der Sicherstellungsauftrag für die ärztliche Versorgung 
nicht mehr bei den Kassenärztlichen Vereinigungen liegen, 
sondern auf neu zu schaffende regionale Versorgungskonfe-
renzen übertragen werden. Diesen gehören neben der Kas-
senärztlichen Vereinigung auch Vertreter*innen der Kran-
kenkassen, der Kommunen und der regionalen Kranken- 
häuser an.

» Ende 2010 hat das seinerzeitige Niedersächsische Ministeri-
um für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Integration, 
die AOK Niedersachsen und die Kassenärztliche Vereinigung 
Niedersachsen das Modellprojekt »Zukunftsregionen Ge-
sundheit – kommunale Gesundheitslandschaften« initiiert, 
das mittlerweile auf 37 der 47 Landkreise und kreisfreien 
Städte Niedersachsens ausgerollt wurde (Gesundheitsregi-
onen Niedersachsen). Durch eine breite Beteiligung sowohl 
in den Kommunen als auch auf Landesebene sollen im Rah-
men gegebener Strukturen verbesserte und neue Formen 
der gesundheitlichen Versorgung entwickelt und erprobt 
werden.

» Die Heinrich-Böll-Stiftung hat im Jahr 2013 ein umfassendes
Gesundheitsreformkonzept vorgelegt, in dem dezentrale 
Gesundheitsnetze als maßgebliche Antwort auf Schnittstel-
lenprobleme und Versorgungsdefizite (vor allem in der Flä-
che) zur Diskussion gestellt werden. Als mögliche Träger*- 
innen der auf gesetzlicher Ebene bereits bestehenden, aller-
dings weiter in den Gestaltungsspielräumen zu öffnenden 
integrierten Versorgung (§ 140 a SGB V), treten kommunale 
Körperschaften und Patientenverbände sowie regionale ge- 
nossenschaftliche Zusammenschlüsse hinzu.

Instrumente 
Kommunen können die Rollen von Mitinitiator*innen, Teilha- 
ber*innen und Kontextplaner*innen dezentraler Versorgungs-
netze einnehmen und in diesem Rahmen ihre gewohnten  
Anteile ausbauen und mit den Angeboten anderer Leistungs-
erbringer vor Ort kombinieren. Und sie können diese nicht  
zuletzt mit anderen gesellschaftlichen Akteur*innen ihres Wir-
kungsbereichs zusammenführen, wie etwa dem Bildungssys-

tem, der Stadt- und Umweltplanung und der betrieblichen  
Gesundheitsförderung. Zentrale Instrumente, mit denen ein 
dezentrales System koordiniert und qualitativ fortentwickelt 
werden kann, sind zum Beispiel: 

» Gesundheitsberichterstattung: Gegenstand ist die Diagnose
der epidemiologischen Bedingungen in Relation zur Versor-
gung der Bevölkerung als empirische Grundlage nachfol-
gender Ziel- und Maßnahmenplanungen.

» Gesundheitsplanung: Gesundheitsplanung ermittelt Ziele
und Maßnahmen der Gesundheitsförderung und gesund-
heitlichen Versorgung unter Berücksichtigung von Entschei-
dungswegen, Ressourcen und erforderlichen Beteiligungs-
strukturen.

» Netzwerkbildung und Kooperation: Formen kommunaler Zu-
sammenarbeit können zwischen unterschiedlichen Verwal- 
tungsträger*innen (etwa Krankenversicherung und Gesund- 
heitsamt), zwischen Verwaltungsträger*innen gleichen Typs, 
zwischen Organisationseinheiten eines Verwaltungsträgers 
(Jugendamt und Gesundheitsamt), zwischen Verwaltungs- 
träger*innen und gesellschaftlichen Akteur*innen sowie zwi-
schen gesellschaftlichen Akteur*innen entwickelt werden.

» Qualitätssteuerung: Erste Ansätze der Qualitätssteuerung 
im regionalen Umfeld finden sich beispielsweise in be-
stimmten Strategien der Regionalentwicklung durch Auf-
bau von Wertschöpfungsketten innerhalb bestimmter Ge-
sundheitscluster. Abgesehen von den üblichen Formen des 
Benchmarkings (die im Bereich der Gesundheitsversorgung 
aber wohl nicht sehr hilfreich sind) sind gezielt räumlich an-
setzende Strategien der Qualitätsmessung von Gesundheits-
netzen als Ausnahme anzusehen.

» Case Management: Case Management als personenzent-
rierte Steuerung von Behandlungs- und Betreuungsvorgän-
gen ist als Methode der Bedarfsfeststellung, Leistungskoor-
dination und Erfolgsüberprüfung in den Konzepten der So-
zial-, Gesundheits- und Bildungspolitik mittlerweile fest ver- 
ankert. Der Kommune kommen hierbei wichtige infrastruk-
turelle Funktionen zu.

Herausforderungen und Chancen für Kommunen
Das Thema »Dezentralisierung« wird in kommunalen Kreisen 
oftmals nur unter dem Gesichtspunkt einer fachlichen Über-
forderung und finanziellen Belastung diskutiert. Neben einem 
Mehr an Flexibilität und Betroffenennähe in gesundheitlichen 
Versorgungssystemen bestehen jedoch noch weitere Chan-
cen für die Kommunen. Beispielsweise sind Potenziale für die 
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an seine Grenzen. Alternative Gestaltungsansätze sind gefragt. 
Ansätze bietet zum Beispiel das Konzept der sorgenden Ge-
meinschaft. 

Das Konzept der sorgenden Gemeinschaft
Dass die Sorge um und für pflegebedürftige Menschen über 
Berufs- und Institutionsgrenzen hinweg im Sinne einer geteil-
ten Verantwortung Aufgabe der Familie, der Bekannten, der 
Nachbarschaft, der bürgerschaftlich Engagierten und der pro-
fessionellen Pflege ist, lässt sich mit dem Freiburger Rechts-
wissenschaftler und Gerontologen Thomas Klie mit dem Kon-
zept der sorgenden Gemeinschaft (caring community) um- 
schreiben. Dieses Konzept wurde auch von der Siebten Alten-
berichtskommission ausführlich in den Fokus genommen. Die 
Familie erfährt in diesem Rahmen kontinuierlich instrumen-
telle und emotionale Unterstützung, Wertschätzung und An-
erkennung durch außerhalb des familiären Verbunds stehen-
de Personen. Professionelle Pflegende spielen in diesen Netz- 
werken eine wichtige Rolle, jedoch immer eingebunden in 
Verbünde weiterer Akteur*innen auf Ebene der Kommune. 
Per Definition umfasst der Begriff der sorgenden Gemein-
schaft alle Personengruppen und Institutionen, die mittelbar 
oder unmittelbar an der Pflege und Betreuung eines pflege-
bedürftigen Menschen beteiligt sind, und formuliert für diese 
Pflegesituation ein normatives Ideal. Gleichzeitig ist dieses 
Konzept aber auch als Element einer neuen Sorgepolitik denk-
bar, die nicht zuletzt auch die Gefahren der Ökonomisierung 
von Pflege erkennt und für alternative Gestaltungsmöglich-
keiten sensibilisiert.

Care- und Case-Management
Wie kann nun ein solches Ideal einer sorgenden Gemeinschaft 
konkret umgesetzt werden? Hier ist es vor allem an den Kom-
munen, im Sinne eines Care- und Case-Managements, Rah-
menbedingungen für organisiertes bürgerschaftliches Enga-
gement zu etablieren. In der Gestalt von Bürger*innenzentren 
könnte so die informelle und freiwillige Sorge durch Bürger*- 
innen und Familien in eine konkrete Pflegestruktur mit Beteili-
gung etwa eines ambulanten Pflegedienstes gefügt werden 
(Care-Management). Die sorgende Gemeinschaft sollte sich 
dabei bestmöglich an den individuellen Bedürfnissen der ein-
zelnen Betroffenen und beteiligten Akteur*innen orientieren 
(Case-Management). 

Rahmenbedingungen
Dazu bedarf es klarer gesetzlicher und administrativer Rah-
menbedingungen. Zunächst einmal muss den Kommunen ge- 
setzlich ein größerer Handlungsspielraum eingeräumt wer-
den, sodass diesen die Gesamtverantwortung für Care- als 
auch das Case-Management obliegt. Dies bedeutet auch, dass 
den Kommunen langfristig, neben Steuermitteln, finanzielle 
Ressourcen aus den Mitteln der Pflegeversicherung bereitge-
stellt werden sollten. Die Siebte Altenberichtskommission, die 
die Thematik sorgender Gemeinschaften 2016 in den Blick 
nahm, hat auf Basis empirischer Daten darauf hingewiesen, 
dass in vielen Kommunen die finanziellen Ressourcen fehlen 
und dass im Vergleich der Kommunen untereinander diesbe-
züglich eine deutliche Heterogenität zu verzeichnen ist. Über 
die Kommunen hinaus sollten weitere Akteur*innen, die zum 
Gelingen des Konzepts der sorgenden Gemeinschaft beitragen 
(beispielsweise Wohlfahrtsverbände, Kirchen und Vereine), mit-
einbezogen werden.

S e B A S t i A n  r i t Z i  u n d  G A B r i e L e  e n S i n K

Sorge (Care) und sorgende Gemeinschaft  
(caring community) 
eine gesamtgesellschaftliche aufgabe
Was ist zu tun, wenn die Anzahl pflegebedürftiger Menschen 
deutlich steigt, zugleich aber die familiären Pflegeressourcen 
erkennbar zurückgehen und professionelle Pflegekräfte nicht 
ausreichend verfügbar sind? Diese Frage stellt sich gegenwär-
tig mit zunehmender Vehemenz. 

Care und Cure
Um sich der Tätigkeit Pflegender anzunähern, lässt sich mit 
dem Psychologen und Gerontologen Andreas Kruse eine ter-
minologische Unterscheidung aufgreifen, die am deutlichsten 
im englischen Begriffspaar Care und Cure zum Ausdruck ge-
bracht wird: Während Cure die grundpflegerischen sowie sti-
mulierenden, aktivierenden und rehabilitativen Aspekte der 
Pflege umfasst, bringt Care die sorgenden Aspekte der Pflege 
zum Ausdruck – das Begleiten, Zuhören, Sich-Kümmern und 
-Sorgen, Trösten und Aufrichten. Zwar lassen sich diese bei-
den Aspekte auf dieser theoretischen Ebene relativ klar unter-
scheiden, für die Praxis jedoch besteht der Anspruch, dass ei-
ne ganzheitliche Pflege immer sowohl Care als auch Cure 
miteinbezieht. Es wäre verkürzt, Pflege nur im Sinne von Cure 
zu verstehen und dabei die psychologischen, sozialen und 
spirituellen Bedürfnisse des Menschen aus den Augen zu ver-
lieren. Neben der Stärkung der Rehabilitation und rehabilitati-
ven Pflege gewinnen diese Aspekte auch an Gewicht, wenn es 
um eine Verbesserung der Lebenssituation pflegender Ange-
höriger geht. In Deutschland dominiert gegenwärtig ein Ver-
sorgungsmodell, in dem die Erbringung von Care und Cure  
für pflegebedürftige Menschen in starkem Maße in den Ver-
antwortungsbereich von Familien fällt, die hierbei von profes-
sionellen Pflegekräften unterstützt werden. Dieses Versor-
gungsmodell gelangt gegenwärtig zum Beispiel aufgrund des 
Personalmangels in der Pflege, steigenden Belastungen inner-
halb der Familien oder auch wachsender räumlicher Mobilität 

Gemeindefinanzen (zum Beispiel durch die Beteiligung der 
Kommunen an den im SGB V schon heute geregelten inte- 
grierten Versorgungsformen) oder die angesichts der Heraus-
forderungen einer verlängerten Lebensarbeitszeit entstehen-
den Positiveffekte eines guten Präventions- und Versorgungs- 
angebots für die lokale Wirtschaft zu erkennen. Zudem kann 
man neben vielleicht zielgenaueren Bedarfseinschätzungen 
einen Legitimationszuwachs für rationierende Zuteilungsent-
scheidungen in Gestalt kommunaler Demokratie erhalten. 
Derartige Horizonte kommunaler Gesundheitspolitik werden 
jedoch bislang allenfalls zaghaft und eher abstrakt in den Blick 
genommen.

hinweis: Bei dem artikel handelt es sich um eine überarbeitung von Kapitel 2: 
gesundheitliche daseinsvorsorge heute – theoretische Perspektiven im Band 
soziale Bewirtschaftung von gesundheit, erschienen 2017 bei springer Vs.

literatur beim Verfasser
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bau in Schrumpfungsregionen hinreichend abzufedern, noch 
die infrastrukturelle und soziale Segregation städtischer Quar-
tiere in Wachstumsregionen zu mildern. Wie geht es also wei-
ter in Kleinstädten und Dörfern, in Schwarmstädten und in Or-
ten, in denen jedes zweite Haus leer steht? Wie steht es um die 
Zukunft wirtschaftlicher Versorgung im ländlichen Raum und 
um die Festigkeit sozialer Bindekräfte in Zeiten soziodemo-
grafischen Wandels? In welcher Weise können soziale Infra-
strukturen, die gesellschaftlichen Zusammenhalt ermöglichen, 
stabilisiert und (neu) hergestellt werden? 

Das Konzept der »Sozialen Orte«
Der Zusammenhalt der Gesellschaft ist auf Leistungen der Da-
seinsvorsorge und auf öffentliche Güter angewiesen. Beides – 
Daseinsvorsorge und öffentliche Güter – waren und sind Mo-
toren der sozialen und territorialen Integration. Ihr Rückbau 
führt zu einem Mangel an Orten der Begegnung und Kommu-
nikation im öffentlichen Raum. Zudem gehen mit den Schlie-
ßungen von lokalen Verwaltungseinrichtungen, Kreditinstitu-
ten, Schulen und Arztpraxen die lokalen Träger*innengruppen 
und Milieus des Engagements verloren, die sozialen Zusam-
menhalt gewährleisten. Regionen, Kleinstädte, Dörfer und 
Stadtquartiere verlieren ihre soziale Mitte. Daher braucht es 
neue (Infra-)Strukturen und Institutionen, die konstruktiv auf 
die aktuellen Herausforderungen reagieren und neue Modi 
und Formen der Kohäsion schaffen. Gegen die Resignation gilt 
es, ein positives, die Engagementbereitschaft der Menschen 
stärkendes Konzept der »Sozialen Orte« zu stellen. »Soziale 
Orte« repräsentieren eine neue Politik des Zusammenhalts. 
Der Begriff ist kein Krisenbegriff – vielmehr wirft er einen neuen 
Blick auf Ressourcen und Potenziale von engagierten Bürger*-
innen im Konkreten sowie von Regionen, Gemeinden oder 
Bezirken im Allgemeinen.
Das Soziale-Orte-Konzept (SOK) verteidigt mit Nachdruck das 
Prinzip der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse, die Ge-
währleistung öffentlicher Güter auch in sogenannten struktur-
schwachen Regionen und die flächendeckende sowie bedarfs-
gerechte Daseinsvorsorge, denn sie ist Grundvoraussetzung 
für Zusammenhalt und Teilhabe. Soziale Orte schaffen Öffent-
lichkeiten und erweitern die Perspektive in Richtung neuer 
»Mitspieler(*innen)«. Das SOK ist freilich keine »Staatsveran-
staltung«, sondern entwickelt hybride Institutionen, in denen 
sich die lokale Zivilgesellschaft, die vor Ort befindliche Ver- 
waltung und die regionale Wirtschaft der Handwerksbetriebe 
und Einzelhändler zusammenfinden. Politisch zielt das Kon-
zept auf die Unterstützung von Netzwerken, die (über-)regio-
nal wirken und so räumliche Verbindungen herstellen. In Ge-
meinden spielen die kommunalen Institutionen eine wichtige 
Rolle, die in der Lage sind, eine über ihr unmittelbares Umfeld 
hinausgehende Gestaltung des sozialen Zusammenhalts zu 
gewährleisten. 

Fünf Schritte zur Umsetzung Sozialer Orte
Was braucht es, damit Soziale Orte entstehen und stabilisiert 
werden können? Fünf Punkte sind zu nennen: Unabdingbar 
für Soziale Orte sind erstens das Vorhandensein und das Vor-
halten öffentlicher Infrastrukturen. Es bedarf eines öffentli-
chen Rahmens, rechtlicher Sicherheiten und einer gewährleis-
tenden Verwaltung. Soziale Orte entwickeln sich nicht gegen 
oder ohne öffentliche Strukturen, sondern mit ihnen. Zwei-
tens ist die Möglichkeit entscheidend, nicht nur ein Projekt zu 
installieren, sondern einen Prozess zu initiieren, da es nicht da-

B e r t h o L d  V o G e L

das Soziale-orte-Konzept  
neue infrastrukturen für den gesellschaft- 
lichen Zusammenhalt
Sozialräumliche Ungleichheiten wachsen. Schwarmstädte boo-
men, während sich ganze Landstriche leeren. Mietpreise eska-
lieren, während anderen Orts Immobilien drastisch an Wert 
verlieren. Nicht nur die Unterschiede zwischen Stadt und Land 
nehmen zu. Auch innerhalb des ländlichen Raums wächst die 
Ungleichheit zwischen Kommunen. Doch die Entwicklung 
ländlicher Räume findet inzwischen politisch mehr Aufmerk-
samkeit. Denn dort, jenseits der Städte, spielen sich zentrale 
Transformationen ab – das gilt für die Energiewende, den Aus-
bau von Logistikzentren bis hin zur biotechnischen Revolu- 
tion der Agrarwirtschaft. 
Die Verteilungs- und Förderpolitik der vergangenen Jahre 
konnte die wachsenden Unterschiede in der räumlichen Ent-
wicklung nicht positiv gestalten. Dem raumplanerischen Zen-
trale-Orte-Konzept, das die flächendeckende Versorgung der 
Bevölkerung mit öffentlichen und privaten Dienstleistungen 
sicherstellen soll, gelang es weder, den infrastrukturellen Rück-

Die Etablierung bürgerschaftlicher Engagementstrukturen
Soll das Ideal einer sorgenden Gemeinschaft und einer ganz-
heitlichen Care-Struktur erreicht werden, gilt es, bürgerschaft-
liche Engagementstrukturen zu etablieren und zu fördern. Da-
zu muss zunächst bürgerschaftliche Engagementbereitschaft 
erkannt und professionell begleitet werden, um langfristig 
nachhaltige Sorgestrukturen zu schaffen. Es bedarf daneben 
auch optimierter medizinischer und pflegerischer Versor-
gungsstrukturen, wobei hier auch palliativmedizinische Struk-
turen stärker in den Fokus des Interesses treten sollten. Wei-
terhin schließt eine solche ganzheitliche Herangehensweise 
auch Aspekte des Wohnens und damit die Schaffung entspre-
chender innovativer Wohnformen ein. 

Teilhabe und Eingebundensein stärken 
Eine wichtige Errungenschaft, mit der eine substanzielle Ent-
lastung von pflegenden Angehörigen verbunden ist, stellt die 
Pflegeversicherung dar. Diese konzentriert sich dabei ganz auf 
die Förderung und Erhaltung der Autonomie des pflegebe-
dürftigen Individuums. Es stellt sich die Frage, inwieweit es 
gelingen kann, auch dessen Teilhabe und Eingebundensein 
zu stärken und inwieweit hier ein erweitertes Verständnis von 
Pflege zielführend ist. Die Differenzierung zwischen Cure und 
Care, die Einführung des Modells der »Sorgenden Gemein-
schaft« sowie die Koordination von hauptamtlicher, familiärer 
und bürgerschaftlich geleisteter Pflege erscheinen hier nicht 
nur als gangbare, sondern auch als hochgradig innovative We-
ge. Die Koordinationsleistungen der Kommune lassen sich da-
bei nicht ohne finanzielle Investitionen erbringen. Hier könn-
ten Zuschüsse aus der Pflegeversicherung ebenso wie Steuer- 
leistungen des Staates eine tragfähige Grundlage bilden.

literatur bei den Verfasser*innen
sEbastian ritzi, Dr. GabriElE Ensink, universität heidelberg, 
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Partizipative entwicklungsansätze in der 
Kommune – ein langer atem, der sich lohnt!

Prävention und Gesundheitsförderung setzen Partizipation 
voraus – zumindest in der Theorie. Doch in welchem Umfang 
und in welcher Qualität wird sie in der Praxis gelebt und wie 
kann es in der Kommune gelingen, dieses wichtige Instru-
ment gezielt in Planungsschritten einzusetzen? DIE Antwort 
gibt es bei der Heterogenität beteiligter Gruppen, Bedarfen 
sowie Bedürfnissen, zu bearbeitenden Themen und dem je-
weiligen Entwicklungsstand der Gesundheitsförderung in 
Kommunen nicht. Die Ansätze und Erfahrungen aus dem Pro-
jekt »Kontextcheck – kommunale Prävention und Gesund-
heitsförderung strategisch gestalten« geben jedoch hilfreiche 
Impulse. Partizipation findet hier sowohl fachbereichsüber-
greifend auf Akteurs- und Verwaltungsebene als auch auf Be- 
völkerungsebene statt. Bei Kontextcheck steht die Bedürfnis-
erhebung im Fokus – denn ohne die Meinung der Bevölke-
rung sind objektive Daten und Erhebungen gar nicht inter- 
pretier- und bearbeitbar. Partizipation lässt sich in einem Stu-
fenmodell nach dem Grad der Beteiligung in allen Phasen der 
Prävention und Gesundheitsförderung (Bedarfserhebung, Pla- 
nung, Umsetzung, Bewertung) klassifizieren. In diesem Sinne 
stellen Vorstufen der Partizipation die Information, Anhörung 
und die Einbeziehung der angesprochenen Personen(grup- 
pen) dar. Partizipation selbst beschreibt die Mitbestimmung 
und Übermittlung von Entscheidungskompetenz. Über die 
Partizipation hinaus geht die Selbstorganisation.

Chancen und Grenzen der Partizipation
Ist die größtmögliche Partizipationsstufe immer das anzustre-
bende Optimum? So einfach ist es leider nicht! Die Vorteile 
von Partizipation sind bekannt: Beteiligung kann entschei-
dend dazu beitragen, dass sich Angesprochene stärker mit 
der jeweiligen Thematik identifizieren, diese somit nachhalti-
ger und engagierter bearbeiten und Angebote entsprechend 
bestehender subjektiver Bedürfnisse ausgestaltet werden 
können. Außerdem zeigt sich im Rahmen des Projekts »Kon-
textcheck«, dass das »Insider-Wissen« über Strukturen, Zu- 
gänge, Befindlichkeiten und Wünsche der Expert*innen vor 
Ort und für die jeweiligen Lebenslagen immense Potenziale 
birgt – eine Grundvoraussetzung für Maßnahmen mit hoher 
Akzeptanz! Herausfordernd wird Partizipation, wenn Ressour-
cen besonders knapp sind und in den Kommunen nicht aus-
reichend Veränderungsbereitschaft besteht. Einige werden 
mit dem Thema Prävention und Gesundheitsförderung ge- 
gebenenfalls gerade erst warm und in integrierten sektoren-
übergreifenden Arbeitsgruppen gilt es ohnehin bereits diver-
se Interessen zu bündeln. Mitunter dominieren auch tradierte 
Machtgefüge, Angebote zur Beteiligung werden von den an-
gesprochenen Gruppen nicht angenommen oder überfordern 
sie. 

Bedingungen für Partizipation (in) der Kommune
Um die Chancen gelingender Partizipation zu nutzen, müssen 
Rahmenbedingungen und Finanzierungsgrundlagen für Be-
teiligung definiert werden. Zielsetzungen werden (unter Ein-
bezug der Dialoggruppe) einvernehmlich vor Ort definiert. 
Dies schafft einen Grundkonsens über die Ausrichtung der ge-
meinsamen Aktivitäten. »Es hört doch jeder nur, was er ver-
steht« – Ansprache und Grundbegriffe sollten somit auf ein 
gemeinsames (gebildetes) Verständnis stoßen. Die Bereitschaft 
zum Mitwirken lässt sich über eine bewusste Ansprache gene-
rieren. Zentral ist hierbei, einen Nutzen für alle herauszustel-
len und keine Stigmata sogenannter vulnerabler Zielgruppen 
zu bedienen. Dies kann über Formulierungen wie »gesteiger-
tes Wohlbefinden« und »verbesserte Lebensqualität« gelin-
gen. Beteiligung setzt darüber hinaus häufig auch Befähigung 
voraus. Im Rahmen des Projekts »Kontextcheck« bedeutet 
dies unter anderem kommunale Arbeitsgruppen zu beraten, 
welche Personen bei der Entwicklung integrierter Strategien 
einbezogen werden sollten, welche Methoden für die Bedürf-
niserhebung infrage kommen und wie mögliche Zugänge 

rum geht, immer wieder befristete Projekte zu ermöglichen, 
sondern Prozesse in Gang zu setzen, die nachhaltig nach dem 
Vorsorgeprinzip wirken können. Ein Wandel der Förderpolitik 
weg von der Projekt- hin zur Prozessförderung ist hier über- 
fällig. Für die Initiierung und Stabilisierung Sozialer Orte sind 
drittens überdurchschnittlich engagierte und innovations- 
fähige Akteur*innen erforderlich. Zum Ehrenamt kann man 
niemanden zwingen, aber ermutigen! Bürger*innen, die nicht 
nur die Hände in den Schoß legen, brauchen Wertschätzung 
und Freiräume. Ein weiterer zentraler Punkt ist viertens die  
Offenheit in der Verwaltung für partizipative Prozesse und inno-
vative Kooperationen. In der Entwicklung Sozialer Orte kann  
es zu Konflikten kommen, die keineswegs destruktiv sein 
müssen, sondern vielmehr produktive Effekte für die jeweili-
gen Orte und Regionen haben können. Hilfreich wäre es, die 
Verwaltung als wichtige Partnerin bei der Produktion von Zu-
sammenhalt »auf dem Schirm« zu haben und ihre Rolle als  
demokratische Infrastruktur anzuerkennen. Schließlich benö-
tigen Soziale Orte fünftens überregionale Aufmerksamkeit 
und Einbindung. Nur dann funktionieren sie und entwickeln 
sich nicht zu Repräsentanten für lokale Engstirnigkeit und 
Kirchturmpolitik. Soziale Orte sind netzwerkbedürftig und be-
nötigen Anerkennung über den engeren lokalen Zusammen-
hang hinaus.

literatur beim Verfasser 
Prof. Dr. bErtholD VoGEl, soziologisches forschungsinstitut göttingen (sOfi) 
an der georg-august-universität, friedländer Weg 31, 37085 göttingen, 
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aussehen. Trotz möglicher Sprach- oder Mobilitätsbarrieren 
sollte allen Menschen die Teilhabe ermöglicht werden. Eine 
wertschätzende Haltung der Prozessbegleitung auf Augen- 
höhe gegenüber allen Beteiligten (kommunale Akteur*innen, 
Dialoggruppe) ist eine elementare Voraussetzung. Zudem ist 
Geduld eine wichtige Eigenschaft: Abstimmungs- und Aus-
handlungsprozesse benötigen Zeit – gerade wenn Interessen 
aus verschiedenen Fachbereichen zusammenkommen, res-
sortübergreifende Arbeitsgruppen neu initiiert werden, bis-
her unübliche agile Arbeitsmethoden in Verwaltungen Einzug 
halten oder zeitliche Ressourcen knapp sind. Die Prozessbe-
gleitung der LVG & AFS versteht sich dabei als Unterstützung: 
Die kommunale Selbstorganisation soll dazu befähigt werden, 
nach Ende der Prozessbegleitung gesundheitsförderliche 
Themen auch eigenständig vertieft zu bearbeiten und nach-
haltiges Engagement zu fördern. Nicht zuletzt müssen die  
Methoden zur Beteiligung zu den Lebensumständen der je-
weiligen Dialoggruppen passen und niedrigschwellig sein. 
Beispiele aus der Modellphase »Kontextcheck« sind:

» Elternbefragungen in Kitas in Form von mehrsprachigen
 10-minütigen Blitzlichtinterviews 

» Fahrdienst und Zusammenkunft inklusive Bewirtung in re-
gional bekannter Begegnungsstätte und gemeinschaftli-
che Diskussionsrunden (»Fokusgruppen«) für die Teilhabe 
von Senior*innen

» Schüler*innenbefragung im Unterricht mittels Fragebogen,
aktiver Unterrichtseinheit und Fotodokumentation entlang 
von Leitfragen (Photovoice)

Mehr Partizipation wagen!
Eine häufige Rückmeldung beteiligter Gruppen war: »Das ist 
ja toll, dass wir uns einbringen dürfen und auch mal gefragt 
werden!«. Das lässt Akteur*innen aufhorchen! Zum Teil wäre 
auch noch mehr Partizipation im Prozess wünschenswert ge-
wesen, jedoch haben insbesondere zeitliche Ressourcen und 
politische Vorgaben diese begrenzt. Die Zielsetzung, Bedürf-
nisse in der täglichen kommunalen Arbeit zu erheben und in 
Planungen einzubeziehen, konnte jedoch niedrigschwellig für 
Kommunen realisiert werden. Schon diese niedrigschwellige 
Partizipation hatte nach Einschätzung aller Beteiligter einen 
großen Nutzen: Deutlich wurde, warum vermeintlich gute An-
gebote nicht angenommen werden. Auch die Bewertung der 
Angebotslage durch Verantwortliche und die potenziellen 
Nutzenden war spannend: Objektiv gelistete Angebote, die 
auf dem Blatt Lücken und Doppelstrukturen hervorbrachten, 
wurden von der Bevölkerung ganz anders eingeschätzt. Es be-
stand trotz augenscheinlicher Doppelstrukturen der Wunsch 
nach mehr Angeboten in bestimmten Bereichen. Hier musste 
genauer auf Barrieren, Rahmenbedingungen und Transpa-
renz der Angebote geschaut werden. 
Vielerorts sind allein durch den kommunalen Austausch zu ei-
nem Thema zahlreiche Ideen für eine Weiterentwicklung ent-
standen. Neben neuen Maßnahmen und Projekten, die sich 
aus erarbeiteten Handlungsansätzen ergeben haben, wurde 
auch mehr Mitsprache- und Mitwirkungsrecht eingefordert 
(beispielsweise die Einrichtung eines Seniorenbeirats) und die 
Etablierung geprüft. Die Ergebnisse von Kontextcheck zeigen, 
dass Partizipation im Rahmen kommunaler Gesundheitsför-
derung sehr heterogene Formen annehmen kann, jedoch im-
mer zu einer deutlichen Qualitätssteigerung beiträgt. 

literatur bei den Verfasserinnen, anschrift siehe impressum 
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Patientenlotsinnen und Patientenlotsen 
als Wegbereiter einer besseren Vernetzung 
im Gesundheitswesen
Der Kommunikations- und Koordinationsbedarf in unserem 
Gesundheitswesen wächst. Es gibt immer mehr ältere, chro-
nisch und mehrfach kranke Menschen mit vielschichtigen me-
dizinischen und pflegerischen Versorgungsbedarfen. Sie tref-
fen zugleich auf immer stärker ausdifferenzierte Leistungs- 
angebote. Dabei stehen sie oft vor der für sie kaum überwind-
baren Herausforderung, die bestmögliche Unterstützung für 
sich zu finden – und dies in einem noch immer stark fragmen-
tierten Gesundheitssystem, das eine kontinuierliche und in-
terdisziplinäre Versorgung erschwert. Die Folge dieser Infor-
mations- und Orientierungsdefizite sind verzögerte, unvoll- 
ständige oder ganz ausbleibende Behandlungen. Dies geht 
zulasten der Lebensqualität der Betroffenen und ebenso zu 
Lasten einer wirtschaftlichen Leistungserbringung. Die Politik 
hat auf diese Situation durchaus schon reagiert und etliche  
sozialrechtliche Vorschriften zur Durchführung eines Versor-
gungsmanagements implementiert. Doch deren Inhalte sind 
teilweise unklar formuliert oder bisher unzureichend durch 
die Selbstverwaltung umgesetzt. Sie gelten meist nur für spe-
zifische Patientengruppen oder greifen nur an einzelnen Schnitt- 
stellen des Versorgungsprozesses, wie etwa das Entlassma-
nagement nach einem Krankenhausaufenthalt. Dies deckt bei 
Weitem noch nicht die sozialmedizinischen Bedarfe einer al-
ternden Gesellschaft. 

Bisher nur unkoordiniertes Spektrum an Modellprojekten
Daher wurden in den vergangenen Jahren in Deutschland 
zahlreiche, höchst unterschiedliche Modellprojekte mit soge-
nannten Patientenlotsinnen und Patientenlotsen (PL) gestar-
tet, deren Rolle im internationalen Kontext als Case-Manager 
bezeichnet wird. Patientenlotsinnen und Patientenlotsen sind 
Gesundheitsfachkräfte, die für Menschen mit komplexen me-
dizinischen Problemlagen die Versorgung organisieren, die 
Abstimmung der verschiedenen am Behandlungsprozess be-
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i am your Buddy.hiv
Die Diagnose einer chronischen oder lebensbedrohlichen  
Erkrankung mitgeteilt zu bekommen oder nach einem Unfall 
körperlich eingeschränkt zu sein, ist für die allermeisten Men-
schen ein Schock, verunsichert und stellt sie vor große neue 
Herausforderungen. Der Alltag muss an die neue Lebenssitua-
tion angepasst werden, die Umwelt reagiert häufig verunsi-
chert und die Betroffenen haben meist nur vage Vorstellun-
gen über die Möglichkeiten moderner Medizin. Ärzt*innen 
haben oft wenig Zeit und beschränken sich auf die medizini-
schen Aspekte der Erkrankung. Diagnosen haben aber auch 
soziale, psychische und alltagsrelevante Auswirkungen, die 
bewältigt werden müssen. Das Aufsuchen einer Beratungs-
stelle stellt für viele Menschen eine große Hürde dar: insbe-
sondere, wenn sie bisher ein sozial integriertes und unabhän-
giges Leben geführt haben. Gerade die ersten Schritte in das 
»neue« Leben mit einer chronischen Erkrankung sind beglei-
tet von vielen Hürden und führen nicht selten zu psychischen 
Belastungen bis hin zu Depressionen. In dieser Situation kön-
nen Peer-to-Peer-Projekte zu einer wichtigen Stütze werden. 

Von Peer zu Peer
Bei diesem pädagogischen Ansatz begegnen sich Menschen 
gleichen Alters, gleicher Lebenswelt oder einer gleichen Le-
benssituation auf Augenhöhe, um voneinander zu lernen. Die 
zugrundeliegende Idee ist, dass die von Peers vermittelten 
Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfahrungen eher angenommen 
werden, als dies im Kontakt mit Professionellen möglich ist. 
Peers kommunizieren mit den gleichen »Codes« und sind im 
Umgang miteinander bestrebt, Unterschiede zwischen sich 
und den anderen ihrer Gruppe auszugleichen. Diese besonde-
re Form der Beziehung erleichtert die Übernahme von Pro- 
blemlösungen, Haltungen sowie Denkweisen und steigert das 

teiligten Akteure koordinieren sowie den Patientinnen und Pa-
tienten als zentrale Kontaktpersonen kontinuierlich zur Seite 
stehen. Sie informieren die Patientinnen und Patienten sowie 
deren Angehörige über bestehende Leistungsansprüche und 
regionale Versorgungsangebote. Zudem unterstützen sie, wenn 
nötig, auch bei der Auswahl und Inanspruchnahme der Ange-
bote. Das Spektrum derzeitiger PL-Konzepte ist groß. Nur we-
nige Projekte werden allerdings bisher dauerhaft fortgeführt. 
Zudem laufen sie meist nur regional kleinräumig und mit un-
terschiedlichsten Finanzierungsmodellen.
Unbefriedigend ist in diesem Zusammenhang noch die Stu- 
dienlage zu den Versorgungseffekten des Einsatzes von Patien- 
tenlotsinnen und Patientenlotsen. So gibt es bisher kaum be-
lastbare Nachweise zur Effektivität ihres Einsatzes, etwa mit 
Blick auf gesundheitliche und wirtschaftliche Outcomes. Dies 
geht allerdings zum Teil auf konzeptionelle oder methodische 
Hindernisse bei entsprechenden Studien zurück. Dennoch 
sind Case-Manager international betrachtet fester Bestandteil 
anerkannter Chronic-Care-Modelle. Hierzulande gibt es aus 
den zahlreichen Modellvorhaben zudem viele Hinweise dar-
auf, dass Patientenlotsinnen und Patientenlotsen Lebensqua-
lität und Zufriedenheit von kranken Menschen verbessern, 
aber auch Krankenhausaufenthalte sowie Fehlmedikation und 
damit unnötige Kosten verhindern können. Und sie tragen da-
zu bei, die vielfach immer noch bestehenden Sektorengren-
zen zu überwinden. 

Jede zwanzigste chronisch kranke Person ist auf Hilfe an-
gewiesen
Ein genereller Anspruch auf Unterstützung durch eine Patien-
tenlotsin oder einen Patientenlotsen im deutschen Gesund-
heitswesen sollte für diejenige Gruppe der schwer beziehungs-
weise chronisch kranken und multimorbiden Menschen ein- 
geführt werden, die nicht adäquat am Behandlungsprozess 
mitwirken können, weil sie beispielsweise nur über eine gerin-
ge Gesundheitskompetenz verfügen, körperlich oder geistig 
eingeschränkt sind oder, weil es keine Angehörigen gibt, die 
entsprechende Unterstützung leisten können. Studien deu-
ten darauf hin, dass rund fünf Prozent der chronisch Kranken 
beim Management ihrer medizinischen Versorgung auf Un-
terstützung angewiesen sind. Auf Deutschland hochgerech-
net wären dies rund 720.000 Patientinnen und Patienten, von 
denen Expertinnen und Experten zufolge schätzungsweise 
rund zwei Drittel ein entsprechendes Hilfsangebot nutzen 
würden. Der Zugang zu den Leistungen einer Patientenlotsin 
oder eines Patientenlotsen sollte über niedergelassene Ärz-
tinnen oder Ärzte oder Krankenhausärztinnen und Kranken-
hausärzte erfolgen, die den Bedarf mittels Assessment fest-
stellen und eine Verordnung ausstellen könnten. Geeignet für 
diese Tätigkeit wären in erster Linie Pflegefachkräfte sowie  
Soziotherapeutinnen und Soziotherapeuten, möglicherweise 
auch medizinische Fachangestellte, mit ausgewählten Zusatz-
ausbildungen etwa im Sozialleistungsrecht, Case-Manage-
ment und im Bereich Kommunikation. In Abstimmung mit 
den Ärztinnen und Ärzten würden sie die therapeutischen Be-
dürfnisse und individuellen Präferenzen der jeweiligen Patien-
tinnen und Patienten erfassen und auf dieser Basis einen Ver-
sorgungsplan erstellen. Sozialrechtlich sollten Leistungen von 
Patientenlotsinnen und Patientenlotsen im SGB V als Leistung 
der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) verankert sein. 
Diese würde auch die Kosten tragen, eventuell mitfinanziert 
aus Mitteln der Pflegeversicherung. 

Neue Aufgabenteilung im Gesundheitswesen wird forciert
Entsprechende Konzepte im deutschen Gesundheitswesen zu 
fördern, würde ein starkes politisches Signal senden, Versor-
gungsdefizite bei Patientinnen und Patienten mit komplexen 
Bedarfen zu verringern, Patientenorientierung zu stärken und 
bestehende Unzulänglichkeiten des Gesundheitssystems für 
diese Patientengruppen anzugehen. Dies würde auch dazu 
beitragen, eine neue Aufgabenteilung im Gesundheitswesen 
voranzubringen: weg von der Arztzentriertheit hin zu multi-
professionellen Teams, die unter stärkerer Einbeziehung der 
Patientenpräferenzen die medizinische Versorgung organisie- 
ren. Schließlich würde die Etablierung von Patientenlotsinnen 
und Patientenlotsen auch die Weiterentwicklung von regiona-
len Versorgungsstrukturen forcieren, denn die Arbeit von Pati-
entenlotsinnen und Patientenlotsen setzt auf Vernetzung. Nicht 
zuletzt erfüllt ein gutes Versorgungsmanagement aber auch 
das sozialrechtliche Wirtschaftlichkeitsgebot, nachdem medi-
zinische und therapeutische Leistungen effizient erbracht wer-
den müssen. Die Patientenbeauftragte der Bundesregierung, 
Claudia Schmidtke, hat sich positiv zur Einführung von Patien-
tenlotsinnen und -lotsen geäußert und will das Thema poli-
tisch weiter vorantreiben.

literatur bei der Verfasserin
Dr. Grit braEsEkE, iges institut gmbh, friedrichstraße 180, 14195 Berlin
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Care Sharing
Unsere Sozialsysteme beruhen auf Solidarität und Vertrauen 
innerhalb der Gesellschaft. Es geht in erster Linie darum, das 
Geben und Nehmen nachhaltig zu organisieren. Da aber, un-
ter anderem bedingt durch den demografischen Wandel, die 
Zahl der Leistungsempfänger*innen immer größer und die der 
Helfer*innen immer kleiner wird, läuft das Gemeinwesen Ge-
fahr, übernutzt zu werden. Um das Unterstützungspotenzial zu 
erweitern, setzt die Politik stark auf freiwilliges Engagement. 
Allerdings funktioniert Pflege hier möglicherweise anders als 
andere gesellschaftliche Bereiche: Laut dem Siebten Alten-
pflegebericht sind bundesweit nur zwei Prozent der Freiwilli-
gen in der Pflege aktiv. Als wichtige Hemmnisse in der Pflege 
können die vielen gesellschaftlichen Tabus wie Tod, Sterben 
und Siechtum gelten, aber auch die vielen Unsicherheiten, die 
Laien auf fachlich fremden Terrain erleben sowie die mensch-
lichen und familiären Krisen, die oft mit Pflegebedürftigkeit 
verbunden sind. Darüber hinaus gibt es eine Vielzahl an Infor-
mationsbeschaffungskosten sowie Probleme, die nach der  
Beendigung der Pflege auftreten können. Wird man mir Vor-
würfe machen, wenn ich nicht mehr helfen kann oder will? 
Wie verhalte ich mich als Laie im Sterbefall?

Anreize zum Helfen erhöhen
Geben und Nehmen ist nach wie vor die natürliche Austausch-
form in allen gesellschaftlichen Bereichen – das gilt auch für 
Familien. Wer die Helfer*innenbasis? erhöhen will, der muss 
potenziellen Helfenden in Aussicht stellen, dass ihnen der-
einst selbst geholfen wird, wenn sie im Alter Hilfe benötigen. 
Während gut funktionierende Familien dies gewährleisten, ist 
dies bei anderen Helfer*innengemeinschaften noch nicht der 
Fall. Eine Möglichkeit, das Geben und Nehmen effektiv zu ge-

nach der Diagnose stellen, zur Verfügung. Dabei heben sie 
sich explizit von professionellen Beratungsstellen ab. Wie der 
Name »Buddy« bereits signalisiert, lassen sie das Gegenüber 
von ihrer praktischen Lebenserfahrung profitieren. Zwei Men- 
schen begegnen sich auf Augenhöhe ohne professionelle Dis-
tanz. Ein Kontakt auf der Peer-to-Peer-Ebene ist in dieser Situ-
ation geprägt von der Idee des Selfempowerments und setzt 
keinen Bedarf nach professioneller Unterstützung voraus. 
Gleichzeitig weckt der Austausch oft Interesse an Selbsthilfe 
und fungiert damit als Brücke in Selbsthilfestrukturen. In einer 
zweiteiligen Schulung werden die Buddys auf diese Aufgabe 
vorbereitet. Die geschulten Buddys stellen sich auf der Home-
page des Projektes (www.buddy.hiv) vor und können direkt 
kontaktiert werden. Im Zeitalter der Individualisierung und 
ausgeprägter virtueller Vernetzung, ist die Kontaktaufnahme 
zu einer Peer-Person über eine Homepage eine bekannte 
Kommunikationsform und damit niedrigschwelliger als die 
Kontaktaufnahme zu einer Beratungsstelle. So ist es gelungen 
dem alten Peer-to-Peer-Prinzip ein modernes und anspre-
chendes Outfit zu geben und das Projekt fest zu etablieren.

literatur bei der Verfasserin
hEikE Gronski, deutsche aidshilfe e.V., Wilhelmstraße 138, 10963 Berlin, 
tel.: (0 30) 69 00 87 50, e-Mail: heike.gronski@dah.aidshilfe.de,
internet: www.aidshilfe.de

Selbstwertgefühl. Vom Peer-to-Peer-Ansatz profitieren folglich 
beide Seiten, also auch die zu »Peer-Berater*innen« ausgebil-
deten Personen. Durch die Ausbildung sind sie kompetenter 
und besser informiert, woraus nicht nur ihre Peers Nutzen zie-
hen können, sondern auch sie selbst, bei der Bearbeitung ih-
rer eigenen Anliegen.

Peer-Education in der HIV/Aidsarbeit
Peer-Education ist ein seit Mitte der 1970er Jahre in den USA 
und England entstandenes pädagogisches Konzept, dass be-
sonders in der Gesundheits- und Sexualerziehung, aber auch 
zur Prävention von Drogenkonsum eingesetzt wurde. Schon 
in den Anfängen der HIV/Aidsarbeit Mitte der 1980er Jahre 
findet sich das Peerkonzept. Die Hauptbetroffenengruppen 
von HIV/Aids waren schwule Männer. Gesellschaftlich stigma-
tisiert sahen sie sich einem überforderten Gesundheitswesen 
gegenüber, das weder die Versorgung der schwer kranken 
jungen Menschen garantieren noch eine adäquate zielgrup-
penspezifische Prävention entwickeln konnte. Vor diesem 
Hintergrund entwickelte sich ein in Deutschland einzigartiger 
Präventionsansatz, der die Betroffenen selbst zu Akteur*innen 
macht. Die öffentliche Hand gab ihren Präventionsauftrag  
für die am meisten von HIV betroffenen Gruppen an diese 
selbst ab und stattete die Arbeit mit finanziellen Mitteln aus.
 
Eine Arbeitsteilung, die sich bis heute bewährt 
Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) 
übernahm in den 1980er Jahren die HIV-Prävention der Ge-
samtbevölkerung und die im selben Zeitraum von schwulen 
Männern bundesweit gegründeten Aidshilfen übernahmen 
die HIV-Prävention bei schwulen Männern. Sie hatten den  
Zugang zur Szene, sprachen ihre Sprache, wussten wie und 
wo schwule Männer erreichbar waren. Sie gründeten eigene  
Pflegedienste, entwickelten eigene Pflegemodelle und revo-
lutionierten die Sterbekultur in Deutschland. Hier wurde der 
Grundstein einer partizipativen Prävention von Peer-to-Peer 
gelegt, der nicht nur einzigartig in der Zusammenarbeit zwi-
schen Selbsthilfe und dem öffentlichen Gesundheitswesen 
war, sondern auch bis heute überaus erfolgreich ist. Heute  
ist die HIV-Infektion keine lebensbedrohliche Erkrankung mehr. 
Bei frühzeitiger Diagnose und Therapie können Menschen mit 
HIV dank moderner Medikamente lange leben, arbeiten, Fami-
lien gründen, gesunde Kinder bekommen und ihre Infektion 
selbst beim Sex ohne Kondom nicht mehr weitergeben. Sie 
könnten ein weitgehend normales Leben führen, müssten sie 
nicht immer wieder Diskriminierung befürchten – sei es, dass 
sie bei Zahnärzt*innen keinen Termin bekommen oder Kol- 
leg*innen unbegründete Infektionsängste haben und sie ih-
ren Job verlieren. Selbst Menschen mit HIV haben oft noch die 
alten Bilder von schwerer Krankheit und frühem Tod im Kopf 
und wissen daher nicht, wie das heutige Leben mit HIV aus-
sieht. Ein aktuelles Beispiel für die Umsetzung dieses Ansatzes 
ist das Projekt »Sprungbrett – Starthilfe fürs Leben mit HIV« 
(Buddy-Projekt) der Deutschen Aidshilfe.

Das Buddy-Projekt
Das sogenannte Buddy-Projekt wurde von und für Menschen 
mit HIV entwickelt: Diejenigen, die ihre Infektion selbstver-
ständlich in ihren Lebensalltag integriert haben, vermitteln 
Menschen nach einem positiven Testergebnis ein realistisches 
und authentisches Bild des Lebens mit HIV heutzutage. Sie 
stehen als Gesprächspartner*innen für alle Fragen, die sich 
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derungen hinter den einzelnen Bedarfskriterien stecken – und 
kann so Entscheidungen auf rationaler Grundlage fällen. Wei-
tere Informationen über das Konzept des Care Sharings finden 
sich in der im Springer Verlag erschienen Veröffentlichung 
»Care Sharing – Von der Angehörigenpflege zur Selbsthilfe in 
sorgenden Gemeinschaften«. Das Buch ist wissenschaftlich 
fundiert und soll das Konzept des Care Sharing vertiefen und 
helfen, eine gesellschaftliche Debatte anzustoßen.

literatur beim Verfasser
GErharD habicht, Care sharing selbsthilfe e. V., Kirschblütenweg 11, 
70569 stuttgart, e-Mail: gerhard.habicht@care-sharing.info, 
internet: www.care-sharing.info 

stalten, bieten Plattform-Technologien. Sie ermöglichen Trans-
aktionen, die ohne sie nicht zustande kommen würden, und 
senken die Transaktionskosten. Das ist das Geheimnis bei-
spielsweise von Sharing-Plattformen wie Airbnb oder Uber. 
Die Menschen finden in Netzwerken leicht zueinander und 
die Abwicklung von Transaktionen wird derart vereinfacht, 
dass sie kaum mehr ins Gewicht fallen.

Was ist Care Sharing?
Care Sharing ist Bürger*innen-Selbsthilfe und agiert unabhän-
gig vom bestehenden Pflegesystem. Indem sich die Helfer*- 
innenteams autonom vernetzen und die Kommunikation mit 
der Bürgerschaft aufnehmen, können sie sich neue Ressour-
cen erschließen und ihre Helfer*innenbasis verbreitern. Dreh- 
und Angelpunkt bildet die Care Sharing-Plattform im Internet. 
Sie soll helfen, Pflegehindernisse abzubauen, und ist in der  
Lage, Wissen zu bündeln, die Betroffenen zusammenzufüh-
ren, deren Pflegealltag zu organisieren und eine Brücke zur 
Bürgerschaft zu schlagen. Das Zauberwort lautet: Vertrauen. 
Ein Vertrauen, das viele Bürger*innen einem anonym wirken-
den Staat nicht mehr entgegenbringen können – einer Bür- 
ger*innengemeinschaft, die auf dem solidarischen Prinzip des 
Geben-und-Nehmens aufgebaut ist und einer Familie ähnelt, 
dahingegen schon. Es gilt also, Gemeinschaften aufzubauen 
oder neu zu beleben, die ein größeres Helfer*innenpotenzial 
vorhalten können als die Familie, aber klein genug sind, dass 
Mitglieder sie konkret mitgestalten können. Grundlage zeitge-
mäßer Pflege-Transaktionen ist Arbeitsteilung. Was bedeutet, 
dass die vormals intuitiv ausgeführten Pflegeleistungen auf 
pflegewissenschaftlicher Grundlage standardisiert werden 
müssen, um so den Austausch von Care Leistungen auf einer 
einheitlichen Grundlage zu ermöglichen. Nur was teilbar ist, 
kann auch geteilt werden. Es macht einen Unterschied, ob  
jemand pflegen soll oder ob es nur darum geht, eine Mahlzeit 
zuzubereiten oder einen Einkauf zu erledigen. Nur wenn die 
einzelnen Pflegeleistungen exakt definierbar sind, können 
transaktionskostensenkende Plattformen auch ihre Wirkung 
entfalten. Erst wenn die relevanten Informationen auch von 
Systemen gelesen und weiterverarbeitet werden können, 
kann die Plattform den Helfer*innengruppen automatisierte 
pflegerische Organisationshilfen zur Verfügung stellen. Refe-
renz für die Arbeitsteilung bei Care Sharing sind die Hilfebe-
darfskriterien der Pflegeversicherung.

Care Sharing ist wie folgt strukturiert:

» Geschlossene Helfer*innengruppen bilden die Basiseinheiten

» Den Helfer*innennetzwerken steht umfangreiches Pflege-
wissen für Lai*innen zur Verfügung und einfach zu bedie-
nende Tools zur Organisation des Pflegealltags

» Die Gesamtheit aller Helfer*innennetzwerke bilden die Fami-
 lienplattform

» Die Helfer*innen können von ihrer Familienplattform aus ano-
nymisierte Hilfegesuche auf einer öffentlich zugänglichen 
Informationsplattform ausschreiben

» Auf der Informationsplattform werden alle Informationen, die
für den Austausch von Hilfeleistung relevant sind, laienge-
recht aufbereitet und interessierte Bürger*innen erhalten 
Einblick in den aktuellen Hilfebedarf in ihrer Nähe

Da die einheitlichen Hilfebedarfskriterien in Datenbanken ab-
gelegt sind, kann man sie auf Knopfdruck an beliebigen Stel-
len der Plattform freigeben. So ist es ein Leichtes, anonymi-
sierte Hilfegesuche allen zur Verfügung zu stellen, die in der 
Nähe wohnen. Die Bürgerschaft weiß so genau, welche Anfor-

m i r i A m  WA Lt h e r

Alles digitalisiert sich – 
auch die gemeinschaftliche Selbsthilfe
Die Neuen Medien haben die Art verändert, wie wir uns infor-
mieren und mit anderen kommunizieren. Diese Entwicklun-
gen sind auch in der gemeinschaftlichen Selbsthilfe angekom-
men – also in dem Bereich unserer Gesellschaft, in dem sich 
Menschen mit anderen Betroffenen zusammentun, um sich 
über ihre Erkrankungen und Probleme auszutauschen und ge-
meinsam nach Lösungen zu suchen. Die NAKOS (Nationale 
Kontakt- und Informationsstelle zur Anregung und Unter- 
stützung von Selbsthilfegruppen) als bundesweite Netzwerk-
einrichtung für gemeinschaftliche Selbsthilfe verfolgt die  
Auswirkungen der Digitalisierung in der Selbsthilfe seit rund  
zehn Jahren. In verschiedenen Projekten hat sie Chancen und  
Grenzen für Selbsthilfeorganisationen, kleinere Selbsthilfe-
gruppen und Selbsthilfekontaktstellen ausgelotet. Neben den 
Veränderungen im Bereich der etablierten Selbsthilfe be-
schäftigt sie sich auch mit dem »Kommunikationsgeschehen« 
im Internet ohne formale Anbindungen an die Selbsthilfe – also 
Internetforen oder virtuelle Gruppen in Sozialen Netzwerken, in 
denen sich Betroffene (oder Angehörige von Betroffenen) 
austauschen. Die NAKOS hat Qualitätskriterien für Selbsthilfe-
Internetforen entwickelt und über die Datenbank »GRÜNE 
ADRESSEN Gemeinschaftliche Selbsthilfe in Deutschland« ver-
mittelt sie seitdem auch an entsprechende virtuelle Aus-
tauschangebote.
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das vernetzte dorf
Das Verhältnis der Generationen hat sich verändert. Das weiß 
mittlerweile jede*r. Es hebt kaum noch jemand eine Augen-
braue, wenn ein solcher Satz fällt. Im Jahr 2030 werden bereits 
knapp 30 Prozent der bundesdeutschen Bevölkerung älter als 
65 Jahre sein – alles schon gehört. Doch gleichzeitig vollzieht 
sich eine ganz andere Entwicklung, die Ungleichheiten her-
vorbringt. Die Gesellschaft digitalisiert sich, zumindest in Tei-
len, denn bei den über 75-Jährigen sind rund 80 Prozent der 
Menschen noch offline. Eine Bewegung also, die große Teile 
der Bevölkerung abhängt? Gleichzeitig sorgt der demogra- 
fische Wandel auch anderenorts für Ausschluss. Dies gilt ins-
besondere in ländlichen Regionen, wenn Geschäfte, Schulen 
und Praxen schließen und kaum noch ein Bus fährt, wenn 
Menschen zusehen, wie der Leerstand zunimmt und Ortsker-
ne lebensleerer werden. 

Teilhabegerechtigkeit sichern 
In diese Situation hinein hat das Haus kirchlicher Dienste in 
Hannover mit dem Projekt »Das vernetzte Dorf« Ideen ent- 
wickelt, um mehr Teilhabegerechtigkeit zu ermöglichen. Wie 
ergeht es älteren Menschen auf dem Land, die weniger mobil 
sind, ihren Führerschein abgeben, zu zweit oder allein in ei-
nem großen Haus mit großem Grundstück leben und dort 
auch möglichst lange wohnen bleiben wollen? 1970 erschien 
das Werk »Das Alter« von Simone der Beauvoir, in dem sie zum 
Eintritt in den Ruhestand schrieb: »In dem Augenblick, da der 
Mensch endlich befreit ist von den Zwängen, nimmt man ihm 
die Mittel, seine Freiheit zu gebrauchen.« Ausschlüsse von äl-
teren Menschen in jeder Form unterstützen die These dieser 
großen Denkerin. Und gerade da setzt das »Vernetzte Dorf« 
an. Wie gelingt es, die Mittel der Freiheit wieder in die Hände 
derer zu legen, die sie nutzen können? Aus den Beobachtun-
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Chancen digitaler Selbsthilfe
Selbsthilfeorganisationen, Selbsthilfegruppen und Selbsthilfe- 
kontaktstellen können ihre Arbeit via Internet stärker bekannt 
machen und so neue Zielgruppen erschließen. Noch immer 
wissen zu wenig Menschen von den Möglichkeiten gemein-
schaftlicher Selbsthilfe – noch immer haben viele bei dem 
Wort »Selbsthilfegruppe« Klischees im Kopf. Internetauftritte 
sind somit ein niedrigschwelliges Angebot, um Betroffene wie 
Angehörige auf Selbsthilfe aufmerksam zu machen und ein 
positives Bild der eigenen Aktivitäten zu vermitteln. Internet-
auftritte von Selbsthilfeorganisationen sind zudem eine wert-
volle Quelle von Informationen aus Betroffenensicht. Nahezu 
alle Selbsthilfeorganisationen, die sich zu einer Erkrankung  
gegründet haben, stellen auf ihren Internetseiten Hintergrund-
wissen bereit: zu medizinischen Fragen genauso wie zu sozial-
rechtlichen Themen oder zu Aspekten, die den Alltag mit der 
eigenen Erkrankung berühren (Beruf, Partnerschaft, Eltern-
schaft ...). Es ist ein Gewinn, wenn Menschen bei ihrer Suche 
nach Gesundheitsinformationen im Internet dort nicht nur 
auf kommerzielle Gesundheitsportale stoßen, sondern auch 
auf Homepages von Selbsthilfeorganisationen.

Soziale Unterstützung in digitalen Settings
Für die Selbsthilfe ist das Internet aber nicht nur als »Schau-
fenster« der eigenen Arbeit zu nutzen. Online lässt sich zeitlich 
ungebunden und potenziell weltweit von anderen Menschen 
erfahren, wie sie mit ihrer Erkrankung umgehen, lässt sich 
Trost in schwierigen Lebenssituationen empfangen und las-
sen sich eigene Informationen an andere weitergeben. So gibt 
es kaum ein Selbsthilfegruppenthema, zu dem es nicht auch 
ein virtuelles Austauschangebot gibt. Zum Teil werden diese 
von Selbsthilfeorganisationen zur Verfügung gestellt (40 Pro-
zent der in der NAKOS Datenbank verzeichneten bundeswei-
ten Organisationen machen ein entsprechendes Angebot). 

Neue und weiterbestehende Herausforderungen
Viele Internetforen zu Selbsthilfethemen beeindrucken durch 
große Hilfsbereitschaft und Empathie. Daher ist es durchaus 
nachvollziehbar, dass viele der Beteiligten diese Foren als ihre 
Selbsthilfegruppen verstehen. Doch ein ganz wesentliches 
Merkmal herkömmlicher Selbsthilfegruppen – der geschützte 
Raum – ist dort nicht gegeben. Dritte können mitlesen und 
unbedacht Hingeschriebenes ist auch Jahre später noch zu 
finden. Zudem kommt es auf vielen Internetseiten zu einem 
»Tracking« der Nutzer*innen: Das Surfverhalten wird erfasst 
und zu Nutzer*innenprofile zusammengeführt – in der Regel 
mit der Absicht, nutzerbezogene Werbung einblenden zu 
können. Für die bestehenden Selbsthilfestrukturen genauso 
wie für Einzelpersonen ergibt sich ein Dilemma: Die Nutzung  
Neuer Medien hilft die eigenen Angebote bekannter zu ma-
chen und bietet Chancen zum Kontakt mit anderen Men-
schen. Gleichzeitig geht es in der Selbsthilfe um hoch sensible 
Themen – um Erkrankungen, um schwierige Lebenssituatio-
nen, zum Teil auch um tabuisierte Fragen. Die Wahrung der 
Privatsphäre muss also höchste Priorität haben. Mit Blick dar-
auf rief die NAKOS bereits im Jahr 2014 mit der Selbsthilfe- 
koordinationsstelle des Landes Berlin SEKIS in einer »Gemein-
samen Erklärung« Selbsthilfeaktive auf, dem Schutz der Daten 
der Nutzer*innen ihrer Angebote Priorität einzuräumen. 
Durch die europäische Datenschutzgrundverordnung und die 
in absehbarer Zeit in Kraft tretende E-Privacy-Verordnung ist 
dieser Aspekt noch dringlicher geworden.

Anbieter*innen digitaler Selbsthilfeangebote sind dazu auch 
rechtlich verpflichtet: Gesundheitsbezogene Daten gehören 
zu den sogenannten Artikel 9-Daten der europäischen Daten-
schutzgrundverordnung, die besonders gut geschützt wer-
den müssen. Entsprechend sollten auf Internetauftritten der 
Selbsthilfe so wenig personenbezogene Daten – einschließlich 
Fotos – veröffentlicht werden wie möglich. Das Einverständnis 
der betroffenen Personen muss immer eingeholt werden. 
Sinnvoll ist zudem, die digitalen Aktivitäten im Rahmen der 
Selbsthilfe von anderen digitalen Aktivitäten zu trennen – 
zum Beispiel eine extra Mailadresse oder Telefonnummer für 
die Selbsthilfegruppe einzurichten. Trackende Anwendungen, 
wie sie unter anderem durch die Einbindung von Angeboten 
von Google, Facebook und anderen kommerziellen Dienst-
leistern zum Tragen kommen, sollten auf Selbsthilfeseiten  
Tabu sein. Soziale Netzwerke, die mit den Daten der Nutzer*- 
innen Geld machen, sollten maximal für die eigene Öffentlich-
keitsarbeit genutzt werden, aber nicht, um sich dort über Er-
krankungen auszutauschen.

literatur bei der Verfasserin
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gen zum demografischen Wandel und der Digitalisierung ent-
stand so die Idee einer digitalen Teilhabeplattform, allerdings 
in einer Form, die die Generationensolidarität im Blick hat.  
Dabei geht es vor allem um die Zusammenarbeit zum gegen-
seitigen Vorteil, wie es Andreas Suchanek beschreiben würde. 
Ihm zufolge muss jede Generation bereit sein, in die Zukunft 
zu investieren, da nur so auch die eigene Zukunft sicher er-
wartbar ist. Dies liefert eine grundlegende Motivation jünge-
rer auf dem Land lebender Generationen, sich an Teilhabepro-
jekten zu beteiligen.

Zugangshürden abbauen
Gleichzeitig wird zwischen der älteren Generation und der di-
gitalen Teilhabe häufig ein Hindernis gesehen, was sich schein-
bar in den »Offliner-Zahlen« des Deutschen Instituts für Ver-
trauen und Sicherheit im Internet bestätigt zeigt. Ein differen- 
zierteres Bild zeichnet das Studienprojekt »Tablet PCs für Se- 
niorinnen und Senioren«, das von der E-Plus-Gruppe gemein-
sam mit der Stiftung Digitale Chancen initiiert wurde. Im Rah-
men der Studie wurden von Mai 2016 bis Mai 2017 ins- 
gesamt 30 Senior*inneneinrichtungen in Berlin, Düsseldorf, 
Hamburg und München acht Wochen lang mit jeweils bis zu  
20 Tablet-PCs mit Internetzugang ausgestattet. Die Einrich-
tungen haben sich im Gegenzug dazu verpflichtet, die Geräte 
an Senior*innen weiterzureichen und ein mindestens wöchent-
lich stattfindendes Begleitprogramm anzubieten. Die knapp 
300 Teilnehmenden am Projekt waren 60 Jahre und älter. Die 
Gruppe der 70- bis 80-Jährigen war am stärksten vertreten.  
Innerhalb des Projektes erhielten die Senior*innen für acht 
Wochen Tablets, die per Touchscreen bedient werden. Ausge- 
wählt wurden handelsübliche Tablets, also welche, die nicht  
mit einer speziellen »Senior*innen-Software« ausgestattet 
waren. Begleitet wurde die Abgabe der Tablets durch regel-
mäßige Kursstunden. Die systematische Betreuung des Leih- 
angebotes half, auch die technischen Hürden zu meistern, die 
im Umgang mit einer virtuellen Tastatur oder der Anmeldung 
in Download-Centern einhergingen. Eine zentrale Erkennt- 
nis dieses Studienvorhabens ist die tatsächliche Nutzung der 
Anwendungen. Die Teilnehmenden stimmten zu 58 Prozent 
der folgenden Aussage zu: »Durch das mobile Internet kann 
ich mich in neuen Umgebungen schneller zurechtfinden.« 
Das spiegelt sich auch darin wider, dass 53 Prozent die Navi- 
gationsfunktion des Tablet-PCs genutzt haben. Obwohl 83 Pro- 
zent angeben »Das Internet erspart viel Lauferei« und 69 Pro-
zent anmerkten »Das Internet ermöglicht es mir, im Alter län-

ger selbstständig zu bleiben«, haben nur 24 Prozent in den 
acht Wochen die Möglichkeit des Online-Einkaufs genutzt. 
Gerade der Online-Einkauf kann eine längere Selbstständig-
keit ermöglichen, doch ausgerechnet hier bestehen große 
Vorbehalte. Mehr als die Hälfte der Befragten hat Sicherheits-
bedenken und die Angst vor einem finanziellen Schaden bil-
det eine entscheidende Barriere für die Nutzung digitaler 
Möglichkeiten. Medienkompetenz, so zeigt sich, ist dann auch 
Altersvorsorge. 

Der digitale Dorfplatz
Angesichts dieser Ergebnisse geht es dem »Vernetzten Dorf« 
darum, den alten Dorfplatz, auf dem das gesamte Netzwerk 
vor Ort zusammenkam, zu ergänzen. Das Zentrum ist ein digi-
taler Dorfplatz, auf dem sich alle Menschen eines Ortes treffen 
können, ohne dass dieser mit Hindernissen umzäunt oder  
wegen Besuchermangels geschlossen wurde. Dieser wird je-
doch nur dann zur Mitte des Ortes, wenn alle Generationen 
beteiligt sind und so eine digitale Plattform entsteht, auf der 
man um Nachbarschaftshilfe bitten, den gemeinsamen Einkauf 
von Heizöl organisieren, eine Mitfahrzentrale nutzen, ÖPNV-
Fahrpläne abrufen und gemeinsame Feste organisieren kann – 
Teilhabe an allen Formen des dörflichen Zusammenlebens 
eben. Um den Umgang damit zu lernen, werden digitale Dorf- 
expert*innen ausgebildet, die im Dorf leben, für ihren Ort aus-
gebildet und geschult werden und dann vor Ort Sprechstun-
den, Hausbesuche oder was auch immer gebraucht wird und 
möglich ist anbieten. Hindernisse abbauen, Teilhabe schaffen – 
und das auch digital, das ist »Das Vernetzte Dorf«.

literatur bei der Verfasserin
EllEn raDtkE, haus kirchlicher dienste, archivstraße 3, 30169 hannover,
e-Mail: radtke@kirchliche-dienste.de

J e n S - P e t e r  K r u S e

Aufgabenfelder einer kommunalen 
Altenpolitik
Die Lebensqualität im Alter hängt insbesondere von den loka-
len Umständen ab. Im Siebten Altenbericht »Sorge und Mitver-
antwortung in der Kommune – Aufbau und Sicherung zukunfts-
fähiger Gemeinschaften« wird untersucht, welche Voraus- 
setzungen vor Ort bestehen müssen, um ein gutes Leben im 
Alter zu ermöglichen. Den Kommunen kommt heute zuneh-
mend eine Schlüsselrolle bei der Gestaltung des Sozialen zu. 
Denn nur auf der kommunalen Ebene kann der gewünschte 
Wohlfahrtsmix zwischen dem freiwilligen Engagement und 
einer professionellen Infrastruktur mit Diensten und Einrich-
tungen gelingen. Auch haben die Kommunen gemäß ihrem 
Auftrag zur Daseinsvorsorge (Art. 28 Abs. 2 GG) das Recht und 
die Pflicht, alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft 
im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln. 
Damit ist ihnen auch die Verantwortung für die örtliche Alten-
politik als Aufgabe zugewiesen.

Grundsätze kommunaler Altenpolitik
Kommunale Altenpolitik als Teil einer Generationenpolitik ist 
nicht nur eine Politik für alte Menschen, sondern stets auch 
mit alten Menschen. Kommunen können ihrer Verantwortung 
in der Altenpolitik nur gerecht werden, wenn sie:
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zu beachten. Besonders im ländlichen Raum sowie in Stadttei-
len mit ausgedünnter Infrastruktur bedürfen Maßnahmen zur 
Förderung der Mobilität einer größeren Aufmerksamkeit.

Bildung und lebensbegleitendes Lernen
Der Gewinn an Lebenszeit ist Segen und Herausforderung: ein 
Segen, weil das Altwerden heute nicht mehr nur wenigen 
Menschen vorbehalten ist – eine Herausforderung, weil die zu-
nehmende Langlebigkeit den Älteren selbst einiges abver-
langt. So wird in einer »Gesellschaft des langen Lebens« ein  
lebensbegleitendes Lernen zur »Pflicht«, damit für Ältere Teil- 
habe und Mitgestaltung des gesellschaftlichen Lebens erhalten 
bleiben. Älteren Menschen den Zugang zu Bildung und Lernen 
zu erleichtern, ist eine zentrale Aufgabe kommunaler Bildungs-
politik. Nicht zuletzt ist das Wissen um die Bedeutung von Ak-
tivität, Engagement, Bewegung und Ernährung und Verantwor- 
tungsübernahme für die eigene Gesundheit durch Bildungs-
angebote zu fördern. Informationen darüber müssen zielgrup-
pengerecht gestaltet werden und auch sogenannten »bil-
dungsfernen Schichten« den Zugang zu Bildung erleichtern.

Digitalisierung und digitale Teilhabe
Digitalisierung kann die Mobilität und Vernetzung von älteren 
Menschen erhöhen, sie kann ihnen die Teilhabe aber auch er-
schweren. Die Kommunen müssen deshalb alles daransetzen, 
einer digitalen Spaltung der Gesellschaft entgegenzuwirken, 
und sich dabei in besonderer Weise für diejenigen einsetzen, 
die in Gefahr sind, digital abgehängt zu werden. Der Beitrag 
orientiert sich am dem »BAGSO-Positionspapier: Kommunale 
Politik für ältere Menschen«, an dessen Erstellung der Verfas-
ser des Beitrags beteiligt war.

literatur beim Verfasser
JEns-PEtEr krusE, Bundesarbeitsgemeinschaft der senioren-Organisationen 
(BagsO) e. V., thomas-Mann-straße 2–4, 53111 Bonn, kontakt@bagso.de

» ihren älteren Bürger*innen ein selbstbestimmtes, selbststän-
diges, an Teilhabe orientiertes, aktives Leben ermöglichen 
und zu deren Gesundheitsförderung beitragen.

» sich an einem differenzierten Altersbild orientieren, das so-
wohl die Verletzlichkeit als auch die Potenziale des Alters 
abbildet.

» Altenpolitik als eine Querschnittsaufgabe verstehen, die alle 
 kommunalen Ressorts miteinbezieht.

» ihre Planung an den Sozialräumen orientiert vornehmen,
öffentliche Gebäude und Räume beleben und für alle Men-
schen zugänglich machen.

» Information, Beratung und Unterstützung dort anbieten, wo
 die Menschen leben (zugehende Angebote).

» dafür sorgen, dass in jedem Quartier Ansprechpersonen
und Anlaufstellen bereitstehen, die die Kommunikation im 
Quartier fördern, die Bewohner*innen aktivieren, Bedarfe 
erfassen und Wege zu ihrer Erfüllung aufzeigen.

» insbesondere älteren Menschen mit einem geringen Einkom-
men, mit Beeinträchtigungen und älteren Migrant*innen 
Teilhabemöglichkeiten eröffnen.

Aufgabenfelder der kommunalen Altenpolitik
Gesundheit und Pflege
Die Kommunen nehmen über den öffentlichen Gesundheits-
dienst Einfluss auf die Gesundheit älterer Menschen. Dazu 
müssen sie Initiativen zur Vernetzung der örtlichen Akteur*- 
innen ergreifen und im Bereich der Prävention den aufsuchen-
den Hilfen stärkeres Gewicht geben. Doch noch sind auf dem 
Gebiet der Gesundheits- und Pflegepolitik die Steuerungs-
möglichkeiten der Kommunen begrenzt. Sie haben zum Bei-
spiel kaum Einfluss auf die Zulassung ambulanter und sta- 
tionärer Pflegeeinrichtungen sowie auf die Bedarfspläne zur 
Sicherstellung der vertragsärztlichen Versorgung. Dies bedarf 
einer baldigen Veränderung.

Wohnung und Wohnumfeld
Die Wohnung und das Wohnumfeld gewinnen mit dem Älter-
werden an Bedeutung und sind entscheidende Faktoren für 
eine selbstständige Lebensführung im Alter. Kommunale Woh- 
nungspolitik muss darauf ausgerichtet sein, dass ausreichend 
bezahlbarer seniorengerechter, barrierefreier Wohnraum ge-
schaffen wird. Zu einer bedarfsgerechten, wohnortnahen Ver-
sorgung zählt nicht zuletzt die Erreichbarkeit von Arztpraxen, 
Apotheken, Geldinstituten, der Post sowie von Geschäften zur 
Deckung des täglichen Bedarfs. Eine zentrale Aufgabe der 
kommunalen Daseinsvorsorge der Kommunen ist es deshalb, 
der gegenwärtig um sich greifenden Ausdünnung dieser Infra-
struktur entgegenzuwirken. Schließlich sind bei der Planung 
und Gestaltung des Wohnumfeldes die Sicherheitsbedürfnis-
se sowie die körperlichen Einschränkungen älterer Menschen 
zu berücksichtigen.

Mobilität und Verkehr
Die Gestaltung öffentlicher Räume und der Verkehrsinfrastruk-
tur hat auf Bedürfnisse der Älteren stärker als bisher Rücksicht 
zu nehmen, damit diese am gesellschaftlichen Leben teilneh-
men können und ihr Bewegungsradius nicht begrenzt wird. 
Straßen und Plätze müssen auch für mobilitäts- oder sinnes-
eingeschränkte Menschen ohne Barrieren zugänglich und oh-
ne Sicherheitsrisiko nutzbar sein. Der öffentliche Nahverkehr 
hat die besonderen Anforderungen und Bedarfe älterer Men-
schen hinsichtlich ihrer Mobilitätsbedürfnisse und -fähigkeiten 
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Verhältnisbezogene Gesundheitsförderung 
in Klein- und mittelstädten
ein Blick in die kommunale Verwaltung
Städte und Gemeinden nehmen eine zentrale Rolle ein, wenn 
es darum geht gesundheitsfördernde Lebenswelten zu schaf-
fen. Erkennbar wird dies unter anderem durch die Förderung 
von Bewegung durch Radfahren oder Zufußgehen, was die 
Gesundheit und Selbstständigkeit bis ins hohe Alter begünsti-
gen soll. So sind ältere Menschen dort häufiger zu Fuß unter-
wegs, wo die Wege eben und kurz, Alltagsziele gut erreichbar 
und Sitzgelegenheiten vorhanden sind. Die aktive Mobilität 
wirkt sich positiv auf das individuelle Wohlbefinden aus und 
fördert ein selbstbestimmtes Leben sowie die Aufrechterhal-
tung sozialer Kontakte. Die räumlichen Voraussetzungen hier-
für werden wesentlich durch die kommunale Stadt- und Ver-
kehrsplanung mitgestaltet. Gewinnbringend für Ansätze der 
verhältnisbezogenen Gesundheitsförderung in der Kommu-
ne, wie die Förderung von aktiver Mobilität, erscheint ein res-
sortübergreifendes Handeln zwischen der kommunalen Bau- 
und Planungsverwaltung und dem Öffentlichen Gesundheits- 
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dienst (ÖGD). Doch wie sieht es diesbezüglich in der Praxis 
aus? Sind sich die kommunalen Akteur*innen der gesundheit-
lichen Relevanz ihres Handelns bewusst und werden gesund-
heitliche Belange in die entsprechenden kommunalen Pla-
nungsprozesse eingespeist?

Gestaltungsspielräume der Städte und Gemeinden
Die Städte und Gemeinden verfügen im Bereich Planen und 
Bauen über weitreichende Gestaltungsspielräume. Im Rahmen 
der kommunalen Bauleitplanung leiten sie die städtebauliche 
Entwicklung, das heißt die bauliche und sonstige Nutzung der 
Grundstücke in der Gemeinde. Hierbei sind auch die »allge-
meinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse« (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB) zu berücksichtigen. In jeder 
Gemeinde gibt es eine oder mehrere Personen, die für das Pla-
nen und Bauen zuständig sind. Anders sieht es mit Bezug auf 
das Thema Gesundheit aus. Der ÖGD ist in Niedersachsen auf 
der Ebene der Landkreise und kreisfreien Städte angesiedelt. 
In den kreisangehörigen Städten und Gemeinden gibt es vor 
Ort in der Regel also keine*n direkte*n Ansprechpartner*in  
für Gesundheit. Als Aufgabe der Landkreise und kreisfreien 
Städte benennt das Niedersächsische Gesetz über den öffent-
lichen Gesundheitsdienst unter anderem den umweltbezoge-
nen Gesundheitsschutz. Auch Prävention und Gesundheits-
förderung sind seit 2007 als Aufgabenbereich verankert, je- 
doch ohne den direkten Auftrag, Maßnahmen in diesem Be-
reich selbst durchzuführen.

Erfahrungen aus der Metropolregion Nordwest
Interviews mit Vertreter*innen der räumlichen Planung und 
des ÖGD in den Landkreisen und kreisfreien Städten der Metro-
polregion Bremen-Oldenburg im Nordwesten (kurz: Metropol-
region Nordwest) haben gezeigt, dass sich die Mitarbeiter*-
innen des ÖGD in ihren Befugnissen immer stärker einge-
schränkt sehen. Nur wenige Behörden des ÖGD haben die 
personellen Kapazitäten, um auch im Bereich der Gesundheits-
förderung tätig zu sein. Einen neuen Anreiz zur Vernetzung 
schaffen die vom Land Niedersachsen geförderten Gesund-

heitsregionen, denen neben verschiedenen Vertreter*innen 
aus dem Gesundheitssektor auch Vertreter*innen aus Städten 
und Gemeinden angehören. Eine Vernetzung mit der räumli-
chen Planung ist in diesem Rahmen denkbar, aber nicht über-
all gegeben. Ein Bereich, in dem eine Auseinandersetzung 
zwischen Planung und Gesundheit auf Ebene der Landkreise 
und kreisfreien Städte stattfindet, ist die Beteiligung der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange in Bauge-
nehmigungs- und Planungsprozessen. Die Gesundheitsämter 
werden beispielsweise bei der Genehmigung von Stall- und 
Windkraftanlagen oder in größeren Städten im Rahmen der 
Lärmaktionsplanung beteiligt. Die Beteiligung erfolgt oft über 
eine schriftliche Stellungnahme, kann aber auch in Form von 
vorbereitenden Arbeitsgruppen geschehen. Bei der Erstel-
lung von Flächennutzungs- und Bebauungsplänen in den 
kreisangehörigen Städten und Gemeinden ist das Einholen  
einer Stellungnahme in vielen Fällen ebenfalls üblich, wobei 
meist eine übergeordnete Stellungnahme des zuständigen 
Landkreises erfolgt, an der verschiedene Fachämter mitwir-
ken. Ein direkter Austausch zwischen der in den kreisangehö-
rigen Städten und Gemeinden ansässigen Bau- und Planungs-
verwaltung und dem Gesundheitsamt des Landkreises erfolgt 
in der Regel nicht.

Von gesundheitlichen Risiken zu mehr inhaltlichen Synergien
Das Bewusstsein für die gesundheitlichen Auswirkungen kom-
munaler Planungsentscheidungen ist in vielen Fällen auf um-
weltbezogene Gesundheitsgefährdungen beschränkt. Eine 
Auseinandersetzung mit den komplexen Wechselwirkungen 
zwischen Umwelt und Gesundheit, wie sie in Ansätzen zur 
verhältnisbezogenen Gesundheitsförderung zum Ausdruck 
kommt, ist bisher im kommunalen Verwaltungshandeln in der 
Metropolregion Nordwest nicht etabliert. Eine gemeinsame 
Verantwortungsübernahme für Gesundheit in allen Politikbe-
reichen im Sinne des Health in all Policies-Ansatzes ist daher 
die Ausnahme. Die Förderung aktiver Mobilität im Alter bietet 
die Möglichkeit, gesundheitsorientierte Kommunalentwick-
lung beispielhaft zu erproben. Inhaltliche Synergien zwischen 
Planung und Gesundheitsförderung können ausgehend von 
konkreten Handlungsfeldern betont und die bereits beste-
henden Möglichkeiten zur Zusammenarbeit zwischen Vertre- 
ter*innen aus der kommunalen Bau- und Planungsverwal-
tung und dem ÖGD genutzt werden. Eine im Forschungspro-
jekt »Alternd zu Fuß oder mit Fahrrad: urban mobil ohne Stress« 
(AFOOT) entstandene Arbeitshilfe setzt hier an: Sie soll insbe-
sondere Klein- und Mittelstädte dabei unterstützen, aktive Mo-
bilität im Alter ausgehend von den Handlungsfeldern (halb-) 
öffentliche Räume, Rad- und Fußwegeinfrastruktur und Erreich-
barkeit von Alltagszielen zu fördern. 
Das Projekt AFOOT wird vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschung gefördert (Förderkennzeichen 01EL1822B und 
01EL1822G). Eine Arbeitshilfe für die Zusammenarbeit zwischen 
der kommunalen Planungs- und Bauverwaltung und dem 
ÖGD in Klein- und Mittelstädten ist als Download verfügbar: 
www.aequipa.de/teilprojekte/afoot

literatur bei den Verfasser*innen
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Soziale medien im Gender-Check
Rund ein Vierteljahrhundert ist vergangen, seitdem das Inter-
net in Deutschland in die Privathaushalte Einzug hielt. Mitte 
der 1990er-Jahre lag der Frauenanteil unter den sieben Pro-
zent Internet-Nutzenden in der Bevölkerung laut ARD-ZDF-
Online-Studie bei 27 Prozent. Und heute? Wie geschlechter-
gleichberechtigt ist die aktuelle Social-Media-Welt? Eines ist 
klar: Die Geschlechterkluft beim Internetzugang ist in 
Deutschland beinahe völlig verschwunden. Die jugendlichen 
Mädchen und jungen Frauen sind allesamt vernetzt. Rund  
3,5 Stunden pro Tag sind sie gemäß JIM-Studie mit Smart-
phone oder Computer online unterwegs. Und durch den Sie-
geszug der Sozialen Medien ist es für sie leichter denn je, digi-
tale Medieninhalte nicht nur zu konsumieren, sondern auch 
selbst zu produzieren. Die Social-Media-Welt wird dement-
sprechend oft als egalitäre Mitmach-Welt beschrieben. Es wä-
re also zu erwarten, dass in Sozialen Medien Mädchen und 
Frauen gemäß ihrem Anteil an der Online-Population sichtbar 
vertreten sind – vor allem aber, dass sie zahlenmäßig und in-
haltlich besser repräsentiert sind als in den herkömmlichen 
Massenmedien.

Digitale Ungleichheiten bleiben
Denn die Massenmedien sind – vor allem in den Leitungs- und 
Entscheidungsfunktionen – von jeher stark männlich domi-
niert. So lag der Anteil der Frauen in Führungspositionen in 
Zeitungsredaktionen und öffentlich-rechtlichen Sendern in 
Deutschland im Jahr 2013 unter 30 Prozent, wie das Monito-
ring von www.pro-quote.de zeigt. Die geringere Beteiligung 
von Frauen spiegelt sich in der Inhaltsgestaltung wider: Vie- 
le massenmediale Formate reproduzieren altbekannte Ge-
schlechterklischees, denen gemäß überwiegend die männli-

chen Protagonisten die durch Kompetenz beeindruckenden 
Macher und Welterklärer sind, während Mädchen und Frauen 
eher das schmückende Beiwerk darstellen. In Sozialen Medien 
sollten durch die niedrigschwelligen Mitmach-Möglichkeiten 
die Verhältnisse zeitgemäßer aussehen.
Doch das ist nicht der Fall. Soziale Medien wie die Video-Platt-
form YouTube oder die Online-Enzyklopädie Wikipedia sind 
männlich geprägt: In Deutschland liegt der Frauenanteil ge-
mäß aktuellen Inhaltsanalysen unter den Top 100 meistabon-
nierten YouTube-Kanälen bei 23 Prozent, der Frauenanteil bei 
den Wikipedianer*innen nach einer Wikimedia-Studie im Jahr 
2016 bei zehn Prozent. An der Produktion der heutzutage be-
liebtesten und reichweitenstärksten digitalen Unterhaltungs- 
und Wissensangebote sind Mädchen und Frauen somit nur 
randständig beteiligt. Sie sind zwar im Netz präsent und sie 
kommunizieren auch intensiv, aber eher auf privater Ebene. 

Geschlechterklischees boomen
Betrachtet man die Top 50 der meistabonnierten YouTube- 
Kanäle in Deutschland gemäß SocialBlade-Ranking, so befin-
den sich darunter nur fünf Kanäle von jungen Frauen (Stand: 
März 2019):

» 1. BibisBeautyPalace (Platz 3), 

» 2. Dagi Bee (Platz 12), 

» 3. Shirin David (Platz 40), 

» 4. Bessan Ismail (Platz 43), 

» 5. Ikram Bellanova (Platz 45). 

Diese widmen sich geschlechtsrollenkonform überwiegend 
Beauty und Styling, zudem Kochen, Singen, Comedy und Vlog-
ging. Kein einziger Gaming-, Nachrichten-, Politik- oder Wis-
senschafts-Kanal, der von einer Frau betrieben wird oder eine 
Frau vor der Kamera zeigt, ist unter den Top 250 meistabon-
nierten YouTube-Kanälen in Deutschland vertreten. Dass Mäd-
chen und junge Frauen in Sozialen Medien unterrepräsentiert 
sind und vor allem diejenigen vereinzelt hervortreten, die sich 
als schön und sexy darstellen, bedient Geschlechterklischees. 

Alles »Schminkmädels« und »Insta Girls«?
Klickstarke Inhalte sehen so aus: Perfekt gestylte Mädchen 
und junge Frauen zeigen sich auf YouTube und Instagram in 
wohldekorierten pastellfarbenen Zimmern mit Blumen und 
Kerzen im Hintergrund und präsentieren ihre Schmink- und 
Schuhsammlungen. Klischeehafter geht es kaum. Kritik hagelt 
es dementsprechend von allen Seiten: Die Inhalte dieser 
»Schminkmädels« und »Insta Girls« seien einfach nur dumm, 
oberflächlich, peinlich, künstlich und kommerziell. 
Merkwürdig ist nur, dass es keine parallele Diskussion zu eben-
so kommerziellen Gaming-Inhalten von und für Jungen gibt 
und diese nicht gleichermaßen als klischeehafte »Zocker-
jungs« lächerlich gemacht werden – als ob der Konsum von 
mehr oder minder gewalthaltigen Digitalspielen moralisch 
oder inhaltlich höherstehender wäre als die Beschäftigung 
mit Mode und Kosmetik. Beides ist Unterhaltung. Beides ist 
hochgradig geschlechtlich konnotiert. Und beides erlaubt  
Jugendlichen das Eintauchen in weitgehend geschlechtsho-
mogene soziale Gemeinschaften: Mädchen haben auf Ga-
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ming-Kanälen nichts verloren, Jungen treiben sich nicht auf 
Beauty-Kanälen herum. Ausnahmen bestätigen die Regel.
Dementsprechend werden mit den Beauty- und Lifestyle- 
Accounts kommunikative Mädchenräume geschaffen. Diese 
vermitteln tradierte Werte und Normen des Mädchenseins, 
aber in Variationen, mit mehr oder minder viel Konsumkritik 
und Selbstironie und in Kombination mit vielen anderen The-
men: Es geht auch um Menstruation und Mobbing, um Liebes-
kummer und Krach mit den Eltern, um Selbsthass, Schulprob-
leme und Depressionen. Manche Beauty-Vorbilder zeigen ihre 
Styles im Rollstuhl, andere erzählen ihre Migrationsgeschich-
ten, wieder andere identifizieren sich öffentlich als lesbisch 
oder als Transmädchen und hinterfragen binäre Geschlechter-
bilder. Und alle agieren als professionelle Medienmacherinnen.
Bevor man Mädchencontent pauschal als belanglos hinstellt 
und belächelt, sollte man genauer hinschauen und auch die 
eigenen Bewertungsmaßstäbe hinterfragen. Während die 
weibliche Contentproduktion ständig in der Kritik steht, fehlt 
auffälligerweise die Kritik an den Frauenbildern, die männli-
che Social-Media-Macher verbreiten, etwa mit Videos wie 
»YouTuber Brüste erraten extrem«.

Was ist zu tun?
Ein großes Problem besteht darin, dass Mädchen und Frauen, 
die in die Offline- oder Online-Öffentlichkeit treten, generell 
stärkerer Kritik ausgesetzt sind. Sexistische und sexuell ag-
gressive Reaktionen sowie männliches »Platzhirschgehabe« 
sind an der Tagesordnung. Viele Frauen möchten sich dieser 
Bedrohung und Belastung nicht aussetzen. Gegen Online-
Hassrede, gerade auch in ihren frauenfeindlichen Ausprägun-
gen, muss mehr getan werden, wenn wir eine gerechtere  
Online-Welt erreichen wollen. 
Ein weiteres Problem besteht darin, dass alte wie neue Medi- 
en um Reichweiten buhlen und deshalb oft auf plakative und 
klischeehafte Inhalte – also »hübsche Mädchen« und »coole 
Kerle« – setzen, da diese maximale Aufmerksamkeit generie-
ren. Die in Sozialen Medien bereits vielfach existierenden Ni-
schen-Accounts von Mädchen und Frauen, die vielfältigere 
Rollenmodelle, unkonventionellere Darstellungsweisen und 
größere Themenbreite beinhalten, werden von den Plattform-
Algorithmen in den Hintergrund gedrängt. Dabei könnte ein 
diversitätsorientierter Algorithmus dafür sorgen, dass vielfälti-
gere Inhalte sichtbarer werden. 
Nicht zuletzt fehlen eine angemessene öffentliche Anerken-
nung und Förderung der digitalen Contentproduktion von 
Mädchen und Frauen sowie eine gendersensiblere Förderung 
von Medienkompetenz. 
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m At h i A S  K r i S A m

nudging im Gesundheitswesen
Der Begriff »nudge« entwickelte sich aus einem Ansatz der 
Verhaltensökonomie heraus und steht heute für kleine, mit-
unter unbewusste, humorvolle Hinweise zu positiven Ent-
scheidungen, die die Bürger*innen »anstupsen« und dement-
sprechend unterschwellig beeinflussen. 

Nudge 2019
Aus der Kombination von Nudging und Gesundheitsförderung 
entwickelte sich die Initiative »Nudge 2019« als Gründungs-
idee. Mit der Unterstützung des Alumni-Netzwerkes der Cha-
rité, der Techniker Krankenkasse sowie der Knappschaft-Bahn-
See wurden auf der ersten mehrtägigen deutschen Konferenz 
zu der Thematik neue Maßnahmen zur Gesundheitsförderung 
im Alltag entwickelt. Neben Podiumsdiskussionen und Streit-
gesprächen, an denen unter anderem Professor*innen verschie-
dener Fachdisziplinen, Politiker*innen und Praktiker*innen 

tig sind, erleben hohe Arbeitsbelastungen. Sie müssen sich 
mit der geringen Flexibilität ihrer Arbeitsbereiche arrangieren. 
Daher ist ein gut funktionierendes Team, das einen interdiszip-
linären Austausch und eine gegenseitige Wertschätzung lebt, 
als besondere Ressource zu fördern. Mitarbeitende können so 
den Anforderungen besser begegnen. Wir prämieren Ansätze, 
die die Zusammenarbeit aller Beteiligten fördern, die Zufrie-
denheit und Work-Life-Balance steigern und auf diese Weise 
die genannten Berufsfelder attraktiver gestalten. 

3. eHealth – Distanzen intelligent überwinden 
Der Einsatz von digitalen Versorgungslösungen gewinnt im Ge- 
sundheitswesen zunehmend an Bedeutung. Innovative Tech-
nologien können dabei helfen, Distanzen wirksam zu überwin-
den. Das gilt für Maßnahmen zur Gesundheitsförderung, Dia-
gnostik sowie Therapie. Besonders für ländlich geprägte Re- 
gionen ist eHealth relevant. Hier sind häufig weite Distanzen 
zwischen Krankenhäusern, Rehakliniken, Pflegeeinrichtungen, 
Apotheken und (fach-)ärztlicher Behandlung für die Betroffe-
nen zu überbrücken. Eine Verzahnung einzelner Behandlungs-
schritte und eine konsequente Umsetzung des Informations- 
und Datenaustausches stehen dabei im Fokus. Die eingereich- 
ten Konzepte sollen auf Basis von digitalen Technologien den 
Zugang zu medizinischer Versorgung verbessern und die Ver-
netzung der Beteiligten stärken.

Allgemeine Informationen
Bis zum 31. Juli 2019 sind alle Verbände, Institutionen, Initia- 
tiven, Unternehmen, Einzelpersonen und Fachleute aus den 
Bereichen der Gesundheitsversorgung und Gesundheitsförde-
rung sowie aus dem Bereich eHealth eingeladen, sich online 
unter www.gesundheitspreis-niedersachsen.de zu bewerben. 
Das Preisgeld beträgt insgesamt 15.000 Euro und wird zu je-
weils 5.000 Euro auf die oben beschriebenen Kategorien auf-
geteilt. Eine fachkundige Jury ermittelt pro Preiskategorie das 
beste Projekt. Die Preisverleihung findet am 16. Dezember 
2019 im Alten Rathaus in Hannover statt.
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Ausschreibung des 9. niedersächsischen 
Gesundheitspreises
In diesem Jahr schreiben die Niedersächsischen Ministerien 
für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung sowie für Wirt-
schaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung, die Kassenärztliche 
Vereinigung Niedersachsen, die AOK – Die Gesundheitskasse 
für Niedersachsen und die Apothekerkammer Niedersachsen 
gemeinsam zum neunten Mal den Niedersächsischen Gesund-
heitspreis aus. Insgesamt wurden in den zurückliegenden Jah-
ren 440 Bewerbungen eingereicht, von denen 33 Projekte mit 
dem Niedersächsischen Gesundheitspreis ausgezeichnet wer-
den konnten. In diesem Jahr werden vorbildhafte Ansätze in 
folgenden drei Preiskategorien gesucht:

1. Gesunde Lebensräume – Mitdenken und Mitgestalten
Viele ländlich geprägte Regionen, aber auch wenig attraktive 
Stadtteile, stehen vor besonderen Herausforderungen. Sie sind 
unter anderem von Abwanderung und Infrastrukturverände-
rungen betroffen. Trotz dieser Rahmenbedingungen muss die 
Gesundheit der dort Lebenden langfristig gefördert und gesi-
chert werden. Wir suchen wohnortnahe Konzepte, die Antwor-
ten auf diese veränderten Lebensräume geben und die physi-
sche und psychische Gesundheit in den Mittelpunkt stellen. 
Hierfür kommen gesundheitsbezogene Mobilitätskonzepte 
oder Initiativen in Frage, die sich mit der Zukunft von zum Bei-
spiel Arztpraxen, Krankenhäusern, Apotheken sowie Bildungs-, 
Sport- und Freizeitstätten befassen. Prämiert werden Projekte, 
die Fürsorge, soziale Teilhabe und Gesundheitsversorgung 
über die gesamte Lebensspanne hinweg generationsübergrei-
fend ermöglichen und somit Vorbildcharakter einnehmen. 

2. Arbeit (s) formen – neue Wege für Gesundheitsberufe
Die Flexibilisierung der Arbeit ist ein Trend. In Gesundheitsbe-
rufen ist jedoch die Auflösung räumlicher und zeitlicher Gren-
zen schwer umsetzbar. Dies gilt auch für die Trennung privater 
und beruflicher Lebensbereiche. Menschen, die in der medizi-
nischen Versorgung, Pflege, Betreuung und Rehabilitation tä-
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m A r e n  P r e u S S ,  B i r G i t  W o L F F

Kommunen in der pflegerischen 
Versorgungsverantwortung stärken 
Mit Blick auf die Bundesgesetzgebung der vergangenen Jahre 
und den politischen Kurs der Landesregierung in Niedersach-
sen entsteht der Eindruck, dass die Rolle der Kommunen in 
Pflegefragen gegenwärtig eine deutliche Aufwertung erfährt. 
Ihre Gestaltungsmöglichkeiten bei der Planung und Steue-
rung von Pflegeangeboten und der Beratung treten zuneh-
mend in den Fokus. 

Die Rolle der Kommune 
Als Orte der sozialen Daseinsfürsorge kommt ihnen die Auf- 
gabe zu, in der unmittelbaren Wohnumgebung pflegebedürf-
tiger Menschen und ihrer Angehörigen Lebensverhältnisse 

teilnahmen, lag der Fokus auf der Arbeit in acht Workshops. 
Dort wurden innovative Nudging-Ideen zu den Themen Ernäh-
rung, Bewegung und Entspannung erarbeitet, sowie eine Studie 
vorbereitet, die das Meinungsbild der Deutschen zum Thema 
Nudging erfassen soll. Daraus hervor ging eine Ideensamm- 
lung für Bewegungsförderung in der Stadt, gesündere Kanti-
nen, eine andere Positionierung von gesunden Lebensmitteln 
im Supermarkt oder auch sinnvolle Nudges für betriebliches 
Gesundheitsmanagement. Ein Workshop erarbeitete zudem ei-
nen selbst entwickelten Werbefilm für Obst und Gemüse. 
Außerdem präsentierte der Veranstaltungsinitiator den Nudge 
#treppegehtimmer. Dabei handelt es sich um eine Aktion, bei 
der lustige Sprüche und ansprechende Grafiken – eben Nud-
ges – an den Treppen der Berliner Bahnhöfe Ostkreuz, Alexan-
derplatz und Zoologischer Garten auf humorvolle Weise zum 
Treppensteigen animieren und damit ein Zeichen für mehr 
Bewegung im Alltag setzen sollen. Geplant ist dabei auch eine 
wissenschaftliche Auswertung, die den Effekt einer solchen 
Aktion ermitteln soll. Über die Crowdfunding-Kampagne 
#treppegehtimmer können sich interessierte Unterstützer*- 
innen an der Realisierung des Projekts beteiligen und auf der 
Homepage www.nudge-2019.de zusätzlich Druckvorlagen 
sowie Sprüche erhalten, um diese bei sich zu Hause, im Be-
trieb, oder in der Stadt aufzuhängen. 
Insgesamt sind die Organisator*innen mit der Resonanz und 
Qualität der Beiträge aller Teilnehmer*innen sehr zufrieden. 
Das Thema Nudging bietet ein enormes Potenzial für viele 
verschiedene Akteur*innen des Gesundheitssektors und soll 
aus dem Grund auch in den kommenden Jahren von Veran-
staltungen dieser Art profitieren. 
Inzwischen hat der Gründer der Initiative »Nudge 2019« ent-
schieden, sich zu 100 Prozent dem Thema Nudging zu widmen 
und daher die Firma »läuft« gegründet. Diese Firma versteht 
sich als Vorantreiber für den vermehrten Einsatz verhaltens- 
wissenschaftlicher Erkenntnisse in der Gesundheitsförderung 
und Gesundheitsversorgung und möchte diesem Anliegen 
durch die Durchführung von wissenschaftlichen Studien und 
Interventionen, Öffentlichkeitsarbeit und der Beratung rele-
vanter Akteur*innen nachkommen.
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konkret zu gestalten. Wenngleich die rechtlichen Möglichkei-
ten einer verbindlichen pflegerischen Bedarfsplanung und 
-steuerung auf kommunaler Ebene in Niedersachsen eher be-
schränkt sind, bestehen doch einige Möglichkeiten der Ein-
flussnahme. Beispielsweise haben Kommunen die Möglichkeit, 
durch die kontinuierliche Erstellung örtlicher Pflegeberichte 
nach § 3 NPflegeG den Stand und die Entwicklung der pflege-
rischen Versorgung abzubilden und eigenständige kommu-
nale Beratungs- und Versorgungsangebote vorzuhalten. Au-
ßerdem können Kommunen moderierende und vernetzende 
Funktionen erfüllen. Diese übernehmen sie beispielsweise in 
örtlichen Pflegekonferenzen nach § 4 NPflegeG oder auch  
als Niedersächsische Gesundheitsregionen, die sich immer 
stärker als zentrale kommunale Plattformen zur Bearbeitung 
pflegerischer Herausforderungen etablieren. 
In Fachkreisen gilt allerdings die Rolle der Kommune in der 
pflegerischen Versorgungsverantwortung vielerorts noch als 
zu schwach entwickelt. Pflegeberichte und Pflegekonferen-
zen werden gegenwärtig häufig noch nicht systematisch als 
Vernetzungs- und Planungsinstrumente genutzt und auch in-
tegrierte Pflegestrategien, die mit den zentralen Akteur*innen 
der Pflegelandschaft gemeinschaftlich entwickelt werden, 
sind noch überaus selten. Dies ist nachvollziehbar, da ein ent-
sprechendes Vorgehen Ressourcen bindet.

Ziele und Angebote durch das Projekt Komm.Care
Hier setzt das Projekt »Komm.Care – Kommune gestaltet Pfle-
ge in Niedersachsen« an, das die LVG & AFS im Auftrag des 
Niedersächsischen Ministeriums für Soziales, Gesundheit und 
Gleichstellung zwischen dem 1. Februar 2019 und dem 31. Ja-
nuar 2022 durchführt. Es verfolgt das Ziel, für die niedersäch-
sischen Landkreise und kreisfreien Städte ein Unterstützungs-
angebot zu schaffen, um örtliche Pflegeberichte möglichst 
aussagekräftig und ressourcenschonend zu erstellen sowie ört- 
liche Pflegekonferenzen durchzuführen, die die zentralen Ak- 
teur*innen in der Pflege strategisch miteinander vernetzen. 
Perspektivisch ist das Ziel, eine einheitlichere Datengrundlage 
in den Kommunen zu befördern, die auch im Rahmen der nie-
dersächsischen Landespflegeberichte Berücksichtigung fin-
den soll. 
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Projektentwicklung und -förderung 
in den niedersächsischen 
Gesundheitsregionen
Seit 2014 gewährt das Land Niedersachsen Zuwendungen für 
den Aufbau niedersächsischer Gesundheitsregionen. Es be-
fördert damit den Aufbau einer Struktur aus Steuerungs- und 
Arbeitsgruppen, die die zentralen Akteur*innen der Gesund-
heitsversorgung und -förderung aus den 37 beteiligten Kom-
munen vernetzen sollen. In diesen Strukturen wurden in den 
vergangenen Jahren zahlreiche Versorgungs- und Kooperati-
onsprojekte sowie Maßnahmen der Gesundheitsförderung 
und Prävention entwickelt. Jedes Jahr steht für die Umsetzung 
dieser Projekte durch die Kooperationspartner*innen eine 
Fördersumme von circa 500.000 Euro bereit. Jeweils zum 28. 
Februar eines jeden Jahres endet die Frist für die Einreichung 
der Projektanträge.

Sieben geförderte Projektanträge im Jahr 2019
In diesem Jahr wurden 14 Anträge aus acht Gesundheitsregio-
nen eingereicht, von denen folgende für eine Förderung aus-
gewählt wurden:

» Gesundheitsregion Delmenhorst: 
Laufbahnberatung Pflege – Gewinnen und Halten von neu-
en Zielgruppen für Pflegeberufe durch zentrale Koordina- 
tion und individuelle Beratung bei Ausbildung und Praktika 
auf kommunaler Ebene

20

Um die Bedarfsgerechtigkeit des Angebots sicherzustellen, 
führt die LVG & AFS zunächst eine Status-Quo-Analyse mittels 
Expert*inneninterviews und einer fragebogengestützten Ge-
samterhebung durch, entwickelt darauf aufbauend Instru-
mente, Verfahren und Handlungshilfen für die kommunalen 
Akteur*innen und hält ein Beratungs- und Qualifizierungsan-
gebot vor. Einen zentralen Stellenwert nimmt die Rückspiege-
lung der Erkenntnisse auf die Landesebene ein.

Chancen für die Fortentwicklung der pflegerischen Ver-
sorgungslandschaft in Niedersachsen
Perspektivisch birgt das Projekt einige Chancen für die Fort-
entwicklung der pflegerischen Versorgungslandschaft in Nie-
dersachsen im Allgemeinen und der kommunalen Gebiets-
körperschaften im Besonderen. Es wird die Schaffung einer 
verlässlichen Datengrundlage gefördert, die die Planung in 
den Kommunen unterstützt und Orientierung bei dem Einsatz 
knapper Ressourcen bieten kann. Systematischer wird in den 
Blick genommen, wie die erhobenen Daten hierfür genutzt 
werden können. Auf kommunaler Ebene werden außerdem 
Anlässe geschaffen, die Vernetzung der pflegerelevanten 
Akteur*innen vor Ort voranzutreiben, Synergien einer Koope-
ration auszuloten, Ressourcen zu bündeln sowie eine bedarfs-
gerechte Weiterentwicklung anzuregen. Nicht zuletzt hat das 
Land Niedersachsen die Chance, pflegebezogene Versor-
gungslagen regional weitaus differenzierter zu erfassen, um 
so zielgerichteter Maßnahmen zur Sicherstellung der pflegeri-
schen Versorgung in Niedersachsen ergreifen zu können. 
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» Gesundheitsregion Diepholz/Nienburg: 
Ersthilfe sofort vor Ort! Mit Ersthilfe-Alarm-App Leben retten 
> Zeit überbrücken > Grenzen überwinden

» Gesundheitsregion Gifhorn: 
Pilotprojekt zur Delegation ärztlicher Leistungen an qualifi-
zierte Pflegekräfte ambulanter Pflegedienste 

» Gesundheitsregion Göttingen/Südniedersachsen: 
 HEDI – Hebammenversorgung digital unterstützt

» Gesundheitsregion Osnabrück: 
 Kindergarteneingangsuntersuchung (KEU) 

» Gesundheitsregion Osnabrück: 
 Stillförderung

» Gesundheitsregion Rotenburg: 
 Gesunde Dörfer – Qualifizierungsmodul Pflege

 Projektbeschreibungen finden sich hier: 
 tinyurl.com/y7wezuzo. 

Herausforderungen in der langfristigen Umsetzung
In den vergangenen Förderrunden wurde ein breites Spekt-
rum unterschiedlicher Ansätze gefördert, das von Gesund- 
heitslots*innenansätzen, über Kooperationsverbünde zur At-
traktivitätssteigerung der Pflegeausbildung bis zu Digitalisie- 
rungsansätzen zur Überwindung von Schnittstellen im Versor-
gungssystem reicht. Nach einer häufig erfolgreichen Umset-
zung der Projekte stellt sich jedoch die Frage, wie die Maßnah-
men nachhaltig in das bestehende Versorgungssystem inte- 
griert werden können. In einigen (oft besser situierten) Land-
kreisen bieten manchmal die Kommunen oder andere Finan-
ciers Unterstützung für eine langfristige Umsetzung der ent-
wickelten Maßnahmen. In anderen Fällen sind Verstetigungs- 
perspektiven für erfolgreich erprobte Projekte jedoch nicht 
gegeben. Derzeit wird die Hälfte der Projekte in den Gesund-
heitsregionen, deren Landesförderung bereits ausgelaufen 
ist, weiter gefördert.

Nachhaltigkeit sichern?!
Unbestritten ist, dass die Projektförderungsstrukturen der 
Gesundheitsregionen den Zweck erfüllen, für innovative An-
sätze zur Bewältigung von Herausforderungen in unserem 
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Gesundheitssystem einen zeitlich begrenzten Erprobungs-
raum zu gewähren. Nicht jede Projektidee bewährt sich in  
der praktischen Umsetzung. Ob die Ansätze langfristig aus-
sichtsreich und mit einem angemessenen Ressourcenauf-
wand und einem ausreichend großen Outcome vor allem für 
die Nutzer*innen des Gesundheitssystems verbunden sind, 
müsste durch belastbare wissenschaftliche Evaluationen be-
legt werden. Diese können jedoch in den begrenzten Projekt-
förderzeiträumen von maximal 18 Monaten und mit den be- 
grenzten Projektbudgets oft kaum umgesetzt werden. Lässt 
sich der Nutzen der Projekte dennoch belegen, sollte landes-
weit systematisch über Umsetzungsmöglichkeiten und Über-
führung in Regelfinanzierungsstrukturen diskutiert werden. 
Das niedersächsische Gemeinsame Landesgremium gemäß  
§ 90a SGB V, in dem Vertreter*innen des Landes, der Kassen-
ärztlichen Vereinigung, der Landesverbände der Krankenkas-
sen sowie der Ersatzkassen und der Landeskrankenhausge-
sellschaft und weitere Beteiligte vertreten sind, könnte eine 
entsprechende Plattform darstellen. Ein erster Schritt ist da-
her, dass Vertreter*innen einzelner Gesundheitsregionen zu-
künftig ihre Arbeit und Projekterfahrungen in diesem zwei-
mal jährlich tagenden Gremium vorstellen werden. Auch im 
Rahmen der landesweiten Fachtagung der Gesundheitsre- 
gionen am 16.10.2019 wird das Thema Nachhaltigkeit in der 
kommunalen Gesundheitsförderung und -versorgung aufge- 
griffen.

literatur bei den Verfasserinnen, anschrift siehe impressum

m A r i e - K r i S t i n  d u n K e r ,  i S A B e L L - K At h r i n  F o r t n e r

Schatzsuche in niedersachsen 
ein Programm zur förderung des seelischen 
Wohlbefindens von Kindern in der Kinder- 
tagesstätte
Wie Forschungsergebnisse belegen, nehmen psychische Auf-
fälligkeiten bei Kindern kontinuierlich zu. Um diesem Phäno-
men entgegenzuwirken, bieten Kindertagesstätten (Kita) her-
vorragende Möglichkeiten, um die psychische Gesundheit 
sowie die kindliche Entwicklung positiv zu beeinflussen. Zur 
Förderung des seelischen Wohlbefindens der Kinder ist es 
wichtig, sowohl pädagogische Fachkräfte als auch Mütter,  
Väter und andere Bezugspersonen mit an Bord zu holen. 

Das Eltern-Programm Schatzsuche
Das Programm wurde von der Hamburgischen Arbeitsgemein-
schaft für Gesundheitsförderung e. V. entwickelt und durch das 
Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf begleitet und eva-
luiert. Es stellt einen konkreten Ansatz zur Förderung des see-
lischen Wohlbefindens von Kindern im Alter von null bis sechs 
Jahren in Kitas dar. Auf Grundlage der Resilienzförderung sol-
len die Stärken und Schutzfaktoren der Kinder als »Schätze« in 
den Blick genommen werden. Die Landesvereinigung für Ge-
sundheit und Akademie für Sozialmedizin Niedersachsen e. V. 
koordiniert in Kooperation mit der Techniker Krankenkasse die 
Umsetzung der Schatzsuche in Niedersachsen und unterstützt 
damit den Aufbau gesundheitsfördernder Strukturen in Kitas. 
Fachkräfte aus der Kita qualifizieren sich in der Schatzsuche-
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Weiterbildung zu Schatzsuche-Referent*innen. Sie werden in 
die Lage versetzt, das Eltern-Programm sicher und kompetent 
in ihren Einrichtungen umzusetzen. Das Schatzsuche-Pro-
gramm umfasst sechs Treffen und wird mithilfe eines umfang-
reichen und kreativen Medienpakets durchgeführt.

Evaluation 
Mittlerweile wurde die Weiterbildung zum vierten Mal seit  
Implementierung im Jahr 2017 in Niedersachsen angeboten. 
Insgesamt haben bislang 32 Kitas teilgenommen und 60 Fach-
kräfte wurden als Schatzsuche-Referent*innen qualifiziert. Um 
die Erfahrungen dieser Einrichtungen und Fachkräfte mit dem 
Eltern-Programm Schatzsuche zu erheben, wurden Frage- 
bögen an die Einrichtungen, die als Schatzsuche-Kita qualifi-
ziert wurden, versandt. Die Daten der Jahresbefragung 2018 
ergaben durchweg positive Rückmeldungen. Die Ergebnisse 
zeigen, dass fast alle Kitas, die teilgenommen haben, das Eltern-
Programm auch umsetzen – einige davon bereits zum zwei-
ten Mal mit weiteren Durchgängen in Planung. Dies spiegelt 
die Nachhaltigkeit des Programms wieder. Weiterhin zeigen 
die Ergebnisse, dass im Durchschnitt acht Personen an den El- 
tern-Treffen teilnehmen und ein positives Fazit daraus ziehen: 
»Tolles Eltern-Programm, sehr gut durchdacht. Kreative Me-
thoden, die sich einfach umsetzen lassen.« Vor allem wurde 
der Austausch untereinander, aber auch der engere Kontakt 
der Fachkräfte zu den Bezugspersonen durch das Schatzsu-
che-Programm wertgeschätzt. Sowohl die Fachkräfte als auch 
die Teilnehmenden empfinden die Schatzsuche als ein gelun-
genes Konzept. Durch ansprechende, leicht verständliche Ma-
terialien lassen sich die Inhalte einfach in die Praxis umsetzen. 
Durch feste Rahmenrituale werden Mütter, Väter und andere 
Bezugspersonen bei jedem Treffen gut strukturiert begleitet. 
Dies schafft Sicherheit. Dabei ist die Schatzsuche ein niedrig-
schwelliges Angebot für alle Bezugspersonen der Kinder.  
»ALLE Eltern haben nur positiv über die Schatzsuche gespro-
chen. Sie haben gemerkt, welche Schätze ihre Kinder haben.« 
Dies entspricht den Zielen des Schatzsuche-Programms, denn 
Eltern sowie andere Bezugspersonen sollen durch das Pro-
gramm unter anderem für die Stärken und Bedürfnisse der 
Kinder sensibilisiert werden sowie Wissen zum Thema seeli-
sches Wohlbefinden erlangen. Dabei wird auf einen ressour-
cenorientierten Blick und eine angenehme Atmosphäre Wert 
gelegt, in der Mütter, Väter und andere Bezugspersonen als 
Expert*innen für die Kinder verstanden werden. 

Insgesamt zeigt die Auswertung, dass das Schatzsuche-Pro-
gramm dabei hilft, die Entwicklung der Kinder gut zu beglei-
ten und für ihre individuellen Stärken und Bedürfnisse zu sen-
sibilisieren. 

Ausblick
Im Oktober 2019 beginnt der nächste Durchgang der Schatz-
suche-Weiterbildung in der Landeshauptstadt Hannover, für 
den sich Kitas ab sofort anmelden können (www.schatzsu-
che-kita.de). Kitas haben dann wieder die Gelegenheit, sich 
mit ihrem Team, den Eltern sowie anderen Bezugspersonen 
auf eine Schatzsuche zu begeben, um die Stärken der Kinder 
zu entdecken und Schätze zu heben, die in ihnen schlum-
mern.

literatur bei den Verfasserinnen, anschrift siehe impressum
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u t e  S o n n tAG ,  t h o m A S  h A r t m A n n

Studentisches Gesundheitsmanagement 
ein Konzept macht Karriere
Bis vor vier Jahren wurde in Hochschulen schwerpunktmäßig 
betriebliches Gesundheitsmanagement (BGM) mit und für  
die Beschäftigten etabliert und ausgebaut. Erst 2015 kam die 
Gruppe, die Hochschulen zu Hochschulen macht – die Stu- 
dierenden – in den Blick. Mittels des bundesweiten Projektes 
»Studentisches Gesundheitsmanagement (SGM)« wurden Im- 
pulse gegeben, in den Hochschulen analog zum BGM ein Ge-
sundheitsmanagement für und mit Studierenden aufzubauen. 
Die LVG & AFS und die Techniker Krankenkasse (TK) entwickel-
ten mit dem Arbeitskreis Gesundheitsfördernde Hochschulen 
(AGH) dieses Projekt und stießen bei Hochschulen auf große 
Resonanz. In der Steuerungsgruppe des Projektes arbeiteten 
Dr. Ute Sonntag, Stephanie Schluck und Mareike Timmann 
(LVG & AFS), Prof. Dr. Thomas Hartmann (Hochschule Magde-
burg-Stendal) sowie Dr. Brigitte Steinke, Sabine König und 
Ines Niemeyer (TK) mit.

Wie begann die Mitarbeit der Hochschulen?
Im Rahmen von Einzelprojekten befragten die teilnehmenden 
Hochschulen Studierende nach ihren Vorstellungen, bauten 
Strukturen auf und benannten Koordinator*innen für die Im-
plementierung der Gesundheitsförderung. Die Studierenden 
gaben unter anderem an, dass der Lärm an Hochschulen für 
sie ein Stressfaktor sei. Die partizipative Gestaltung von Rück-
zugsorten und Lernräumen ist eine folgerichtige Konsequenz 
und wurde in den Hochschulen umgesetzt. Peer-to-Peer-An-
sätze sind sehr beliebt, sei es, um als Gesundheitsbotschaf- 
ter*innen für andere Studierende ansprechbar zu sein oder sei 
es, um in der Alkoholprävention auf dem Campus mitzuwir-
ken. Bewegungsförderung jeglicher Couleur ist im SGM zent-
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Ankündigung: Anpassung des Förderverfahrens ab 2019
Die kassenübergreifende Förderung in Niedersachsen bettet 
sich seit dem laufenden Jahr in den Rahmen des neuen Förder-
programms des GKV-Bündnisses für Gesundheit ein, das ein 
bundesweit einheitliches Verfahren für die gemeinsame Förde-
rung der GKV auf Landesebene etabliert. Damit endet gleichzei-
tig die Struktur der »Gemeinsamen Stelle der GKV«, wie sie bis-
lang durch die Krankenkassen in Niedersachsen angeboten 
wurde. Die Erfahrungen, die zusammen mit vielen Beteiligten 
im Rahmen der gemeinsamen Förderung seit 2017 gesammelt 
werden konnten, sollen dabei nicht verloren gehen. Die beste-
hende Zusammenarbeit der Krankenkassen untereinander 
und mit weiteren Partner*innen und Akteur*innen wird in das 
neue Förderverfahren integriert. Ebenso wird es für Interessier-
te und Antragstellende auch zukünftig eine zentrale Anlauf- 
und Beratungsstelle auf Landesebene geben. Die Strukturen 
befinden sich derzeitig im Umstellungsverfahren. Details zu 
Kontaktinformationen und Ansprechpartner*innen können die 
Krankenkassen in Niedersachsen voraussichtlich Mitte des 
Jahres bekannt geben. 

literatur bei der Verfasserin 
katharina ViEhmann, Verband der ersatzkassen e. V. (vdek), 
landesvertretung niedersachsen, schillerstraße 32, 30159 hannover, 
e-Mail: katharina.viehmann@vdek.com

K At h A r i n A  V i e h m A n n

Kassenübergreifende Gesundheitsförde- 
rung und Prävention in niedersachsen 
gemeinsames engagement in lebenswelten 
Die gesetzlichen Krankenkassen in Niedersachsen haben den 
Auftrag zur intensiveren kassenübergreifenden Leistungser-
bringung in Lebenswelten durch das Präventionsgesetz ernst 
genommen und ein gemeinsames Förderverfahren für Leis-
tungen zur Gesundheitsförderung und Prävention nach § 20a 
SGB V geschaffen. Es entstand die »Gemeinsame Stelle der 
GKV«. Diese bot für (potenzielle) Antragsteller*innen bereits 
seit 2017 im Sinne einer zentralen Anlaufstelle Informationen 
und Beratung zu Fragen rund um das Antrags- und Bewilli-
gungsverfahren für gesundheitsförderliche Maßnahmen, die 
das Ziel verfolgten, einen Beitrag zur Verhinderung sozial be-
dingter Ungleichheit von Gesundheitschancen zu leisten. 
Nach Ablauf der Antragsfrist im Jahr 2018 lagen insgesamt 
zwölf Förderanträge zur Bewertung vor. Im Ergebnis erfüllten 
drei Maßnahmen die Fördergrundsätze und -kriterien der ge-
setzlichen Krankenkassen und werden in der Folge mit einer 
Gesamtfördersumme von rund 614.000 Euro unterstützt. Das 
gemeinsame Förderengagement der Krankenkassen konnte 
im Vergleich zur ersten Förderphase 2017 somit mehr als ver-
doppelt werden. Fördergelder erhalten zwei Projekte zur Ge-
sundheitsförderung für Menschen ab 65 Jahren in den Städten 
Hannover und Lüneburg, sowie eine Maßnahme zur Förderung 
des selbstbestimmten Umgangs mit der eigenen Gesundheit 
für Mädchen und Frauen im Landkreis Ammerland. Die Maß-
nahmen haben eine Laufzeit zwischen 24 und 36 Monaten. 

Stärkere kommunale Initiativen
Im Jahr 2017 nutzten das Förderverfahren überwiegend Ein- 
zelakteur*innen im Rahmen ihres Engagements für eine Ziel-
gruppe in ihrer (Teil-)Verantwortung. Demgegenüber verfolg-
te etwa die Hälfte der eingereichten Anträge im Jahr 2018 in-
tegrierte Ansätze unter Federführung kommunaler Akteur*in- 
nen. Obgleich aus Sicht der Krankenkassen in Niedersachsen je 
nach Bedarfslage beide Ansätze notwendig und berechtigt 
sind, ist die intensivere Nutzung des krankenkassenseitigen 
Förderangebots für Maßnahmen der soziallagenbezogenen 
Gesundheitsförderung seitens der Kommunen ausdrücklich 
zu begrüßen. Denn die Kommune gilt als besonders geeigne-
tes Setting zur Umsetzung gesundheitsförderlicher Maßnah-
men für sozial benachteiligte Menschen. Sie umgreift im Sin-
ne eines Dach-Settings andere Lebenswelten. Als organisa- 
torische und administrative Einheit und im Rahmen der Da-
seinsvorsorge hat sie gleichfalls die Veranlassung, die Mög-
lichkeiten und den Zugang, integrierte und komplexe Hand-
lungsansätze bedarfsgerecht zu entwickeln, zu koordinieren 
und nachhaltig vor Ort zu verankern. Dafür braucht es das Be-
wusstsein und die Entscheidung, Gesundheitsförderung und 
Prävention in kommunalen Strukturen als relevantes Hand-
lungsfeld proaktiv zu denken und mit den Bürger*innen vor 
Ort zielgerichtet zu gestalten. Für derartige systematische  
Entwicklungsprozesse sind verlässliche personelle wie finan-
zielle Ressourcen notwendig. Diese wurden im vielfältigen  
Dialog zwischen den Krankenkassen in Niedersachsen und 
kommunalen Vertreter*innen im vergangenen Jahr als beson-
dere Hemmschwelle auf Seite der Kommunen diskutiert.
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n i e d e r S äC h S i S C h e S  m i n i S t e r i u m  F ü r  S o Z i A L e S , 
G e S u n d h e i t  u n d  G L e i C h S t e L Lu n G

Sozialgenossenschaften 
die gute idee für gemeinsames handeln
Eigeninitiative, Bürgerschaftliches Engagement und Solidarität 
haben für die Bürger*innen in Niedersachsen große Bedeu-
tung. So engagiert sich fast jede zweite Niedersächsin sowie 
jeder zweite Niedersachse ehrenamtlich. Diese Eigenschaften 
sind zugleich das Fundament für das Konzept der Sozialge-
nossenschaften. Mit dieser innovativen Form der Selbsthilfe 
können Bürger*innen eigene Lösungen für ihre sozialen Be-
dürfnisse finden und sich selbst einbringen. Sozialgenossen-
schaften tragen gerade auch in Räumen mit sinkenden Bevöl-
kerungszahlen zum Erhalt der sozialen Infrastruktur bei. In 
ihrer Vielfalt bieten sie Lösungsmöglichkeiten für verschiede-
ne Lebensbereiche, zum Beispiel für Aufbau und Erhalt von 
Mehrgenerationen-Strukturen, für Dorfläden und Nachbar-
schaftshilfen, für die alltäglichen Bedürfnisse von Familien 
(zum Beispiel Kinderbetreuungsmodelle), für Menschen mit 
Zuwanderungsgeschichte, für Menschen mit Behinderung 
oder als Seniorengenossenschaft für ein selbstbestimmtes Le-
ben älterer Menschen. Auch einzelne Projekte können Gegen-
stand einer Sozialgenossenschaft sein.

Fördermöglichkeiten und -bedingungen
Das Niedersächsische Ministerium für Soziales, Gesundheit 
und Gleichstellung unterstützt dieses Engagement und betei-
ligt sich an den Kosten für die Gründung einer Sozialgenos-
senschaft. Die Höchstfördersumme beträgt 6.000 Euro. Zu den 
Gründungskosten gehören zum Beispiel die Ausgaben für Mit-
gliederwerbung, Beratungs-, Prüfungs- und Unterstützungs-
leistungen der Genossenschaftsverbände, die Eintragung in 
das Genossenschaftsregister et cetera. Um für eine Förderung 
in Betracht zu kommen, dürfen noch keine konkreten Grün-
dungsschritte eingeleitet worden sein. Ein Beispiel hierfür wä-

Kommunalesraler Baustein. Die nicht bewegungsaffine Gruppe der Studie-
renden stellt dabei naturgemäß die größte Herausforderung 
dar, verspricht aber auch den größten Effekt. Es wurden zur 
Entwicklung einer Willkommenskultur Ideen gesammelt. Und 
auch der Wunsch nach einer Mikrowelle war häufig. Dies ver-
weist auf den Wunsch, Essensecken als kommunikative Plätze 
einzurichten, aber auch auf sehr begrenzte finanzielle Mittel, 
die selbst gekochtem Essen den Vorzug vor dem Mensaessen 
geben. Außerdem können andere Ernährungsgewohnheiten 
oder Lebensmittelunverträglichkeiten der Grund für diesen 
Wunsch der Studierenden sein.

Wie das Projekt arbeitete
Im Projekt wurden sogenannte Forschungsworkshops durch-
geführt, deren Ziel es war, den Forschungsstand zur Studie-
rendengesundheit vorzustellen, zu reflektieren, aufzunehmen 
und kreativ zu nutzen. Die Workshops dienten dazu, Ergebnis- 
se relevanter Forschungen zu Studierendengesundheit dar-
aufhin zu prüfen, ob und inwieweit sie Impulse für ein Kon-
zept zum studentischen Gesundheitsmanagement geben. So 
zeigen Ergebnisse der Gesundheitsberichterstattung (GBE) für 
Studierende, dass das erste Semester mit einer größeren Be-
einträchtigung des Wohlbefindens einhergeht als die darauf-
folgenden Semester. Zu vermuten sind folgende Stressoren 
zu Studienbeginn: die Orientierung an einer hochkomplexen 
Organisation wie einer Hochschule fällt schwer und das Stu-
dieren fern der Heimat führt gegebenenfalls zum Verlust be-
stehender sozialer Netzwerke und stellt die Studierenden vor 
die Aufgabe, neue Netzwerke aufzubauen. Oft ist der Schritt  
in eine andere Stadt verbunden mit dem Auszug aus dem El-
ternhaus, das auch ein Schutzraum war; nun gilt es, selbstän-
dig zu werden und vieles mehr. Aus diesen Erkenntnissen ent- 
wickelte sich das Erfordernis, an einer Willkommenskultur für 
die Erstsemester zu arbeiten. Dies lässt sich mit Integrations-
konzepten für verschiedene Gruppen verknüpfen, wie zum  
Beispiel für Studierende aus dem Ausland. Weitere Themen der 
Forschungsworkshops waren psychische Gesundheit, Bewe-
gung, Stressbewältigung, Ernährung und Organisationsent-
wicklung. 
Das Projekt installierte ein begleitendes Gremium, das über 
vier Jahre die Erfahrungen aus den Hochschulen und aus den 
Forschungsworkshops mit dem Projektteam verarbeitete, 
bündelte und systematisierte. Als Endergebnis der gemeinsa-
men Arbeit von Projektgruppe und begleitendem Gremium 
entstand eine Handlungsempfehlung zu Theorie und Praxis 
von SGM. Seit Ende Juni 2019 liegt sie gedruckt vor. Auf  
35 Seiten wird der Aufbau von SGM entlang des Public Health 
Action Cycle beschrieben. Geplant sind Seminare, die darin 
schulen, mit der Handlungsempfehlung zu arbeiten. So sollen 
zum Beispiel Koordinator*innen an den Hochschulen befähigt 
werden, studentisches Gesundheitsmanagement systema-
tisch an ihrer Hochschule umzusetzen beziehungsweise auf-
zubauen. Aber auch Hochschulleitungen bekommen einen 
Gesamtüberblick über die Einführung von SGM . Zu hoffen ist, 
dass die Handlungsempfehlung es den Hausspitzen erleich-
tert, sich für ein SGM an ihrer Hochschule zu engagieren. 

literatur bei den Verfasser*innen, anschrift siehe impressum
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re die Gründungsversammlung. Eine Erstberatung beim Ge-
nossenschaftsverband ist jedoch auch vor einer Förderzusage 
möglich. Bezüglich des Antragsverfahrens können sich Inter-
essierte an das Niedersächsische Landesamt für Soziales, Ju-
gend und Familie in der Außenstelle Osnabrück wenden. Aus-
führliche Beschreibungen der Richtlinie sowie der entsprech- 
ende Antragsvordruck finden sich auf der Internetseite des 
Landesamtes unter www.soziales.niedersachsen.de unter dem 
Punkt »Soziale Förderungen«.

Bisher geförderte Gründungsinitiativen
Im vergangenen Jahr hat das Niedersächsische Ministerium 
für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung zehn Gründungs-
initiativen unterstützt. Diese Initiativen zeichneten sich vor al-
lem durch die Vielfalt ihrer Projekte aus, die mit viel Engage-
ment angegangen wurden. 

Übersicht der geförderten Sozialgenossenschaften im Jahr 2018

» GARTENBAUVERSUCHSANSTALT EG, Aurich
Kauf und Sanierung sowie Einbau von altengerecht und 
barrierefrei eingerichteten Wohnungen 

» HAUS SÜNTELBUCHE EG, Bad Münder
Seminarhaus als Ort der Begegnung und des Gemeinwohls, 
Zielgruppen sind Kindergärten, Schulen, Kirchengemein-
den und Vereine

» ALMA ELBTALAUE e. V., Dannenberg (Elbe)
Schaffung von bezahlbarem Wohnraum für unterschiedliche 
Anspruchsgruppen in der Innenstadt von Dannenberg, zum 
Beispiel junge Familien, alternde Bevölkerung

» AKTIV DABEISEIN EG, Hannover
Verbesserung der Teilhabe von Menschen mit Behinderung 
in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens, zum Bei-
spiel Freizeit- und Kulturbereich

» ZUM SCHANKO EG, Holdorf
Dorfgemeinschaftshaus als Treffpunkt zur Kultur- und Brauch-
tumspflege

» NACHBARSCHAFTSHILFE HEHLENRIEDE EG i. Gr., Isenbüttel
Initiierung von nachbarschaftlichen Hilfen wie Alltagshilfen, 
Kontakte, Begleitdienste, Hilfen in Haus und Hof und Entlas-
tung pflegender Angehöriger

» LILA EG, Langen
Errichtung einer seniorengerechten Wohnanlage mit spezi-
eller Ausstattung und besonderen Einrichtungen für die Nut- 
zung vorrangig durch ältere Menschen

» BÜRGERGENOSSENSCHAFT RODEWALD EG, Rodewald
Förderung der Kommunikation zwischen Alt und Jung un-
ter Einbindung von Infrastrukturmaßnahmen, zum Beispiel 
Elektroauto zur Gemeinschaftsnutzung

» INITIATIVGRUPPE MEYER‘S HOF EG i. Gr., Schneverdingen
Hausgemeinschaft für Senior*innen, in der ein barrierearmes 
Leben in einer verbindlichen Gemeinschaft möglich ist

» WOLFSBURGER ALLTAGSBEGLEITUNG EG, Wolfsburg
Senior*innen- und Alltagsbegleitung in Form von Hilfe bei 
der Erledigung alltäglicher Aufgaben, Begleitung beim Ein-
kauf oder Hilfe bei Behördengängen

karin hEckmann, niedersächsisches Ministerium für soziales,  
gesundheit und gleichstellung, tel.: (05 11) 1 20 29 73, 
e-Mail: Karin.heckmann@ms.niedersachsen.de 
annE-christin köniG, niedersächsisches landesamt für soziales,  
Jugend und familie, tel.: (05 41) 5 84 52 66,  
e-Mail: anne-Christin.Koenig@ls.niedersachsen.de 
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K A r L - h e i n Z  m A e K e L e r

das Zahnmobil hannover »hilfe mit Biss«
Menschen, die in Armutssituationen leben, werden zum Teil 
nur sehr schwer oder gar nicht vom Gesundheitssystem er-
reicht: Dies trifft auch auf die zahnmedizinische Versorgung  
zu – mit weitreichenden Auswirkungen auf die Gesundheit 
und das Selbstwertgefühl der Betroffenen. Um diesen Auswir-
kungen und den damit einhergehenden gesellschaftlichen 
Folgen entgegenzuwirken, wurde in Hannover das Zahnmobil 
ins Leben gerufen.

Über das Zahnmobil Hannover
Das Zahnmobil ist eine mobile zahnärztliche Praxis mit allen not-
wendigen und modernen Behandlungsgeräten. Seit sieben Jah-
ren realisieren ehrenamtlich tätige Zahnärzt*innen und weitere 
Helfer*innen mittels finanzieller Hilfen engagierter Menschen 
eine zahnärztliche Behandlung von Betroffenen. Träger des 
Zahnmobils ist das Diakonische Werk Hannover, über das auch 
eine zahnmedizinische Fachangestellte sowie ein Fahrer in Fest-
anstellung beschäftigt werden. Die am Projekt Beteiligten be-
handeln Menschen, die sich als Teil der Armutsbevölkerung auf 
Hannovers Straßen aufhalten. Darüber hinaus werden auch an-
dere Personen mit eingeschränktem Zugang zum Gesundheits-
system, wie beispielsweise Geflüchtete und Papierlose, behan-
delt. Halt macht das Zahnmobil nach einem verlässlichen 
Tourenplan an Orten, an denen sich die von Obdachlosigkeit 
und Armut betroffene Klientel aufhält: Beratungs- und Anlauf-
stellen, Tagestreffs, Kleiderkammern und Essensausgaben. Im 
Zahnmobil gelten die gleichen Hygienevorschriften wie in jeder 
anderen Zahnarztpraxis. Es sind sowohl Thermodesinfektor als 
auch Sterilisatoren vorhanden und es gibt ein umfassendes 
Qualitätsmanagement. Ausgestattet wie eine stationäre Zahn-
arztpraxis, können im Zahnmobil die praxistypischen Behand-
lungen wie Füllungen, Extraktionen und Prothesenreparaturen 
durchgeführt werden. Mit digitaler Röntgentechnik wird die Di-
agnostik untermauert und bei größeren Eingriffen gibt es die 
Möglichkeit der Vermittlung an niedergelassene Zahnärzt*innen. 
Bei Notwendigkeit übernehmen mehrere hannoversche Zahn-
arztpraxen die Weiterbehandlung und ein Dentallabor führt die 
anfallenden zahnprothetischen Dienstleistungen durch. Hin-
sichtlich gesundheitsfördernder Maßnahmen wird mit der me-
dizinischen Ambulanz der Caritas an der Clemenskirche in Han-
nover, mit dem Schwerpunkt einer Kindersprechstunde zur 
Verbesserung der Mundgesundheit, zusammengearbeitet.
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K A r e n  B Lu m e n B AC h ,  C h r i S t i A n  m A A S e r

die »Lüneburger Alterslotsen« 
ein erfolgsprojekt regionaler gesundheits- 
versorgung
Analog zur bundesweiten demografischen Entwicklung steigt 
auch im Landkreis Lüneburg der Anteil der über 65-Jährigen 
kontinuierlich. Die Gesundheitsversorgung dieser wachsen-
den Bevölkerungsgruppe stellt nicht nur die beteiligten und 
verantwortlichen Institutionen vor große Herausforderungen. 
Auch für die älterwerdende Gesellschaft entstehen durch die 
sektorale Organisation des Versorgungssystems besondere 
Schwierigkeiten: Die verschiedenen voneinander abgegrenz-
ten Finanzierungstöpfe führen zu Versorgungsbrüchen, von 
denen insbesondere geriatrische Patient*innen häufig betrof-
fen sind. Sie und ihre Angehörigen müssen sich in einem un-
übersichtlichen »Dschungel« medizinischer und pflegerischer 
Möglichkeiten zurechtfinden. Erschwerend kommt hinzu, dass 
der Informationsaustausch zwischen den an der Versorgung 
Beteiligten in der Regel nicht zeitgerecht oder auch gar nicht 
stattfindet.

Start als Projekt der »Gesundheitsregion Lüneburg«
Um diese Lücke im Versorgungssystem zu schließen und äl- 
teren Menschen ein möglichst langes und selbstständiges  
Leben im eigenen Zuhause zu ermöglichen, wurden die »Lü-
neburger Alterslotsen« ins Leben gerufen. Sie starteten im 
Sommer 2016 als Projekt der »Gesundheitsregion Lüneburg« 
in Kooperation zwischen Landkreis Lüneburg, Klinikum Lüne-

Ohne helfende Kolleg*innen geht es nicht
Die Einsatzfähigkeit des Zahnmobils ist abhängig von den eh-
renamtlich engagierten Personen. Folgende Motive werden 
von einem der engagierten Zahnärzt*innen genannt:
»Die Abgabe meiner eigenen Praxis überschnitt sich mit der 
Ankündigung, dass […] ein Zahnmobil auf die Räder gestellt 
werden sollte. Da war es keine Frage […] Zeit zur Mitarbeit im 
Mobil zur Verfügung zu stellen.«
»Welcher Zahnarzt hat nicht schon einmal darüber sinniert, 
sich mit einer mobilen Praxis auf den Weg zu machen.«
»Meine mir zur Verfügung stehende Zeit ist gegebenenfalls 
das Einzige, über das ich selbst frei entscheiden kann und so 
war es ein guter Entschluss, einen Teil davon diesem Projekt zu 
widmen und es auch weiterhin mitzutragen.« 

Ohne Spenden geht es nicht
Durch den Honorarverzicht der ehrenamtlich tätigen Zahnärzt*- 
innen und Helfer*innen, kann eine Grundlage zur Finanzierung 
des Projekts gewährleistet werden. Der Großteil der trotzdem 
anfallenden Betriebskosten von mindestens 80.000 Euro pro 
Jahr muss aus Spenden und Zuwendungen finanziert werden. 
Daher freut sich der Förderverein Zahnmobil Hannover e. V. über 
jede Spende beziehungsweise Mitgliedschaft. Weitere Informa-
tionen dazu finden Sie auf der Homepage des Zahnmobils. 

literatur beim Verfasser 
karl-hEinz maEkElEr, förderverein Zahnmobil hannover e. V., Zeißstraße 11, 
30519 hannover, e-Mail: info@zahnmobil-hannover.de, 
internet: www.zahnmobil-hannover.de

burg und Psychiatrischer Klinik. Das Projekt wurde vom Land 
Niedersachsen, der Kassenärztlichen Vereinigung und den 
Krankenkassen gefördert. Die ärztliche Projektleitung über-
nahmen Dr. med. Karen Blumenbach, Fachärztin für Allge-
meinmedizin und niedergelassene Hausärztin, sowie Prof. Dr. 
med. Christian Maaser, Chefarzt der Klinik für Geriatrie des Kli-
nikums Lüneburg. Drei Alterslotsinnen mit langjähriger Berufs-
erfahrung als examinierte Pflegefachkräfte beziehungsweise 
medizinische Fachangestellte begannen nach mehrwöchiger 
Einarbeitung ihre Tätigkeit als unabhängige, qualifizierte und 
sektorenübergreifende Case-Managerinnen. Sie arbeiten quer 
zu den Versorgungsstrukturen über den Betreuungs- und 
Krankheitsverlauf hinweg, im Auftrag der und für die geriatri-
schen Patient*innen, sowie in Abstimmung mit den jeweils 
hausärztlich Verantwortlichen.

Konkrete Beratung für Hilfen im Alltag
Die Alterslotsinnen helfen dabei, sich im immer komplexer 
werdenden Gesundheitssystem zurechtzufinden. Sie besuchen 
die Projektteilnehmer*innen zu Hause und erfahren so, wo 
welche Hilfestellung konkret benötigt wird. Die persönliche 
Situation und das Wohnumfeld werden einbezogen, damit die 
individuell passende Unterstützung gefunden werden kann. 
Dazu zählen beispielsweise das Erkennen von Stolperfallen, 
Hilfe beim Einrichten eines altersgerechten Bades, Unterstüt-
zung bei der Beantragung eines Pflegegrades, sowie das Er-
stellen eines Medikamentenplans. Gemeinsam wird ein Hilfe-
plan entwickelt, über dessen Maßnahmen die Alterslotsin den/ 
die Hausärzt*in informiert. Sie koordiniert die Hilfsangebote 
auch in Zusammenarbeit mit anderen Institutionen. Die Lotsin 
steht in regelmäßigem Kontakt mit »ihren« Senior*innen und 
kann schnell reagieren, wenn sich an deren persönlicher Situ-
ation etwas ändern sollte.

Evaluation bestätigt Projekterfolg und empfiehlt die Wei-
terführung
Im Frühjahr 2018 wurden die »Lüneburger Alterslotsen« vom 
»ZIG – Zentrum für Innovation in der Gesundheitswirtschaft 
Ostwestfalen-Lippe« evaluiert. Dabei zeigte sich unter ande-
rem, dass nahezu zwei Drittel der beteiligten Patient*innen  
ihr Gesundheitsverhalten zum Positiven veränderten, ihre Medi- 
kamente regelmäßiger einnahmen und ihre*n Hausärzt*in re-
gelmäßiger aufsuchten. Die »Lüneburger Alterslotsen« werden 
als bedarfsgerechte und patientenorientierte Versorgungsleis-
tung für ältere Patient*innen und deren Angehörige einge-
stuft. Sie haben das Potenzial, die Versorgungskoordination 
im Verbund der regionalen Akteur*innen im Gesundheitswe-
sen deutlich auszuweiten. Nach Abschluss der zweijährigen 
Projektförderung durch das Land Niedersachsen hat der Land-
kreis Lüneburg die Finanzierung übernommen. Inzwischen 
sind vier Alterslotsinnen im Einsatz und unterstützen pflege-
bedürftige Menschen, die über 70 Jahre alt sind, in der Stadt 
und im Landkreis Lüneburg. Sie sind anerkannt und werden 
weiterempfohlen. Interessierte können sich über die Home-
page des Projektes direkt an die Alterslotsinnen wenden.

literatur bei den Verfasser*innen
Dr. mED. karEn blumEnbach, e-Mail: kontakt@praxis-blumenbach.de
Prof. Dr. mED. christian maasEr, Klinikum lüneburg,  
Klinik für geriatrie, Bögelstraße 1, 21339 lüneburg,
e-Mail: klinik-geriatrie@klinikum-lueneburg.de, 
internet: www.lueneburger-alterslotsen.de 



» Tanzcafés in Hildesheim und Alfeld,

» Sportgruppe für Betroffene und Angehörige von Eintracht 
 Hildesheim e. V.,

» Lesungen und Theateraufführungen,

» seit 2016 jährliche Veranstaltungen zur Woche der Demenz, 

» berufsspezifische Schulungen für Mitarbeitende der Feuer-
wehr und des städtischen Busverkehrs, Zahnarztpraxen, 
Grüne Damen im Krankenhaus, etc.

Seit 2014 besteht die AG Menschen mit Demenz im Kranken-
haus, der Vertreter*innen des Netzwerks sowie der sieben 
Krankenhäuser im Landkreis angehören. Diese setzt sich für 
demenzsensible Krankenhäuser ein. So wurden bereits De-
menzbeauftrage in den Krankenhäusern ausgebildet, Schu-
lungen für Ärzt*innen und Pflegekräfte durchgeführt und  
Stationen milieugerecht gestaltet. Das von 2016 bis 2018 
durchgeführte Modellprojekt »Einbindung der Hausarztpra-
xen bei Demenz« des Landkreises Hildesheim fördert die Be-
ratungskompetenz und Vernetzung mit Hausärzt*innen. Eine 
Informationsmappe wurde erstellt und an alle hausärztlichen 
Praxen im Landkreis kostenlos verteilt. Die Mappe wird bei  
einer entsprechenden Diagnose an die Betroffenen oder ihre 
Angehörigen ausgehändigt. Fortbildungen und Vernetzungs-
treffen für Hausärzt*innen und medizinische Fachangestellte 
sowie eine Fachtagung wurden durchgeführt. Das erfolgrei-
che Projekt, das auch bundesweite Aufmerksamkeit erregt 
hat, wird unbefristet fortgeführt und weiterentwickelt. So 
wurde die Informationsmappe Demenz an niedergelassene 
Neurolog*innen/Psychiater*innen sowie die Sozialdienste der 
Krankenhäuser verteilt. Zudem sollen hausärztliche Praxen 
und Krankenhäuser vernetzt werden. Es sollen Impulse für ei-
ne bessere Zusammenarbeit, insbesondere beim Aufnahme- 
und Entlassmanagement, gegeben werden. 
Drei der Projekte wurden durch das Bundesprogramm »Loka-
le Allianzen für Menschen mit Demenz« gefördert.

Ausblick
Seit März 2019 ist eine Koordinierungsstelle des Netzwerkes in 
Trägerschaft der Alzheimer Gesellschaft Niedersachsen e. V. 
eingerichtet worden, die nach § 45c Abs. 9 SGB XI durch die 
Pflegekassen gefördert wird. Dadurch sollen Netzwerkaufga-
ben besser gebündelt sowie neue Impulse gesetzt werden, 
um diese effektiver umzusetzen. Zudem wird dort eine Psy-
chosoziale Beratungsstelle eingerichtet und die Website neu 
gestaltet. Der Landkreis ist hinsichtlich der Weiterentwicklung 
kommunaler Vernetzungsstrukturen bei der Entwicklung der 
Nationalen Demenzstrategie des Bundes eingebunden. Durch 
die langjährige vertrauensvolle Zusammenarbeit mit verlässli-
chen Netzwerkpartner*innen sind zum Thema Demenz alle 
beteiligten Akteur*innen auf einem guten Weg, eine demenz-
gerechte und -freundliche Region Hildesheim zu schaffen. Da-
bei müssen die selbstverständliche Teilhabe an unserer Ge-
sellschaft sowie ein würde- und respektvoller Umgang mit 
demenzerkrankten Menschen weiterhin unser gemeinsames 
Ziel sein.

literatur beim Verfasser
manuEl stEnDEr, landkreis hildesheim, strukturplanung senioren, 
Bischof-Janssen-straße 31, 31134 hildesheim, 
e-Mail: manuel.stender@landkreishildesheim.de
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netzwerk »mit denken – demenz- 
freundliche region hildesheim«
Infolge einer alternden Gesellschaft stellt das Thema Demenz 
ein an Bedeutung gewinnendes Handlungsfeld dar. Im Land-
kreis Hildesheim leben zurzeit schätzungsweise 5.800 Demen-
zerkrankte. Diese Zahl wird bis 2030 voraussichtlich um 40 
Prozent ansteigen. Der Kommune kommt bei der Vernetzung 
und Koordinierung eine besondere Rolle zu, da sie eine zu-
kunftsweisende Verantwortung im Hinblick auf die Unterstüt-
zung und Versorgung von Menschen mit Demenz trägt. Der 
Landkreis hat die Entwicklung früh erkannt und mit Part- 
ner*innen aus dem Sozial- und Gesundheitsbereich bereits 
vielfältige Maßnahmen eingeleitet. 2013 wurde das Netzwerk 
»Mit Denken – Demenzfreundliche Region Hildesheim« mit 
dem Ziel initiiert, die Gesellschaft zu sensibilisieren, das The-
ma Demenz weiter zu enttabuisieren sowie die vielfältigen 
Hilfs- und Unterstützungsangebote in der Region Hildesheim 
transparent zu machen und auszubauen. Dadurch soll die  
Lebenssituation von Menschen mit Demenz und ihren Ange-
hörigen nachhaltig verbessert werden.

Maßnahmen und Projekte des Netzwerkes
Folgende Maßnahmen und Projekte wurden initiiert und durch-
geführt:

» individuelle Beratung und Unterstützung durch mittlerwei-
 le 29 Netzwerkpartner*innen,

» Einrichtung der Internetseite www.demenzregion-hildes-
 heim.de als regionale Informationsplattform,

» Erstellung eines Flyers, einer Demenzbroschüre und eines
 Imagefilms,

» Kellerkino (Filmreihe zum Thema Demenz 2013 und 2014)

» Vorträge in Vereinen, Einrichtungen, Verbänden und Insti-
 tutionen,

» Fachtagungen 2013, 2015 und 2018,

» regelmäßige Seminare der Alzheimer Gesellschaft Hildes-
 heim e. V. für Angehörige,
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r e i n h A r d  Z A B e L

Gesicht zeigen für Pflegeberufe
»Wir suchen dich! als Model für die 
öffentlichkeitskampagne für Pflegeberufe. 
du findest deinen Job gut und wichtig?
dann zeig jetzt gesicht.«
Diese Einladung zum Casting wurde im September 2017 an 
die Partner-Einrichtungen im Regionalen Pflegenetzwerk Süd-
OstNiedersachsen verschickt. Die Resonanz war überwälti-
gend: 40 Interessierte meldeten sich. Am 4. April 2018 konn- 
te die Öffentlichkeitskampagne für Pflegeberufe »Ich pflege 
gern« im größten Kino Braunschweigs als Premiere für die 
Imagefilme in Anwesenheit der Niedersächsischen Gesund-
heitsministerin Dr. Carola Reimann starten.

Netzwerkbildung zur Begegnung des Fachkräftemangels
Angefangen hat es im November 2014. Die Allianz für die  
Region GmbH hat als Regionalentwicklungsgesellschaft mit 
dem Format »Sozialpartnerschaftlicher Branchendialog« ex-
perimentiert und den Fachkräftebedarf in der Pflegebranche 
auf die Tagesordnung gesetzt. Ergebnis war der Auftrag der 
Pflegebranche, des AWO Bezirksverbands Braunschweig, des 
Städtischen Klinikums Braunschweig sowie des ver.di-Bezirks 
Region SüdOstNiedersachsen, der Ostfalia Hochschule für an-
gewandte Wissenschaften, der Kooperationsstelle Hochschu-
len-Gewerkschaften Region SüdOstNiedersachsen und der 
Arbeitsagentur Helmstedt an die Allianz, ein regionales Netz-
werk zu moderieren, um Wege aus dem Fachkräftemangel zu 
finden.
Das Netzwerk traf sich zum ersten Mal im Mai 2015: Neben 
den Initiator*innen waren aus allen acht Gebietskörperschaf-
ten der Region Einrichtungen der ambulanten und stationä-
ren Altenhilfe und der Gesundheits- und Krankenpflege ver-
treten. Aus den Kommunen waren die Gesundheitsregionen 
beteiligt. Für die pflegenden Angehörigen konnte die Alzhei-

mer Gesellschaft gewonnen werden und die Beschäftigten 
waren durch ver.di vertreten. Die Ostfalia, die Agenturen für 
Arbeit sowie das Bundesamt für Familie und zivilgesellschaft- 
liche Angelegenheiten entsandten ebenfalls Vertreter*innen. 
Heute tragen rund 50 Partner*innen diesen Gebietskörper-
schafts- sowie Alten- und Krankenpflege übergreifenden An-
satz mit. Beides ist angesichts bestehender Konkurrenzen  
und kleinteiliger Strukturen nicht selbstverständlich. Jedoch 
wächst die Einsicht, dass sich die Probleme des Fachkräfte-
mangels nicht allein im eigenen Bereich lösen lassen. 

Kampagnenentwicklung
Ab September 2015 konnte die Allianz für die Region GmbH 
die Moderation des Netzwerks als Geschäftsstelle und Pro- 
jektnehmerin im Fachkräftebündnis SüdOstNiedersachsen 
weiterführen. Die Netzwerkmitglieder konnten von den Pro-
jekten der Allianz in diesem Rahmen profitieren: Beispiels- 
weise unterstützt das Welcome Center die Integration auslän-
discher Fachkräfte und die Workshopreihe »Zukunftgeber« 
die Arbeitgeberattraktivität. Im Netzwerk waren die Themen 
»Image« und »Qualifizierung« vorrangig. So ergab sich eine 
breite Palette möglicher Strategien – Mobilisierung, Anwer-
bung, Qualifizierung, Professionalisierung und Empowerment 
– für Verbesserungen in der Pflegebranche.
Die Imagekampagne »Ich pflege gern« war in den Netzwerk-
diskussionen nicht unumstritten. Arbeitsüberlastung, geringe 
Entlohnung sowie Unterfinanzierung sind reale Probleme und 
bestimmen das Bild der Branche in der Öffentlichkeit. Ergeb- 
nis der Diskussionen und in einer Arbeitsgruppe mit der Wer-
beagentur war, an den Motivationen der Beschäftigten – Sinn, 
Verantwortung, Teamgeist, berufliche Entwicklung – anzuset-
zen und sie authentisch ins Bild zu setzen.
Begleitet wird die Kampagne mit Veranstaltungen, die Pers-
pektiven zu den offenen Fragen der Pflege aufzuzeigen ver- 
suchen. »Blockierte Aufwertung? Pflegeberufe im Wandel«, 
»Noch Zeit für ein Gespräch? Das Berufsethos von Pflegekräf-
ten und die Zukunft der Pflege« waren die Themen von Werk-
stattgesprächen, »Pflege gemeinsam gestalten« das Thema 
des 1. Regionaldialogs im Landkreis Gifhorn. Der gemeinsame 
Nenner bislang: Pflege ist ein Zukunftsprojekt und General- 
thema einer sozial innovativen Wirtschafts- und Arbeitsmarkt-
politik. Die Pflegeeinrichtungen sind nach innen handlungs- 
und veränderungsfähig, stehen aber wirtschaftlich unter Druck.

Ausblick
Die Veranstaltungsreihe und die Kampagne werden fortge-
setzt. Die Allianz für die Region moderiert das Netzwerk in ei-
nem neuen Projekt zur Kompetenzentwicklung »VaSON – Va-
lidierungsstelle SüdOstNiedersachsen« auch zukünftig. Aktuell 
führen die ambulanten Pflegedienste aus der gesamten Re- 
gion zudem eine Kampagne für eine bessere Finanzierung 
und die Sicherung der ambulanten Versorgung durch.

Weitere Informationen:
www.ich-pflege-gern.de
www.fachkraeftebuendnis-son.de

literatur beim Verfasser
rEinharD zabEl, allianz für die region, frankfurter straße 284, 
38122 Braunschweig, e-Mail: reinhard.zabel@allianz-fuer-die-region.de



impu!se 103 | 2019Bücher, Medien

28

 

impu!se 103 | 2019

Bücher, Medien

das Geschlecht des 
»präventiven Selbst«

Wie entwickelte sich die geschlechtsspe-
zifische Prävention und Gesundheitsför-
derung in der Bundesrepublik Deutsch-
land zwischen 1949 und 2010? Diese 
Frage stellt sich der Geschichtswissen-
schaftler und Germanist Pierre Pfütsch im 
vorliegenden Buch – davon ausgehend, 
dass sich Geschlechterbilder auf das ge-
sundheitsbezogene Handeln von Mann 
und Frau auswirken. Fünf Kapitel zeigen 
auf, wie sich eine geschlechterspezifi- 
sche Prävention in der Bundesrepublik 
Deutschland geschichtlich seit 1949 her-
ausbildete und entwickelte. Lesenswert 
für alle Interessierten, die sich ein Bild 
über die historische Entwicklung der ge-
schlechterspezifischen Prävention in der 
Bundesrepublik machen möchten. (mab)

PiErrE Pfütsch: das geschlecht des »präventiven 
selbst«. Prävention und gesundheitsförderung  
in der Bundesrepublik deutschland aus geschlech-
terspezifischer Perspektive (1949–2010).  
frank steiner Verlag, stuttgart, 2017, 398 seiten,  
isBn 978-3-515-11638-1, 62,00 euro

ratgeber Videospiel- und 
internetabhängigkeit

Medien nehmen einen immer größeren 
Raum in unserer Gesellschaft ein. Doch 
wann wird diese zunächst spaßige Frei-
zeitbeschäftigung eigentlich zur Sucht? 
Die Autoren, selbst Videospieler, aber 
auch Psychotherapeuten und Ärzte, 
wenden sich unter anderem mit Themen 
zur Entstehung von Suchtverhalten, Be-
handlungsmöglichkeiten und Unterstüt- 
zungsangeboten direkt an Betroffene 
und deren Angehörige. Die persönliche 
Ansprache der Adressat*innen mit »Du« 
verpackt den Ratgeber gewissermaßen 
in ein psychotherapeutisches Gespräch. 
Durch hervorgehobene Abschnitte mit 
Fragen und Aufgaben an die Lesenden 
werden diese aktiv eingebunden und 
aufgefordert, die eigene Mediennut-
zung zu reflektieren und gegebenenfalls 
zu verändern. Die Texte sind kurz und 
prägnant und mit vielen farbigen Illust-
rationen auf die vornehmlich junge Ziel-
gruppe abgestimmt. (cas)

DaniEl illy, Jakob florack: ratgeber Videospiel- 
und internetabhängigkeit. hilfe für den alltag. 
elsevier urban & fischer, München, 2018,  
147 seiten, isBn 978-3-437-22991-6, 21,00 euro

rundum ambulant

Was die Versorgung schwer psychisch 
kranker Menschen betrifft, ist fast alles 
auch ambulant möglich. So lautet die 
zentrale Aussage der Herausgeber die-
ses Bandes. Sie haben das »Funktionale 
Basismodell gemeindepsychiatrischer 
Versorgung« auf Basis der S3-Leitlinie 
»Psychosoziale Therapien bei schweren 
psychischen Erkrankungen« erarbeitet, 
das aus einer ambulanten Perspektive 
heraus eine sektorenübergreifende Ver-
sorgung umsetzen will. Um dieses kom-
plexe Konstrukt handhabbarer zu ma-
chen, liegt der Fokus auf der Darstellung 
bundesweiter Praxisbeispiele. Da bei  
der Implementierung in die Regelver-
sorgung sektorale Hürden zu überwin-
den sind, widmet sich ein Kapitel zudem 
der Umsetzung des Modells. Dieses 
Fachbuch richtet sich an alle, die sich 
umfassend in die Grundlagen der ge-
meindepsychiatrischen Versorgung ein-
arbeiten beziehungsweise durch Praxis-
beispiele für die eigene Arbeit inspirieren 
lassen wollen. (se)

inGmar stEinhart, GünthEr WiEnbErG (hrsG.): 
rundum ambulant. funktionales Basismodell 
psychiatrischer Versorgung in der gemeinde. 
Psychiatrie Verlag, Köln, 2017, 319 seiten,  
isBn 978-3-88414-670-5, 39,95 euro

Partizipative Aktionsforschung 
mit Kindern und Jugendlichen

Dieses Buch zeigt anhand zweier For-
schungsprojekte, was partizipative Sozi-
alforschung mit Kindern und Jugendli-
chen leisten kann. Gleichzeitig werden 
kritisch die Dilemmata und Grenzen die-
ses Forschungsansatzes aufgezeigt, wel-
che im Zuge der Forschungsprozesse 
offensichtlich wurden. Neben Einblicken 
in die Aktionsforschung werden auch an- 
grenzende Forschungsfelder wie Schul- 
und Kindheitsforschung thematisiert. 
Empirische Analysen verdeutlichen, dass 
forschende Kinder und Jugendliche so-
wie involvierte Schulen und Wissen-
schaft profitieren, wenn Heranwachsen-
de nicht nur als soziale Akteur*innen, 
sondern auch als fähige Forscher*innen 
ihrer eigenen Lebenswelt ernst genom-
men werden. Das Buch bietet Wissen- 
schaftler*innen sowie interessierten Fach- 
kräften lohnende Einblicke in dieses 
wachsende Forschungsfeld. (sb)

VEronika WöhrEr, Doris arztmann, tErEsa 
WintErstEllEr, Doris harrassEr, karin schnEiDEr: 
Partizipative aktionsforschung mit Kindern und 
Jugendlichen. Von schulsprachen, liebesorten und 
anderen forschungsdingen. springer, Wiesbaden, 
2017, 360 seiten, isBn 978-3-658-13781-6,  
59,99 euro
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unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge in der Kinder- und 
Jugendhilfe

Insbesondere in der stationären Kinder- 
und Jugendhilfe stellen unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge eine große He-
rausforderung für alle beteiligten Fach-
kräfte dar. Der Autor, der auf einen lang-
jährigen beruflichen Erfahrungsschatz 
zurückgreift, beleuchtet detailliert die 
alltägliche Arbeit mit der Personengrup-
pe und berücksichtigt dabei auch ge-
sellschaftliche, rechtliche und struktu-
relle Möglichkeiten und Grenzen. Das 
Buch wendet sich insbesondere an 
Fachkräfte der freien und öffentlichen 
Kinder- und Jugendhilfe und ermöglicht 
den Leser*innen, die eigene Arbeit und 
Haltung zu reflektieren sowie passende 
Handlungskonzepte zu entwickeln. (mk)

rEinholD GraVElmann: unbegleitete minderjährige 
flüchtlinge in der Kinder- und Jugendhilfe.  
Orientierung für die praktische arbeit. ernst 
reinhardt Verlag, München, 2. aktualisierte auflage 
2017, 183 seiten, isBn 978-3-497-02701-9,  
22,90 euro

das große handbuch Schulkultur

Eine gute Schulkultur trägt nicht nur 
zum Wohlbefinden aller am Schulleben 
Beteiligten bei, sondern steigert auch 
die Lernbereitschaft der Schüler*innen. 
Seitens der Schule ist eine Verbesserung 
der Schulkultur im Sinne einer partizipa-
tiven und demokratischen Gestaltung 
erstrebenswert. Die interdisziplinäre Zu-
sammenarbeit verschiedener Autor*in- 
nen zielt auf die Schwerpunktthemen 
Soziales Lernen, Gesundheitsförderung, 
Schulgestaltung sowie Netzwerk- und 
Öffentlichkeitsarbeit ab. Dieses Hand-
buch richtet sich vorrangig an Schullei-
tungen und stellt Anregungen, Erfah-
rungen, Herausforderungen und Chan- 
cen zur Entwicklung einer demokrati-
schen Schulkultur praxisnah dar. Wich- 
tige Begrifflichkeiten und Hinweise wer-
den in blauen Kästen hervorgehoben, 
wodurch das Buch an Struktur und Über-
sicht gewinnt. (cas)

Jutta sEnGPiEl, DiEtEr smolka (hrsG.):  
das große handbuch schulkultur. Wolters  
Kluwer Verlag, Köln, 2018, 795 seiten,  
isBn 978-3-556-07335-3, 79,95 euro

Fehlzeiten-report 2018

Der Fehlzeiten-Report 2018 diskutiert 
das Potenzial des Sinnerlebens als Trei-
ber für Gesundheit bei der Arbeit. Auch 
wird Betriebliches Gesundheitsmanage-
ment als Instrument zur Förderung sinn-
stiftender Organisationen thematisiert. 
Der Report geht diesbezüglich unter an-
derem folgenden Fragen nach: Wovon 
hängt Sinnerleben ab? Wodurch wird es 
erschüttert? Wie kann es gefördert wer-
den? Neben wissenschaftlichen Impul-
sen bietet die Publikation ausgewählte 
Praxisbeispiele und spricht damit ein 
breites Publikum an. Das im Fehlzeiten-
Report wiederkehrende Datenkapitel 
umfasst weiterhin differenzierte Fehlzei-
tenstatistiken. (ls)

bErnharD baDura, antJE Ducki, hElmut schröDEr, 
Joachim klosE, markus mEyEr (hrsG.):  
fehlzeiten-report 2018. sinn erleben – arbeit  
und gesundheit. springer, Berlin, 2018, 608 seiten,  
isBn 978-3-662-57387-7, 54,99 euro

Pflegereport 2018

Der Pflegereport 2018 der DAK-Gesund-
heit bietet als jährliche Publikationsrei-
he einen umfassenden Einblick in regio-
nale und örtliche Gegebenheiten für 
Pflegebedürftige. Voraussetzungen für 
eine bestmögliche Versorgung Pflege-
bedürftiger hängen oftmals zum einen 
vom Wohnort, zum anderen von den  
regional unterschiedlichen Infrastruktu-
ren ab. Gut illustrierte Grafiken veran-
schaulichen quantitative und qualitative 
Untersuchungen, die die unterschiedli-
chen Rahmenbedingungen für Pflege-
bedürftige und ihren Angehörigen in 
Deutschland aufzeigen. Ein Kapitel wid-
met sich den Pflegekompetenzzentren, 
die eine essenzielle Schnittstelle zwi-
schen Langzeitpflege und Gesundheits-
versorgung darstellen, um Pflegestruk-
turen zukünftig noch weiter zu opti- 
mieren. Der Pflegereport richtet sich vor 
allem an Leser*innen aus Gesundheits-
politik und -versorgung. (isf )

anDrEas storm (hrsG.): Pflegereport 2018. Pflege 
vor Ort – gelingendes leben mit Pflegebedürftig-
keit. Medhochzwei Verlag, heidelberg, 2018,  
316 seiten, isBn 978-3-86216-488-2, 19,99 euro

Gewalt, Amok und medien

Gewaltvorfälle an Schulen sind noch im-
mer aktuell. Sie reichen von Beleidigun-
gen, über Drohungen und Mobbing, bis 
hin zu zielgerichteter körperlicher Ge-
walt oder schlimmstenfalls Amok. Ne-
ben Zahlen, Daten und Fakten zu den 
Themen Gewalt, Amok und Medien le-
gen die Autor*innen in diesem Werk aus 
der Reihe »Brennpunkt Schule« einen 
besonderen Fokus auf den Zusammen-
hang von Mediengewalt und realer Ge-
walt. Welche Wirkungen haben Medien 
auf jugendliche Nutzer*innen? Welche 
Rolle spielen sie im Kontext Gewalt? Wie 
kann Gewaltvorfällen an Schulen prä-
ventiv begegnet werden? Mit diesen 
und weiteren Fragen werden in diesem 
Buch sowohl Lehrkräfte als auch weitere 
am Setting Schule beteiligte Fachkräfte 
angesprochen. Sie erhalten Anregun-
gen, um Handlungssicherheit im Um-
gang mit Krisensituationen zu gewinnen 
sowie das eigene Handeln zu reflektie-
ren. (cas)

christoPh Paulus (hrsG.): gewalt, amok und 
Medien. erkennen – Vorbeugen – handeln. 
Kohlhammer, stuttgart, 2019, 224 seiten,  
isBn 978-3-17-034258-3, 30,00 euro

inklusiver unterricht  
in der Grundschule

Im Rahmen der gesetzlichen Veranke-
rung der UN-Behindertenrechtskonven-
tion sind Bildungssysteme inklusiv zu 
gestalten. Lehr- und Lernansprüche sind 
so zu strukturieren, dass sie den Bil-
dungsansprüchen aller Kinder gleicher-
maßen gerecht werden. Dies stellt den 
Schulalltag vor besondere Herausforde-
rungen. Welche Bedingungen führen zu 
einem Gelingen und welche zu einem 
Scheitern von inklusivem Unterricht? 
Diese und andere Fragen werden an-
hand von Befunden aus der Lehr- und 
Lernforschung diskutiert. Explizit bezo-
gen auf die Fächer Deutsch, Mathematik 
und Sachunterricht, werden Erkenntnis-
se zu didaktisch-methodischen Hand-
lungsansätzen dargestellt. Nachdrück-
lich wird aufgezeigt, dass ein Umdenken 
und Heraustreten aus »alten« tradierten 
Systemen und Haltungen Voraussetzun-
gen für ein Gelingen des inklusiven Un-
terrichts sind. Dieser Band richtet sich 
insbesondere an Lehrkräfte. (at)

frank hEllmich, EVa blumbErG (hrsG.):  
inklusiver unterricht in der grundschule.  
Kohlhammer, stuttgart, 2017, 324 seiten,  
isBn 978-3-17-025999-7, 34,00 euro
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Biographiearbeit mit behinder- 
ten menschen im Alter

Dieses handliche Buch fasst die Ergeb-
nisse verschiedener Projekte zusammen 
und ist als Folgeband von Christian Lind-
meiers »Biographiearbeit mit geistig be-
hinderten Menschen« zu sehen. Begin-
nend mit einem kompakten theoreti- 
schen Teil, befasst sich dieser Band mit 
verschiedensten Beispielen aus der Pra-
xis. Inhalt ist unter anderem ein Konzept 
zur Gestaltung des Übergangs in den 
Ruhestand, Angebote für Senior*innen, 
Begleitung von demenziell Erkrankten 
sowie älteren Menschen mit Behinde-
rungen, die im Elternhaus leben. Neben 
Arbeits- und Fallbeispielen, anhand de-
rer sich eine angepasste Übertragung in 
den eigenen Arbeitsbereich leicht er-
möglichen lässt, rundet eine Methoden-
sammlung dieses praxisnahe Buch ab. 
Es richtet sich vornehmlich an Mitarbei- 
ter*innen aus der Behindertenhilfe. (at)

bEttina linDmEiEr, lisa oErmann: Biographiearbeit 
mit behinderten Menschen im alter. Beltz Juventa, 
Weinheim und Basel, 2017, 237 seiten,  
isBn 978-3-7799-3153-9, 19,95 euro

inklusive Bildung in der 
Kommune

Der Frage, wie Inklusion im Bildungsbe-
reich eigentlich praktisch umgesetzt wird, 
widmen sich die Autor*innen mit drei 
Fallstudien in niedersächsischen Kommu-
nen. Anhand der Ergebnisse wird be-
schrieben, welche Herausforderungen 
bei der Umsetzung von Inklusion beste-
hen und wie sie derzeit bewältigt wer-
den. Wert wird insbesondere auf die  
Kooperation zwischen Kinder- und Ju-
gendhilfe sowie Bildungseinrichtungen 
gelegt. Diese Ausführungen sind in ein 
Theoriemodell eingebettet, zu dessen 
Verständnis sich Vorkenntnisse als hilf-
reich erweisen. Eine anschauliche Einlei-
tung zu relevanten kommunalen Struk-
turen in Verwaltung und Politik macht 
das Buch sowohl für Leser*innen mit 
wissenschaftlicher oder praktischer Vor-
erfahrung hinsichtlich der inklusiven Bil-
dung, als auch für Student*innen lesens-
wert. (mvg)

stEPhan maykus, annEka bEck, mirko EiköttEr, 
antonia martin sanabria: inklusive Bildung in  
der Kommune. empirische Befunde zu Planungs- 
und Beteiligungsmodellen zwischen schule  
und Kinder- und Jugendhilfe. Beltz Juventa,  
Weinheim und Basel, 2017, 356 seiten,  
isBn 978-3-7799-3617-6, 34,95 euro

Soziale Gerechtigkeit im Wandel

Im Kontext der gesellschaftlichen Ord-
nung der Bundesrepublik Deutschland 
analysiert vorliegende Dissertation das 
Thema Soziale Gerechtigkeit unter gesell-
schaftlichen, philosophischen und poli-
tischen Gesichtspunkten. Anhand einer 
Big-Data-Analyse wurden Daten aus den 
Jahren 1800–2008 untersucht. Im Fokus 
stehen dabei der Wandel und das Ver-
ständnis von sozialer Gerechtigkeit so-
wie die gesellschaftlichen und politi-
schen Auswirkungen. Im Anschluss 
erfolgt eine Diskussion der These, ob So- 
ziale Gerechtigkeit als Mittel zur politi- 
schen Akzeptanzsicherung operationa-
lisiert werden kann. Abschließend wird 
auf mögliche Gefahren und Verluste des 
Wertesystems in der Bundesrepublik hin- 
gewiesen, sollten bestimmte mit dem 
Wandel einhergehende Veränderungen 
nicht durch die Politik aufgefangen wer-
den. (at)

Pia JaEGEr: soziale gerechtigkeit im Wandel.  
ein idealistisches Konstrukt und/oder ein  
Mittel zur politischen akzeptanzsicherung?  
nomos, Baden-Baden, 2017, 192 seiten,  
isBn 978-3-8487-4131-1, 39,00 euro

Wie Kinder zwischen vier und 
acht Jahren lernen

Aus Sicht unterschiedlicher psychologi-
scher Forschungstraditionen wird der 
Frage nachgegangen, wie Kinder im vor-
schulischen und frühen Schulalter ler-
nen. Die für ein positives Lernerlebnis 
besonders bedeutsamen Faktoren wer-
den strukturiert dargestellt, psychologi-
sche Konstrukte erläutert sowie Phäno-
mene, Ursachen und Folgen individueller 
Unterschiede im Lernerfolg thematisiert. 
Aufgrund ihrer Bedeutung für die kind- 
liche Entwicklung im Bereich des Wis-
senserwerbs sowie des abstrakten Den-
kens, stehen die Voraussetzungen für 
den Erwerb der Kulturtechniken Lesen, 
Schreiben und Rechnen im Fokus. Disku-
tiert wird unter anderem, welche Ent-
wicklungsbereiche hieran grundlegend 
beteiligt sind oder was unter Lernstrate-
gien zu verstehen ist. Zudem werden 
Maßnahmen zur Förderung spezifischer 
Fertigkeiten und genereller Lernkompe-
tenzen skizziert. (ark)

Jan-hEnninG Ehm, Jan lonnEmann, marcus 
hassElhorn: Wie Kinder zwischen vier und  
acht Jahren lernen. Psychologische erkenntnisse  
und Konsequenzen für die Praxis.  
Kohlhammer, stuttgart, 2018, 176 seiten,  
isBn 978-3-17-024231-9, 27,00 euro

Kindeswohlgefährdung

In der Jugendhilfe stellt die Thematik 
Kinderschutz eine täglich wiederkehren-
de Herausforderung dar. Was ist unter 
dem Begriff Kindeswohlgefährdung zu 
verstehen? Wie erfolgt eine Risikoein-
schätzung? Wo sind Frühe Hilfen einzu-
ordnen? Wie sehen Kooperationen und 
Netzwerkarbeit im Kinderschutz aus? Die-
sen und weiteren Fragestellungen wid-
met sich die Autorin in ihrem Praxis-
handbuch. Sie bietet allen Fachkräften 
in pädagogischen Handlungsfeldern 
leicht verständlich einen praxisnahen 
Handwerkskoffer in der fachlich an-
spruchsvollen und herausfordernden 
Arbeit im Kinderschutz. Die ineinander-
greifenden Kapitel regen zur Diskussion 
und Reflexion der eigenen Haltung und 
Handlungsweisen an. (mk)

friEDErikE allE: Kindeswohlgefährdung.  
das Praxishandbuch. lambertus-Verlag, freiburg 
im Breisgau, 3. erweiterte auflage 2017,  
240 seiten, isBn 978-3-7841-2888-7, 22,00 euro
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organisationsentwicklung

Komplexitätssteigerung, Kostendruck und 
ein verändertes Verhältnis zwischen öf-
fentlichen Trägern und Leistungserbrin-
gern – allesamt Prozesse, die Organisati-
onen in der Sozialwirtschaft vor enorme 
Veränderungsanforderungen stellen. So 
lautet die überzeugende Grundthese 
des Buches, das sich dem Wandeln von 
Organisationen einerseits grundsätzlich, 
andererseits überblicksartig nähert. Mit 
der theoretischen Bestimmung von Or-
ganisationen und der Frage »Was ist Ma-
nagement?« beginnend, werden Einbli-
cke in praktisch durchführbare Metho- 
den der Analyse von Organisationen ge-
währt sowie Ansatzpunkte und Denk-
modelle für Veränderungsprozesse dar-
gestellt. Mit kritischer Distanz, verständ- 
lich geschrieben und sinnvoll verdich-
tet, führt dieses Buch Leser*innen in die 
Grundlagen der Organisationsentwick-
lung ein. (da)

armin WöhrlE, rEinhilDE bEck, Paul branDl, 
karstEn funkE-stEinbErG, urs kaEGi, Dominik 
schEnkEr, PEtEr zänGl: Organisationsentwicklung –  
Change Management. nomos, Baden-Baden, 2019, 
332 seiten, isBn 978-3-8487-4457-2, 24,90 euro
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Konflikt und Streit

Dieser Ratgeber gliedert sich in zwei  
Teile und eignet sich gleichermaßen für 
den privaten wie beruflichen Kontext. 
Der erste Teil befasst sich mit dem theo-
retischen Hintergrund sowie der Not-
wendigkeit von Konflikten zur Bezie-
hungsgestaltung. Zudem werden die 
Faktoren, die zum Gelingen beziehungs-
weise zum Scheitern von Konfliktlösun-
gen führen können, behandelt. Darstel-
lungen und Beispiele veranschaulichen 
diese Erklärungen. Der zweite Teil fokus-
siert sich auf eskalierte Konflikte, wenn 
eine selbstständige Klärung nicht mehr 
möglich ist. Eine kurze Darstellung der 
Rolle von Konfliktmanager*innen zeigt 
Handlungsstrategien auf. Abgerundet 
wird der Ratgeber mit Fallbeispielen, an-
hand derer das Dargestellte deutlich 
nachzuvollziehen ist. Fachlich, humor-
voll und leicht verständlich geschrieben, 
richtet er eine konstruktive Sichtweise 
auf Konflikte. (at)

rainEr sachsE: Konflikt und streit.  
Wie wir konstruktiv mit ihnen umgehen. springer, 
Berlin und heidelberg, 2017, 187 seiten,  
isBn 978-3-662-49863-7, 19,99 euro

Gute hirten führen sanft

In diesem Sammelband vereint der Au-
tor teils neue, teils bereits von ihm er-
schienene überarbeitete Essays. Er stellt 
damit sein Verständnis der Soziologie der 
Menschenregierungskünste vor. Als Ein-
stieg nutzt er die Metapher des Hirten, 
der dem »Souverän« gegenübergestellt 
wird. Einzelanalysen beleuchten die The- 
men Prävention, Resilienz, Mediation, 
Nudging, Feedback, Kontraktpädagogik, 
Wettbewerb, Burnout, Planung, Human- 
kapital und Schlachtfeldforschung. Je-
des Kapitel kann dabei für sich gelesen 
werden. Bröcklings Aufsatzsammlung 
bietet vielfältige Perspektiven auf das 
Verhältnis von Selbst- und Fremdsteue-
rung und richtet sich an alle Leser*innen 
mit Interesse an soziologischen und his-
torischen Blickwinkeln auf gesellschafts-
politische Diskurse. (vw)

ulrich bröcklinG: gute hirten führen sanft.  
über Menschenregierungskünste. suhrkamp,  
Berlin, 2017, 425 seiten, isBn 978-3-518-29817-6,  
20,00 euro

Gesundheitskommunikation

Führt man die Begriffe Gesundheit und 
Kommunikation zusammen, entsteht 
ein komplexes Forschungsfeld zur Kom-
munikation über Gesundheitsthemen, 
deren Bedeutung stetig zunimmt. Als 
Grundlage für Vorlesungen und Semi- 
nare richtet sich dieses Lehrbuch sowohl 
an Studierende, als auch an Lehrende 
der Kommunikations- und Gesundheits-
wissenschaften sowie an interessierte 
Fachkräfte aus angrenzenden Fachberei-
chen. Gesundheitskommunikation wird  
hier aus der kommunikationswissen-
schaftlichen Perspektive betrachtet. Mit 
konkreten Anwendungsbeispielen, Ex-
kursen und weiterführenden Literatur-
hinweisen bietet das Werk einen ver-
ständlichen Überblick über das For-
schungsgebiet. Dabei werden Grund- 
lagen sowie Inhalt, Nutzen und Wirkung 
verschiedener Kommunikationsformen 
im Feld der Prävention, Gesundheitsför-
derung und Gesundheitsversorgung ver- 
mittelt. (mkd)

DorEEn rEifEGErstE, alExanDEr ort: gesundheits-
kommunikation. nomos, Baden-Baden, 2018,  
243 seiten, isBn 978-3-8487-3859-5, 24,90 euro

Jungen als opfer von sexueller 
Gewalt

Jungen als Betroffene von sexualisierter 
Gewalt fanden in Fachliteratur und For-
schung bis in die 90er-Jahre hinein le-
diglich eine rudimentäre Beachtung. Die 
Autoren weisen darauf hin, dass Verar-
beitungsprozesse betroffener Jungen eng  
verbunden mit dem gesellschaftlichen 
Männlichkeitsbild sind, weshalb sexuali-
sierte Gewalt geschlechtersensibel be-
trachtet und in Beratungsprozessen be-
handelt werden sollte. Das Buch be- 
schäftigt sich mit der gesellschaftlichen 
Tabuisierung sexueller Gewalt, nimmt 
sowohl Opferperspektiven als auch Tä-
terstrategien in den Blick und gibt prak-
tische Hinweise im Umgang mit Betrof-
fenen in Beratung sowie mit Verdachts- 
fällen. Die Autoren richten ihre Ausfüh-
rungen an Mitarbeiter*innen im Feld der 
Sozialen Arbeit und lassen eigene lang-
jährige Berufserfahrungen als Sozialar-
beiter einfließen. Neben hilfreichen Tipps 
wird auch eine Grundlage für die fort-
laufende Debatte zur Enttabuisierung 
sexueller Übergriffe geboten. (maf)

clEmEns fobian, michaEl linDEnbErG, rainEr 
ulfErs: Jungen als Opfer von sexueller gewalt. 
ausmaß, theoretische Zugänge und praktische 
fragen für die soziale arbeit. nomos, Baden-Baden, 
2018, 183 seiten, isBn 978-3-8487-5100-6,  
24,90 euro

Geschlecht und Gesundheit

Dieser erste Band der Buchreihe »Ge-
sundheitsforschung. Interdisziplinäre Per- 
spektiven« fokussiert die Wechselwir-
kung zwischen Geschlecht und Gesund-
heit. Leser*innen finden einen niedrig-
schwelligen Themeneinstieg, gleicher- 
maßen aber auch fortgeschrittene Im-
pulse. Geschlecht wird als Querschnitts-
dimension unter anderem in den Berei-
chen Biomedizin, Kommunikationswis- 
senschaft, Ethik und medizinische Lehre 
diskutiert. Die Vielzahl interdisziplinärer 
Beiträge regt zur Sensibilisierung und 
Reflexion geschlechterbezogener For-
schung aus Public Health-Perspektive 
an. Das Buch richtet sich an eine Leser-
schaft mit Interesse an multiprofessio-
nellen Fragestellungen. (ls)

ulrich m. GassnEr, Julia Von hayEk, alExanDra 
manzEi, florian stEGEr (hrsG.): geschlecht  
und gesundheit. nomos, Baden-Baden, 2018,  
344 seiten, isBn 978-3-8487-5192-1, 44,00 euro
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evidenzbasierte und -informierte 
Gesundheitskommunikation

Evidenzbasierung gilt als Kriterium guter 
Praxis – auch in der Gesundheitskommu-
nikation. Neben der Frage, welche Infor-
mationen zu verarbeiten sind, geht es 
insbesondere um die Art der Darstel-
lung, damit diese adäquat wahrgenom-
men werden können. In 18 teils theoreti-
schen, teils empirischen Beiträgen greift 
der Sammelband diesen Diskurs auf und 
fokussiert dabei die Themen Interdiszip-
linarität, Kriterien evidenzbasierter Ge-
sundheitskommunikation sowie Evidenz- 
basierung von Kampagnen. Beleuchtet 
werden zudem die Darstellung medizi- 
nscher Evidenz in Informationsmateria- 
 lien und im Journalismus sowie das The-
ma Kommunikation über Gesundheit 
und Krankheit in verschiedenen Forma-
ten. Die Beiträge zeigen facettenreich, 
wie aus medizinischer, psychologischer 
und kommunikationswissenschaftlicher 
Perspektive über Evidenz nachgedacht 
wird. Ein wertvolles Buch für alle, die die-
se unterschiedlichen Sichtweisen in ih-
ren Berufsfeldern vereinen. (sg)

Paula stEhr, DorothEE hEinEmEiEr, constanzE 
rossmann (hrsG.): evidenzbasierte i evidenz- 
informierte gesundheitskommunikation, 
nomos, Baden-Baden, 2018, 256 seiten,  
isBn 978-3-8487-5024-5, 49,00 euro

Personalmanagement – 
Personalentwicklung

Strategische Personalentwicklung wird 
zunehmend zu einem entscheidenden 
Wettbewerbsvorteil für Unternehmen 
und Organisationen. Es gilt, die wertvolle 
Ressource der Mitarbeiter*innen kompe-
tenzorientiert weiterzuqualifizieren und 
effizient einzusetzen. Unter Personalma-
nagement und -entwicklung sind Maß-
nahmen zu verstehen, die sowohl Ar-
beitsleistung und Kompetenz als auch 
Zufriedenheit und Weiterentwicklung 
einzelner Mitarbeiter*innen, und auch 
die Rahmenbedingungen der Zusam-
menarbeit des Personals festlegen und 
fortentwickeln. Dieses Lehrbuch führt 
Studierende in die Grundlagen des Per-
sonalmanagements und der Personal-
entwicklung ein. Es gibt entsprechende 
Anregungen, welche strategischen und 
operativen Instrumente auch bei kleine-
ren Trägern neue Möglichkeiten eröff-
nen, um erfolgreich zu sein. (rv)

armin WöhrlE, PEGGy Gruna, luDGEr kolhoff, 
GEorG kortEnDiEck, britta nöbauEr, anDrEa 
tabatt-hirschfElDt, raik zillmann (hrsG.): 
Personalmanagement – Personalentwicklung. 
nomos, Baden-Baden, 2019, 238 seiten,  
isBn 978-3-8487-4339-1, 24,90 euro

Bindungs- und Beziehungs- 
 qualität in der Kita

Was bedeutet gute Bindung und Bezie-
hung in der Kita? Welche unterschiedli-
chen Bindungsformen gibt es? Die Be-
ziehung zwischen Erzieher*in und Kind 
stellt eine wichtige Komponente für er-
folgreiches Lernen dar. Der Autor ver-
mittelt hier Studierenden, pädagogi-
schen Fachkräften und weiteren Interes- 
sierten sowohl einen theoretischen als 
auch einen praxisorientierten Überblick 
über Bindungs- und Beziehungsqualität 
im Setting Kindertagesstätte. Die prakti-
sche Umsetzung mit konkreten Maß-
nahmen und Interventionen steht dabei 
im Mittelpunkt. Die Praxistipps regen 
die Lesenden zur Selbstreflexion der ei-
genen Handlungsweise sowie zum be-
wussten Aufbau einer stabilen Bindung 
zu Kita-Kindern an. (stes)

michaEl GlüEr: Bindungs- und Beziehungsqualität 
in der Kita. grundlagen und Praxis. Kohlhammer, 
stuttgart, 2017, 218 seiten,  
isBn 978-3-17-026016-0, 32,00 euro

Soziale herkunft in der 
pädagogischen Praxis 
ökonomischer Bildung

Derzeit gibt es kaum Erkenntnisse darü-
ber, wie genau die soziale Herkunft von 
Schüler*innen soziale Praktiken der Lehr- 
kräfte beeinflusst. Doch inwiefern neh-
men Lehrkräfte die soziale Herkunft von 
Schüler*innen wahr und resultieren hie-
raus unterrichtswirksame Praktiken der 
Lehrkräfte? Mithilfe einer qualitativ re-
konstruierten Analyse aus der Perspekti-
ve der Unterrichtenden werden diese 
Fragen in der vorliegenden Forschungs-
arbeit mit dem Fokus auf die soziale Pra-
xis im Wirtschaftsunterricht lern- und bil-
dungstheoretisch sowie fachdidaktisch 
untersucht und diskutiert. Ein Diskurs 
zur Reproduktion sozialer Ungleichhei-
ten über das Bildungssystem rundet die 
Untersuchung ab. (er)

sabrina bErG: soziale herkunft in der pädagogischen 
Praxis ökonomischer Bildung. eine qualitative 
rekonstruktion aus der Perspektive von lehrkräften. 
Barbara Budrich Verlag, Berlin und toronto, 2017, 
229 seiten, isBn 978-3-8474-2142-9, 29,90 euro

raus aus der demenz-Falle!

In diesem Buch hinterfragt der aner-
kannte Hirnforscher Gerald Hüther die 
bisherige Annahme, dass neurodegene-
rative Abbauprozesse die ausschlagge-
bende Ursache für eine Demenz sind. 
Entsprechende Ergebnisse liefert hierfür 
die sogenannte Nonnenstudie. Er ver-
tritt die Meinung, dass durch die Stär-
kung des eigenen Kohärenzgefühls auch 
das Gehirn seine Fähigkeit zur Selbsthei-
lung bis ins hohe Alter erhalten kann. 
Unabhängig davon, ob der Autor mit 
seiner These richtig oder falsch liegt, 
gibt dieses Buch Impulse, seine Lebens-
einstellung zu überdenken und richtet 
einen Appell an die Lesenden, die eigene 
Komfortzone zu verlassen und wieder 
neugierig und wissensdurstig die Welt 
zu entdecken. (ts)

GEralD hüthEr: raus aus der demenz-falle! Wie es 
gelingen kann, die selbstheilungskräfte des gehirns 
rechtzeitig zu aktivieren. arkana, München, 2017, 
144 seiten, isBn 978-3-442-34209-9, 18,00 euro

Präventionsmarketing

Präventionsmarketing ist eine vergleichs-
weise neue Disziplin. Die Gesundheits-
wissenschaftlerin argumentiert, dass kom- 
merzielles Marketing die Sehnsucht 
nach Produkten und Dienstleistungen 
weckt, indem positive Emotionen und 
Motive angesprochen werden. Präven- 
tion hingegen fokussierte lange Zeit die 
Weckung negativer Emotionen und Bil-
der zur Anregung gesundheitsbewuss-
ter Verhaltensweisen (Furchtappelle). Das 
Fachbuch beleuchtet umfassend, detail-
liert und praxisorientiert, was Präventi-
onsmarketing aus der klassischen Wer-
bung lernen kann. Es zeigt Möglichkeiten 
und Anwendungsfelder sowie eine Viel-
zahl von Praxisbeispielen auf – angefan-
gen von der zielgruppenspezifischen 
Konzeption bis hin zur Evaluation. Die 
Publikation richtet sich an Studierende 
der Gesundheitswissenschaften, an Prak- 
tiker*-innen aus dem Gesundheitswesen 
und enthält auch für Verantwortliche der 
betrieblichen Gesundheitsförderung in-
teressante Anregungen. (jst)

ViVianE schErEnbErG: Präventionsmarketing.  
Ziel- und risikogruppen gewinnen und motivieren. 
uVK Verlagsgesellschaft, Konstanz und München, 
2017, 233 seiten, isBn 978-3-8252-4742-3,  
24,99 euro 
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»highways to health? digitale Prävention und Gesundheits- 
förderung« Jahrestagung der LVG & AFS 2019
04. Juli 2019, hannover
Die Digitalisierung hat unverkennbar Einfluss auf unsere Lebensstile 

sowie unseren Gesundheitszustand. Einige Wissenschaftler*innen 

sprechen bereits vom digitalen Raum als neuer »Lebenswelt«. Die 

Prävention und Gesundheitsförderung tastet sich hier allerdings erst 

langsam digital voran. Welche Potenziale bietet die Digitalisierung 

für präventive und gesundheitsförderliche Strategien? Wie können 

Smartphone, Tablet & Co. sinnvoll als niedrigschwellige, partizipative 

Instrumente eingesetzt werden, zum Beispiel über »Serious Games«?  

Und ist Online-Gesundheitskommunikation wirklich der neue  

»Highway to Health«? 

impfhindernissen begegnen
24. August 2019, hannover
Impfungen zählen mit zu den wichtigsten präventiven Maßnahmen, die  

in der Medizin verfügbar sind. Dennoch nehmen nicht alle Menschen  

den Vorteil des Impfschutzes für sich in Anspruch. Dies gilt umso mehr 

in einem Umfeld, in dem die Krankheiten, gegen die geimpft wird, kaum 

noch als Bedrohung wahrgenommen werden. In diesem Spannungsfeld 

ist es von besonderer Bedeutung, gut und umfassend über Impfungen  

zu informieren. Auch auf den Umgang mit unerwünschten Wirkungen 

muss eingegangen werden und ihre Berücksichtigung im Zuge der 

Nutzen-Risiko-Abwägung muss erklärt werden. Mit der Veranstaltung 

soll zu den unterschiedlichen Einflussfaktoren Stellung bezogen 

werden. 

robert-Koch-tagung
5.–6. September 2019, Wolfsburg
Die 25. Robert-Koch-Tagung für Ärzt*innen des Öffentlichen Gesund-

heitsdienstes in Niedersachsen findet dieses Jahr in Wolfsburg statt.  

Es werden Vorträge und Seminare zu aktuellen Themen aus den  

Bereichen Kinder- und Jugendgesundheit, Infektionsschutz, Gutachten- 

wesen, Umweltmedizin, Psychiatrie und Infektionsepidemiologie 

vorgestellt. Unter anderem werden das Bundesteilhabegesetz, der 

Umgang mit multiresistenter Tuberkulose, Untersuchungsergebnisse 

der NLGA-Studie zu antibiotikaresistenten Keimen in Badegewässern 

sowie erste Erfahrungen mit einem Gemeindepsychiatrischen  

Zentrum thematisiert. Auch das Thema Masern-Impfpflicht wird 

aufgegriffen.

Landesvereinigung für Gesundheit 
und Akademie für Sozialmedizin 
niedersachsen e.V.

regionalkonferenz Gesund & aktiv älter werden
16.09.2019, Braunschweig
Die diesjährige Regionalkonferenz Niedersachsen im Rahmen der BZgA-

Strategie »Gesund & aktiv älter werden« legt den Fokus auf die Chancen 

der Digitalisierung zur Förderung der psychosozialen Gesundheit und  

sozialen Eingebundenheit älterer Menschen. Die Digitalisierung er- 

öffnet neue Möglichkeiten zur Vernetzung von Menschen, sowohl im 

ländlichen Raum, aber auch in städtisch geprägten Quartieren. Sie kann 

sensibilisieren, informieren, vernetzen und Erlebnisse schaffen. Wie 

dies gelingen kann, wird mit vielfältigen Impulsreferaten über Projekte 

aus Niedersachsen aufgezeigt. Eingebettet werden diese Beispiele der 

guten Praxis in ausgewählte Aspekte des achten Altersberichts der 

Bundesregierung sowie in eine Diskussion mit Akteuren*innen aus 

Politik, Wissenschaft und Wirtschaft. Die Regionalkonferenz richtet 

sich an Verantwortliche in Trägerorganisationen, Kommunen und an 

Interessierte.

netzwerkarbeit erfolgreich gestalten – teil 1
17. September 2019, Bremen
Gesundheitsförderung ist ein komplexes Aufgabenfeld, welches schwer 

allein zu bewältigen ist. Die Zusammenarbeit verschiedener Akteur*- 

innen und Fachbereiche in Netzwerken stellt somit eine grundlegende 

Handlungsstrategie in der Gesundheitsförderung dar. Im Rahmen des 

Workshops »Netzwerkarbeit erfolgreich gestalten – Teil 1« werden 

grundlegende Bausteine der Netzwerkarbeit vermittelt und Bezüge zur 

eigenen Praxis hergestellt. Darüber hinaus geht es u. a. um die Fragen: 

»Wie können Ziele, Inhalte und Arbeitsformen erarbeitet und reflektiert 

werden?« und »Wie kann es gelingen, dass Teilnehmende – möglichst 

von Beginn an – eine aktive Rolle einnehmen?« Die Veranstaltung  

richtet sich sowohl an Netzwerkeinsteiger*innen, als auch an Akteur*- 

innen, die sich bereits in Netzwerkstrukturen bewegen.

Gesundheitsförderung in der Kita!  
Von Asthma bis Zöliakie – chronisch krank und mittendrin!
18. September 2019, hannover
Kinder mit Beeinträchtigungen oder chronischen Erkrankungen 

gehören zum ganz normalen Kita-Alltag. Von den pädagogischen 

Kita-Fachkräften erfordern diese Mädchen und Jungen in der Regel 

besondere Aufmerksamkeit, Fürsorge und Verantwortung. Die 

Herausforderungen an die pädagogischen Kita-Fachkräfte steigen  

und damit auch der Zeitdruck, die Unsicherheiten und vielfältige  

Fragen: Wie gehen wir mit Kindern mit Beeinträchtigungen oder  

chronischen Erkrankungen im Kita-Alltag um? Wie können uns die  

Eltern unterstützen? Wo gibt es Tipps und Hilfe? Diese und weitere  

Fragen werden auf dem Fachtag in Vorträgen, Diskussionen und 

Workshops bearbeitet. Darüber hinaus werden Möglichkeiten  

zum Austausch gegeben sowie Praxisbeispiele vorgestellt. Die  

Workshops mit konkreten Tipps, Anregungen und Hilfen für den  

Arbeitsalltag runden das Programm ab.
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V o r S C h Au

erste hilfe bei Projektitis – nachhaltigkeit in der kommunalen 
Gesundheitsversorgung und -förderung 
16. oktober 2019, hannover

3. Jahrestagung Schule und Gesundheit in niedersachsen. 
mitmachen – Vernetzen – Gesundheit stärken  
05. november 2019, hannover

Workshop: datenanalyse und datenpräsentation – 
Schritt für Schritt 
07. oder 14. november 2019, hannover

20. SoPhiA-Fachtagung
15. november 2019, hannover

Jahrestagung netzwerk Kita und Gesundheit; Gute Zeiten – 
schlechte Zeiten?! Zusammenarbeit mit eltern stärken
21. november 2019, hannover

29. niedersächsische Suchtkonferenz
25. november 2019, hannover

Wir gestalten digitalisierung in der Arbeitswelt! 
entwerfen ist das Gegenteil von unterwerfen 
05. dezember 2019, hannover

Verleihung niedersächsischer Gesundheitspreis
16. dezember 2019, hannover

regionale dialogwerkstatt: Gesundheitsförderung in der Kita. 
Wieso, weshalb, warum – wer nicht fragt…?
06. november 2019, Lüneburg
14. november 2019, osnabrück 

Patient*inneninformationen gezielt adressieren. 
Anforderungen an gesundheitskompetente organisationen
25. September 2019, hannover 

Wie können Sie als Akteur*innen im Gesundheitswesen patienten- 

relevante Informationen gestalten und vermitteln, damit diese bei  

den Menschen ankommen, sie diese verstehen, beurteilen und auch  

anwenden können? Diese Frage möchte der Arbeitskreis Patient*innen-

informationen Niedersachsen anlässlich seines 20-jährigen Jubiläums 

mit dieser Veranstaltung aufgreifen. Herzlich eingeladen sind alle 

Akteur*innen aus dem Sozial- und Gesundheitswesen, Patient*innen 

sowie deren Interessenvertretungen und Beratungsstellen.

12. niedersächsische Aktionstag für seelische Gesundheit
25. September 2019, Celle
1991 erklärte die World Federation für Mental Health den 10. Oktober  

zum internationalen Aktionstag für Seelische Gesundheit. 2007 wurde  

in Deutschland das entsprechende Aktionsbündnis gegründet. Seit 

2008 finden auch in Niedersachsen, abwechselnd in verschiedenen 

Kommunen, Aktionstage statt, zusammen mit dem jeweiligen Sozial- 

psychiatrischen Verbund vor Ort. In diesem Jahr sind der Sozialpsy- 

chiatrische Verbund und die Gesundheitsregion des Landkreises Celle 

Kooperationspartner*in. Mit dem 12. Niedersächsischen Aktionstag für 

seelische Gesundheit wollen wir uns mit den verschiedenen Aspekten 

der Verbindung von Kreativität und psychischen Krisen und Störungen 

beschäftigen. Dieses Mal steht nicht die Verbesserung der gemeinde- 

psychiatrischen Versorgung im Fokus der Veranstaltung. Wir wollen 

vielmehr die Bedeutung von Kunst und Kultur für die Förderung der  

psychischen Gesundheit in der Gemeinde und für das seelische 

Wohlbefinden jedes einzelnen hervorheben.

Gut gemeint ist noch nicht gut gemacht! – 
Lernwerkstätte zu Good Practice-Kriterien
Qualitätsentwicklung gewinnt im Rahmen von Gesundheitsförderung 

und Prävention zunehmend an Bedeutung. Deswegen sehen sich 

Akteur*innen dazu aufgefordert, ihre Projekte und Maßnahmen syste- 

matisch zu planen, umzusetzen sowie zu evaluieren, um die Qualität 

der Arbeit zu verbessern beziehungsweise zu belegen. Doch was macht 

eine gute Praxis überhaupt aus? Welche guten Beispiele gibt es, die 

Orientierung bieten könnten? Zur Unterstützung dieser Fragen wurden 

2004 vom Kooperationsverbund Gesundheitliche Chancengleichheit 

zwölf Good Practice-Kriterien entwickelt. Anhand von Impulsen und 

Praxisbeispielen wird die Bedeutung ausgewählter Kriterien für die 

praktische Arbeit aufgezeigt und zusammen mit den Teilnehmenden 

auf ihre Arbeitssituation übertragen. 

Grundlagen zur entwicklung von Projekten und maßnahmen schaffen: 
Konzeption, Zielgruppenbezug und Setting-Ansatz 
22. August 2019, hannover

Strategieentwicklung als Basis für gemeinsames handeln: 
integriertes handlungskonzept und Vernetzung 
30. September 2019, hannover

Von Anfang an mitgedacht: 
nachhaltigkeit durch multiplikator*innenkonzepte
19. november 2019, hannover

Voraussetzung für Beteiligungsprozesse: 
niedrigschwellige Arbeitsweise und empowerment 
10. dezember 2019, hannover
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düfte, die erreichen – mit Kräutern aktivieren
20. August 2019, hannover

»it´s raining men …« – Angebote geschlechtersensibel denken!
21. August 2019, hannover

nutzen Sie menschen mit demenz als experten
(expertenstandard Beziehungsgestaltung in der Pflege)
22. August 2019, hannover

umgang mit »schwierigen« Angehörigen
27. August 2019, hannover

das indikatorenmodell – die Qualitätsbeurteilung durch den mdK
4. September 2019, hannover

das Strukturmodell zur entbürokratisierung der 
Pflegedokumentation – Verstehen, anwenden, vertiefen!
05. September 2019, hannover

durch Beschwerden und Kritik zum erfolg – das geht?!
10. September 2019, hannover

ein anderer Blickwinkel lohnt sich – 
Wohnraumgestaltung hat viele Facetten
12. September 2019, hannover

endlich mal die Seele baumeln lassen? – 
entspannungsmethoden in der Betreuungsarbeit
16. September 2019, hannover

Beratungswissen in der Pflege – das update
19. September 2019, hannover

dSGVo – Was muss ich wirklich, wirklich tun?
24. September 2019, hannover

Beratungswissen in der Pflege – das update
26. September 2019, hannover

F o r t B i L d u n G S P r o G r A m m 
für Führungskräfte und Beschäftigte in der Pflege und Betreuung

F o r t B i L d u n G S P r o G r A m m 

Stress? nein, danke!
05. September 2019, Papenburg

Wenn die Seele überläuft – psychische Gesundheit in der Kita
10. September 2019, Bremen

natur bewegt erleben – Bewegungsanreize der natur nutzen
12. September 2019, Lüneburg

Gut ankommen – übergang in die stationäre Pflege gestalten
19. August 2019, hannover (Wiederholungstermin)

Angst im Alter
25. September 2019, hannover

Kompetenzzentrum 
für gesundheitsförderung 
in Kitas

W e i t e r B i L d u n G  e Lt e r n - P r o G r A m m  S C h At Z S u C h e 

1. termin: »die Schatzsuche beginnt«
01. oktober 2019

2. termin: »entwicklung zwischen risiko und resilienz«
02. oktober 2019

3. termin: »umgang mit Vielfalt«
07. november 2019

4. termin: »Kommunikation und Kooperation mit eltern«
08. november 2019

5. termin: »das eltern-Programm Schatzsuche i«
09. dezember 2019

6. termin: »das eltern-Programm Schatzsuche ii«
10. dezember 2019

Ort: hannover. Weitere infos unter: www.schatzsuche-kita.de
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n i e d e r S AC h S e n 

02.07.2019 » Aktuelle Themen des Infektions- 
schutzes, hannover, Kontakt: akademie für 
öffentliches gesundheitswesen düsseldorf (afög),  
tel.: (02 11) 31 09 60, 
e-Mail: info@akademie-oegw.de,
internet: www.akademie-oegw.de
20.08.2019 » 3. Pflegetag Niedersachsen, 
hannover, Kontakt: deutscher Berufsverband für 
Pflegeberufe dBfK, tel.: (05 11) 69 6 84 40, 
e-Mail: nordwest@dbfk.de, internet: www.dbfk.de
28.08.2019 » Kopf ab, Bein ab, Arm ab?  
Digitale Spielewelten von Mädchen und Jungen, 
hannover, Kontakt: landesstelle Jugendschutz 
niedersachsen, tel.: (05 11) 85 87 88, 
e-Mail: info@jugendschutz-niedersachsen.de, 
internet: www.jugendschutz-niedersachsen.de
03.09.2019 » WENIG ZEIT, VIEL TECHNIK? 
Chancen und Risiken des Technikeinsatzes in 
der Altenpflege, hannover, Kontakt: evangelisches 
MedienserviceZentrum der evangelisch-lutherischen 
landeskirche hannovers, tel.: (05 11) 1 24 19 64, 
e-Mail: kay.oppermann@evlka.de, 
internet: www.zfg-hannover.de
06.09.2019 » Palliativ Kongress, hannover, 
Kontakt: renafan akademie ggmbh, 
tel.: (0 30) 4 38 19 09 77, e-Mail: akademie@renafan.de, 
internet: www.renafan-akademie.de
18.09.2019 » 45. Herzforum, hannover, 
Kontakt: KelCon gmbh, tel.: (0 61 82) 9 46 66 42, 
e-Mail: m.czaplik@kelcon.de, 
internet: www.kelcon.de

B u n d e S W e i t

28.–31.08.2019 » Mit uns ist zu rechnen! 
Selbst-Vertreter stärken sich – Der Kongress. 
Für uns. Für Alle., leipzig, Kontakt: Bildungsinstitut 
inform der Bundesvereinigung lebenshilfe e. V., 
tel.: (06 42 1) 49 11 72, 
e-Mail: institut-inform@lebenshilfe.de, 
internet: www.lebenshilfe.de
01.–04.09.2019 » 12. Gesundheitsgipfel am 
Starnberger See – Das Betriebliche Gesundheits- 
management gestalten, starnberger see,  
Kontakt: gemeinnütziges Bildungswerk des deutschen 
gewerkschaftsbundes e. V., tel.: (02 11) 4 30 12 34,  
internet: www.dgb-bildungswerk.de
02.–04.09.2019 » Treffpunkt BGW forum 
2019 – Kongress zum Gesundheitsschutz in 
Krankenhaus und Klinik, hamburg, Kontakt: 
Berufsgenossenschaft für gesundheitsdienst und 
Wohlfahrtspflege (BgW), tel.: (0 40) 20 20 70,  
e-Mail: bgwforum@bgw-online.de, 
internet: www.bgw-online.de
05.–07.09.2019 » 31. Jahreskongress der 
Deutschen Gesellschaft für Geriatrie (DGG), 
frankfurt am Main, Kontakt: aey Congresse gmbh, 
tel.: (0 30) 29 00 65 94, 
e-Mail: dgg2019@aey-congresse.de, 
internet: www.geriatrie-kongress.de

11.09.2019 » menschen.rechte. Wie die UN-
Behindertenrechtskonvention die Gesellschaft 
verändert. Zwischenbilanz mit Aussicht., Berlin, 
Kontakt: fürst-donnersmarck-stiftung (fdst), 
landeszentrale für politische Bildung Berlin 
(lpb Berlin), tel.: (0 30) 9 02 27 49 66, 
e-Mail: landeszentrale@senbjf.berlin.de, 
internet: www.berlin.de
11.–13.09.2019 » 14. Jahrestagung der 
Deutschen Gesellschaft für Epidemiologie 
(DGEpi) »Daten analysieren für informierte 
Entscheidungen«, ulm, Kontakt: deutsche 
gesellschaft für epidemiologie (dgepi), 
tel.: (07 31) 50 03 10 76, 
e-Mail: geschaeftsstelle@dgepi.de, 
internet: www.2019.dgepi.de
11.–14.09.2019 » Kongress für Kinder- und 
Jugendmedizin, München, Kontakt: m:con – 
mannheim:congress gmbh, tel.: (06 21) 4 10 61 37, 
e-Mail: dgkj@mcon-mannheim.de, 
internet: www.dgkj2019.de
12.–14.09.2019 » 29. Deutscher Hautkrebs- 
kongress der Arbeitsgemeinschaft Derma- 
tologische Onkologie (ADO), ludwigshafen, 
Kontakt: Conventus Congressmanagement & 
Marketing gmbh, tel.: (0 36 41) 3 11 63 24, 
e-Mail: ado@conventus.de, 
internet: www.ado-kongress.de
14.09.2019 » Demenz Kongress, ulm, Kontakt: 
renafan akademie ggmbh, tel.: (0 30) 4 38 19 09 77, 
e-Mail: akademie@renafan.de, 
internet: www.renafan-akademie.de
16.–17.09.2019 » Clusterkonferenz Zukunft 
der Pflege, Berlin, Kontakt: Pflegepraxiszentrum 
Berlin (PPZ Berlin), evangelisches Johannesstift (eJs), 
tel.: (0 30) 33 60 92 06, 
e-Mail: maria.eckart@evangelisches-johannesstift.de, 
internet: www.ppz-berlin.de
16.–17.09.2019 » Bilanzveranstaltung 
»Gemeinsam vom Gesetz zur Praxis« – Bilanz 
und Ausblick zur Umsetzung des Bundesteil- 
habegesetzes, Berlin, Kontakt: deutscher Verein  
für öffentliche und private fürsorge e. V.  
(deutscher Verein), tel.: (0 30) 62 98 06 06, 
e-Mail: ernstberger@deutscher-verein.de, 
internet: www.umsetzungsbegleitung-bthg.de
16.–18.09.2019 » Gemeinsame Jahrestagung 
der Deutschen Gesellschaft für Medizinische 
Soziologie (DGMS) und der Deutschen Gesell- 
schaft für Sozialmedizin und Prävention 
(DGSMP) »Neue Ideen für mehr Gesundheit«, 
düsseldorf, Kontakt: institut für Medizinische sozio- 
logie, heinrich-heine-universität, universitätsklinikum 
düsseldorf, tel.: (02 11) 8 11 43 60, 
e-Mail: info@duesseldorf2019.de, 
internet: www.duesseldorf2019.de
17.–18.09.2019 » Gesundheitswirtschafts- 
kongress 2019, hamburg, Kontakt: WisO hanse 
management gmbh (WisO hanse), 
tel.: (0 30) 49 85 50 31, e-Mail: info@
gesundheitswirtschaftskongress.de, 
internet: www.gesundheitswirtschaftskongress.de

19.09.2019 » 11. VDSI-Forum NRW 2019 
»Betrieblicher Wandel und Arbeitsschutz: 
Sicherheit und Gesundheitsschutz mit- 
gestalten!«, Wuppertal, Kontakt: Vdsi-regionen aus 
nordrhein-Westfalen, fachgebiet sicherheits- und 
Qualitätsrecht der Bergischen universität Wuppertal  
& institut aser e. V., tel.: (02 02) 43 90, 
e-Mail: webmaster@uni-wuppertal.de, 
internet: www.uni-wuppertal.de
25.–27.09.2019 » 14. Kongress der Fachgruppe 
Gesundheitspsychologie der Deutschen Gesell- 
schaft für Psychologie (DGPs) »Das richtige  
Maß – Gesundheitspsychologie zwischen 
Individualisierung und Bevölkerungsbezug«, 
greifswald, Kontakt: universität greifswald, 
tel.: (0 38 34) 4 20 38 00, 
e-Mail: gp2019@uni-greifswald.de, 
internet: www.uni-greifswald.de
26.–27.09.2019 » 1. Kongress der Teilhabe- 
forschung, Berlin, Kontakt: aktionsbündnis teilhabe- 
forschung (aB thf), tel.: (030) 29 38 17 70, 
e-Mail: teilhabeforschung@imew.de, 
internet: www.teilhabeforschung.org
30.09. –01.10.2019 » Fachtag Schwangerschaft, 
altenkirchen, Kontakt: deutscher hebammen Verband, 
tel.: (07 21) 98 18 90, 
e-Mail: info@hebammenverband.de, 
internet: www.hebammenverband.de

i n t e r n At i o n A L

10.–12.07.2019 » Internationale Pädagogische 
Werktagung Salzburg, salzburg, 
Kontakt: Katholisches Bildungswerk salzburg, 
tel.: (+43) 6 62 80 47 75 24, 
e-Mail: melanie.erlinger@bildungskirche.at,
internet: www.bildungskirche.at
27.–28.08.2019 » Dreiländerkongress Gesund- 
heits- und Medizinsoziologie »Krankheit und 
Gesundheit im Lebensverlauf«, Winterthur 
(schweiz), Kontakt: Züricher hochschule für 
angewandte Wissenschaften, Winterthur, 
e-Mail: andreas.baenziger@gmx.ch, 
internet: www.gessoz-kongress.ch
08.–11.09.2019 » EUROTOX 2019: Toxicology – 
Science Providing Solutions, helsinki (finnland), 
Kontakt: K.i.t. group gmbh dresden, 
tel.: (+49) 35 14 84 27 31, 
e-Mail: info@eurotox-congress.com, 
internet: www.eurotox-congress.com
12.–14.09.2019 » The ECCO 2019 European 
Cancer Summit, Brüssel (Belgien), Kontakt: 
eCCO – european CanCer Organisation, 
tel.: (+32) 27 75 02 01, 
e-Mail: agnese.abolina@ecco-org.eu, 
internet: www.eccosummit.eu
15.–19.09.2019 » 18th Human Proteome 
Organization World Congress, adelaide 
(australien), Kontakt: australasian Proteomics 
society (aPs), tel.: (+61) 3 86 58 95 30, 
e-Mail: hupo2019@asnevents.net.au, 
internet: www.hupo2019.org


